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Erdgas-Brennwerttechnik: Energieeinsparung durch Reduzierung 
der Abgastemperaturenn und Kondensationswärme-Nutzung



Liebe Nutzer dieses Handbuchs,

es freut uns sehr, dass Sie den persönlichen Bauordner der Stadtwerke Schwäbisch 

Gmünd GmbH nutzen möchten. In Ergänzung mit diesem Handbuch wollen  

Ihnen unsere Experten den Anschluss Ihrer Immobilie an unser Versorgungsnetz so 

gut wie nur möglich erleichtern. Von unserer Unterstützung sollen Sie profitieren  

und vor allem eines: Zeit und Geld sparen. 

Die Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH ist überwiegend in kommunalem Besitz 

und versorgt die rund 60.000 Bürger der Stadt zuverlässig mit Strom, Erdgas,  

Wasser, Fernwärme. Darüber hinaus bieten wir über unsere Tochter GmündCOM 

GmbH Telekommunikationsdienstleistungen für sämtliche Ansprüche moderner 

Kommunikation an. Außerdem betreiben die Stadtwerke die kommunalen Bäder.  

Die Stadtwerke sind ein Teil der Stadt.

Wir möchten Ihnen mit diesem Handbuch ebenso zeigen, dass die Versorgung  

aus einer Hand eine einfache und zugleich kostengünstige Lösung ist.

Sie wissen, gute Planung ist alles. Und bei einem Bauprojekt gibt es eine Menge 

Beteiligter, die einzubeziehen sind, sowie eine Vielzahl baurechtlicher Vorschriften, 

die zu berücksichtigen sind. Der persönliche Bauordner hilft Ihnen dabei, die  

Übersicht zu bewahren, Zeit- und Kostenpläne im Blick zu behalten.

Und wenn Sie einmal nicht weiterwissen, rufen Sie uns an. Ein persönliches  

Gespräch kann mehr helfen als eine noch so gut gepflegte Checkliste.

Falls Sie neu sind in unserer Stadt: Herzlich willkommen! Wenn Sie bereits Bürger 

der Stadt sind, freuen wir uns, dass Sie mit Ihrem Bauprojekt auch dazu beitragen, 

Ihren Wohnort attraktiv zu halten. Die Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH 

unterstützt Sie dabei. Wir fühlen uns für Lebensqualität zuständig.

Freundliche Grüße

Ihre Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH
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Was muss ich bei der Hausplanung berücksichtigen?

Auszüge der wichtigsten neuen Richtlinien und Gesetze

Wie erhalte ich einen Netzanschluss?

Was kostet ein Netzanschluss?

Auftragserteilung

Wie sieht der Hausanschlussraum aus?
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Ihr neuer Mehrsparten-Hausanschluss

Alles in einem ...

Schlüsselfertige Erstellung der Hausanschlüsse Strom, Telekommunikation,  

Kabelfernsehen, Gas und Wasser in einem Graben

Mehrsparten-Hausanschluss (MSH)

durch Ihre Stadtwerke Schwäbisch Gmünd

Die Vorteile für Sie:

	 Alle Anschlussleitungen werden in einem Graben – über eine gemeinsame  

	 Hauseinführung – in den Anschlussraum geführt.

	 In der Außenwand ist nur noch eine Bohrung für alle Anschlussleitungen  

	 erforderlich. 

	 Sie benötigen für die Installation im Haus deutlich weniger Platz.

	 Auch für nicht unterkellerte Gebäude steht ein geeignetes System  

	 zur Verfügung. 
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Hausanschlussleitungen planen

Achtung! Bitte berücksichtigen:

	 Die Leitungstrasse sollte geradlinig verlaufen und darf nicht überbaut werden  

	 (z. B. Sträucher, Bäume, Carport).

	 Die Leitungen sollten nicht im Arbeitsraum verlegt werden. 

	 Der Arbeitsraum im Leitungsbereich darf sich nach dem Verfüllen nicht setzen.  

	 Dies wird duch eine Trockenmauer oder durch den Einbau von verdichtungs- 

	 fähigem Material erreicht. 

	 In Leerrohren unter der Bodenplatte dürfen keine Leitungen verlegt werden  

	 (nur mit einer MSH-Fußboden-Hauseinführung möglich).
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Strom-Zählerplatz
Zählerschrank nach DIN VDE 0603-1 und DIN 73870

Zählerschränke werden in leicht zugänglichen Räumen oder Bereichen untergebracht, 

z. B. gemäß DIN 18012 in Hausanschlussräumen, in Hausanschlussnischen, auf Haus- 

anschlusswänden, in Zählerräumen. Zählerschränke dürfen nicht in Wohnungen  

von Mehrfamilienhäusern, über Treppenstufen, in Wohnräumen, Küchen, Toiletten, 

Bade-, Dusch- und Waschräumen sowie auf Speichern bzw. Dachböden vorgesehen 

werden. 

In Räumen, deren Temperatur dauernd 30°C übersteigt, sowie in feuer- oder 

explosionsgefährdeten Räumen/Bereichen dürfen Zählerschränke nicht installiert  

werden. 

Zählerschränke sind 
über hinausragende 
Podeste und über 
Treppenstufen nicht 
zulässig.

Ihr persönlicher Bauordner

Vor dem Zählerschrank muss eine Bedienungs- und Arbeitsfläche mit einer Tiefe  

von mindestens 1,20 m freigehalten werden. Für Fragen stehen Ihnen Ihr Elektro-

installateur oder Ihre Stadtwerke Schwäbisch Gmünd gerne zur Verfügung.

Abstand vom Fußboden bis zur  
Mitte der Zähl- und Messeinrichtung: 
0,80 - 1,80 m über FFBFo
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Heizungssysteme

Informationen zu umweltfreundlichen Heizungsarten

z.B. erdgasbetriebene Blockheizkraftwerke, Erdgasheizung, Wärmepumpen

Gerne beraten Sie die bei den Stadtwerken Schwäbisch Gmünd einge- 

tragenen Installateure. Die Adressen finden Sie auf unserer Internetseite:  

www.stwgd.de

Ihr persönlicher Bauordner
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Niedertemperatur-Heizkessel Erdgas-Brennwertkessel

150°C 40°C

Erdgas-Brennwerttechnik: 
Energieeinsparung 
durch Reduzierung der 
Abgastemperaturenn 
und Kondensationswärme-
Nutzung

Erdgasbetriebenes  
Blockheizkraftwerk

Abgastemperatur:



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Telekommunikation
Alles aus einer Hand: schnelles Internet und Telefon

Beispielskizze für eine Komplettverkabelung

Die Beispielskizze erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Die tatsächliche 

Planung Ihrer Anlagen kann davon abweichen.

Für konkrete Fragen zu Ihrer Hausinstallation wenden Sie sich bitte an Ihren  

Architekten, Fachplaner oder an Ihr eingetragenes Vertragselektroinstallations- 

unternehmen.

Ihr persönlicher Bauordner
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ONT (Modem) 4 Fasern
Glasfaserkabel

Zählerkasten
(Strom, Wasser, Gas)

Stromanschluss
230 Volt

Hausanschlussübergabebox
(Spleißbox)

Telefon Internet TV

Telefon Internet TV

Cat-6/7	 IP-TV / analog 

Cat-6/7	 Internet 

Cat-6/7	 Telefon 

Lichtwellen-Patch-Kabel 

Kupferkabel ggf für  

Smart-Metering-Dienste 

Eigentumsgrenzen  

GmündCOM / Kundenanlage 

Eigentum GmündCOM



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Telekommunikation
Alles aus einer Hand: schnelles Internet und Telefon

Passiver Open Access Netzanschluss

Für die Bereitstellung des Passive Open Access Anschlusses sowie die Montage 

unterbreitet Ihnen die GmündCOM gerne ein Angebot. Der Abgangssteck-

anschluss für das Lichtwellen-Patch-Kabel der Hausanschlussübergabebox stellt 

die Eigentumsgrenze der GmündCOM zum Kunden dar.

Es werden für ein EFH voraussichtlich 4 Fasern vorgehalten: 2 Fasern für haus- 

eigene Dienste (z. B. Smart Metering) und 2 Fasern für Dienste wie z. B. Internet, 

Telefonie, TV und weitere Mehrwertdienste.

Aktiver Open Access Netzanschluss

Der Aktive Open Access Netzanschluss wird nach Inbetriebnahme des ersten 

Services von der GmünCOM montiert und bleibt ebenfalls Eigentum der  

GmündCOM. Der Open Access Netzanschluss bietet dem Nutzer die Möglich- 

keit seinen Home-Router, z. B. eine Fritz!Box, anzuschließen und dann  

Internet im Haus zu verteilen, z. B. mittels WLAN.

Ihr persönlicher Bauordner

Aktiver Open Access Netzanschluss

FRITZ!Box Fon WLAN 7390
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

FTTH – Fibre to the Home

Beispielskizze für ein Einfamilienhaus

Übergabe des Open Access Netzanschluss erfolgt im Keller. 

Die Verlegung der Kabel von aktiver Open Access Netzanschlussbox  

zu den weiteren Anbindungen muss vom Kunden geleistet werden.

Ihr persönlicher Bauordner
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Aktiver Open Access Netzanschluss

Stromanschluss 230 Volt

 

 

 

Netzwerkkabel (Cat 5, 6, 7 etc.) 

Leistung, die vom  

Kunden zu erbringen ist. 

Leistung, die von der  

GmündCOM erbracht wird. 

Eigentum der GmündCOM.



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

FTTH – Fibre to the Home

Beispielskizze für ein Einfamilienhaus

Übergabe des Open Access Netzanschluss erfolgt im Geschoss Ihrer Wahl,  

z.B. im Erdgeschoss.

Ihr persönlicher Bauordner

Die Verlegung der Kabel von passiver  
zu aktiver Open Access Netzanschluss-
box muss vom Kunden geleistet werden.

Zusätzlich kann ein Kupferkabel für 
Smart-Metering-Dienste mitverlegt 
werden.

1.5

Aktiver Open Access Netzanschluss

Stromanschluss 230 Volt

Passiver Open Access Netzanschluss
Kleiner Wandverteiler ca. 8 x5 cm

4 Fasern

Glasfaserkabel
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LWL-Kabel 

Kupferkabel (Cat 5, 6, 7 oder 

Telefonkabel) 

Leistung, die vom Kunden zu 

erbringen ist. 

Leistung, die von der GmündCOM 

erbracht wird. 

Eigentum der GmündCOM.



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

FTTH – Fibre to the Home

Beispielskizze für ein Zweifamilienhaus

Übergabe des Open Access Netzanschluss erfolgt in jeder Wohneinheit.

Ihr persönlicher Bauordner

Die Verlegung der Kabel von 
der passiven zu den aktiven Open 
Access Netzanschlussboxen in 
den jeweiligen Wohneinheiten ist 
vom Kunden zu erbringen.

Für den Fall das Smart-Metering-
Dienste gewünscht sind sollte 
ein Kupferkabel mitverlegt werden.
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Aktiver Open Access Netzanschluss

Aktiver Open Access Netzanschluss

Stromanschluss 230 Volt

Stromanschluss 230 Volt

Passiver Open Access Netzanschluss
Kleiner Wandverteiler ca. 8 x5 cm

4 Fasern

Glasfaserkabel
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LWL-Kabel 

Kupferkabel (Cat 5, 6, 7  

oder Telefonkabel) 

Leistung, die vom Kunden  

zu erbringen ist. 

Leistung, die von der GmündCOM  

erbracht wird. 

Eigentum der GmündCOM.



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Telekommunikation
Alles aus einer Hand: schnelles Internet und Telefon

Tipps für die Bauherren 

Schon bei der Planung des Gebäudes sollte 

mit Leerrohren und Netzwerkleitungen  

zu den Zimmern rechtzeitig vorgesorgt wer- 

den. Voraussetzung ist eine sternförmige 

Versorgung von einem zentralen Punkt aus, 

z. B. mit Netzwerkkabeln neuesten Stan- 

dards (CAT 7). Dies spart später Kosten und 

Ärger. Hier sollte schon bei der Installation 

großzügig geplant werden. Über die Details 

und bei konkreten Fragen zu Ihrer Haus-

installation wenden Sie sich bitte an Ihren 

Architekten, Fachplaner oder an Ihr ein- 

getragenes Vertragselektroinstallationsun-

ternehmen.

Glasfaser ermöglicht  

den Anschluss aus einer Hand 

Das moderne Glasfasernetz der Gmünd-

COM bringt sämtliche Kommunikations-

dienste auf Qualitätsniveau direkt bis ins 

Haus. Ganz unkompliziert und ohne großen 

Aufwand können Kunden so aus einer 

Hand auf schnelle Internetdienste, komfor-

table Telefonie-Angebote und zukünftig 

Fernsehen in hochauflösender Qualität 

zurückgreifen. Die umständliche Koordina-

tion dieser verschiedenen Angebote bei 

unterschiedlichen Anbietern entfällt, die 

Infrastruktur ist bei geeigneter Vorbereitung 

(siehe oben) zukunfts- und ausbaufähig.

Hochgeschwindigkeits-Internet 

Dank der hochmodernen Lichtwellenleiter 

sind praktisch fast keine Geschwindig- 

keitsgrenzen gesetzt. Derzeit bietet die 

GmündCOM bis 150 Mbit/s Down- 

load-Geschwindigkeit bzw. 3 Mbit/s Up- 

load-Geschwindigkeit.

Ihr persönlicher Bauordner
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Telefon 

Je nach Wunsch kann mit den geeigneten 

Telefonanlagen weitertelefoniert werden 

oder es können neue Dienste und Angebo-

te genutzt werden. So wird beispielsweise 

kein zusätzlicher ISDN-Anschluss mehr 

benötigt, kann aber optional dazu einge- 

richtet werden. Mobile Telefonnutzung ist 

zum Beispiel auch über WLAN möglich.

Mehrsparten-Hausanschluss 

Über einen sogenannten Mehrsparten-

Hausanschluss können künftig nicht nur die 

Leitungen für Telefon, Internet und Fern- 

sehen kompakt und an einer Stelle ins Haus 

geführt werden, sondern auch die An-

schlüsse für Gas, Wasser und Strom. So 

wird die komplette Hausversorgung mit 

Kommunikation und Infrastruktur für den 

Bauherrn aus einer Hand geboten. Dies 

senkt die Kosten und sorgt für eine ein- 

fache, sichere und servicegünstige Ver-

sorgung.

Auch beim Mehrsparten-Hausanschluss 

sollte rechtzeitig – schon vor Baubeginn –  

geplant werden. Auch hier helfen die 

Experten der GmündCOM bei Detailfragen 

und Planungen gerne weiter.

Um für die kommenden Herausforderungen 

und die derzeitigen digitalen Angebote ge- 

rüstet zu sein und um schon in der Ent-

wurfsphase zu planen, dass kostensenkend 

und zukunftsorientiert gebaut werden 

kann, sind auch die Genehmigungsbehör-

den als erste Ansprechpartner gefragt. 

Bauherren wenden sich noch vor dem Start 

in die heiße Phase an die Bauämter, die 

somit auf die wichtigen Fragen der 

Leerrohrverlegung, der Infrastruktur und 

der Beratung durch die Experten hinweisen.



Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die 
Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (Niederspannungsanschlussverordnung – NAV)

NAV Ausfertigungsdatum: 01.11.2006
Vollzitat: »Niederspannungsanschlussverordnung vom 1.November 2006 (BGBl. I S.2477), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
29. August 2016 (BGBl. I S.2034) geändert worden ist« Stand: Zuletzt geändert durch Art. 7 G v. 29.8.2016/2034

Fußnote 
Textnachweis ab: 8.11.2006 
Die V wurde als Artikel 1 der V v. 1.11.2006 I 2477 von der Bundesregierung und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie mit Zustim-
mung des Bundesrates erlassen. Sie ist gem. Art.  4 Satz 1 dieser V am 8.11.2006 in Kraft getreten.
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Teil 1 Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen

[1] Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, zu denen 
Netzbetreiber nach § 18 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes jeder-
mann an ihr Niederspannungsnetz anzuschließen und den Anschluss 
zur Entnahme von Elektrizität zur Verfügung zu stellen haben. Diese 
sind Bestandteil der Rechtsverhältnisse über den Netzanschluss an das 
Elektrizitätsversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung (Netzan-
schluss) und die Anschlussnutzung, soweit sie sich nicht ausdrücklich 
allein auf eines dieser Rechtsverhältnisse beziehen. Die Verordnung gilt 
für alle nach dem 12.Juli 2005 abgeschlossenen Netzanschlussverhält-
nisse und ist auch auf alle Anschlussnutzungsverhältnisse anzuwenden, 
die vor ihrem Inkrafttreten entstanden sind. Sie gilt nicht für den Netz-
anschluss von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren 
Energien und aus Grubengas.

[2] Anschlussnehmer ist jedermann im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 des 
Energiewirtschaftsgesetzes, in dessen Auftrag ein Grundstück oder Ge-
bäude an das Niederspannungsnetz angeschlossen wird oder im Übri-
gen jeder Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstücks oder 
Gebäudes, das an das Niederspannungsnetz angeschlossen ist.

[3] Anschlussnutzer ist jeder Letztverbraucher, der im Rahmen eines An-
schlussnutzungsverhältnisses einen Anschluss an das Niederspannungs-
netz zur Entnahme von Elektrizität nutzt.

[4] Netzbetreiber im Sinne dieser Verordnung ist der Betreiber eines 
Elektrizitätsversorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung im Sinne 
des § 18 Abs. 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes.

§ 2 
Netzanschlussverhältnis

[1] Das Netzanschlussverhältnis umfasst den Anschluss der elektrischen 
Anlage über den Netzanschluss und dessen weiteren Betrieb. Es be-
steht zwischen dem Anschlussnehmer und dem Netzbetreiber.

[2] Das Netzanschlussverhältnis entsteht durch Vertrag erstmalig mit 
dem Anschlussnehmer, der die Herstellung des Netzanschlusses in Auf-
trag gibt. Bei Herstellung eines Netzanschlusses ist der Netzanschluss-
vertrag schriftlich abzuschließen.

[3] Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer oder Erbbaube-
rechtigte sind, haben die schriftliche Zustimmung des Grundstücksei-
gentümers zur Herstellung und Änderung des Netzanschlusses unter 
Anerkennung der für den Anschlussnehmer und ihn damit verbunde-
nen Verpflichtungen beizubringen.

[4] Bei angeschlossenen Grundstücken oder Gebäuden entsteht das 
Netzanschlussverhältnis mit dem Eigentumserwerb an der Kundenanla-
ge zwischen dem jeweiligen Eigentümer und dem Netzbetreiber, sofern 
der bisherige Eigentümer der Anschlussnehmer gewesen ist. Zu diesem 
Zeitpunkt erlischt das Netzanschlussverhältnis mit dem bisherigen An-
schlussnehmer, sofern dieser Eigentümer der Kundenanlage gewesen 
ist; hinsichtlich bis dahin begründeter Zahlungsansprüche und Verbind-
lichkeiten bleibt der bisherige Anschlussnehmer berechtigt und ver-
pflichtet. Den Eigentumsübergang und die Person des neuen An-
schlussnehmers hat der bisherige Anschlussnehmer dem Netzbetreiber 
unverzüglich in Textform anzuzeigen. Der bisherige Anschlussnehmer 
hat dem neuen Anschlussnehmer die Angaben nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 zu 
übermitteln.



[5] Der Netzbetreiber hat dem neuen Anschlussnehmer den Vertrags-
schluss oder die Anzeige nach Absatz 4 Satz 3 unverzüglich in Textform 
zu bestätigen. Im Vertrag nach Absatz 2 oder in der Bestätigung nach 
Satz 1 ist auf die Allgemeinen Bedingungen einschließlich der ergänzen-
den Bedingungen des Netzbetreibers hinzuweisen.

§ 3 
Anschlussnutzungsverhältnis

[1] Inhalt der Anschlussnutzung ist das Recht zur Nutzung des Netzan-
schlusses zur Entnahme von Elektrizität. Die Anschlussnutzung umfasst 
weder die Belieferung des Anschlussnutzers mit Elektrizität noch den 
Zugang zu den Elektrizitätsversorgungsnetzen im Sinne des § 20 des 
Energiewirtschaftsgesetzes. Das Anschlussnutzungsverhältnis besteht 
zwischen dem jeweiligen Anschlussnutzer und dem Netzbetreiber.

[2] Das Anschlussnutzungsverhältnis kommt dadurch zustande, dass 
über den Netzanschluss Elektrizität aus dem Verteilernetz entnommen 
wird, wenn
1.	der Anschlussnutzer spätestens im Zeitpunkt der erstmaligen Ent- 
	 nahme einen Vertrag über den Bezug von Elektrizität abgeschlossen 
 	 hat oder die Voraussetzungen einer Ersatzversorgung nach § 38 des
	 Energiewirtschaftsgesetzes vorliegen und
2.	dem Anschlussnutzer oder dessen Lieferanten ein Recht auf Netzzu- 
	 gang nach § 20 des Energiewirtschaftsgesetzes zusteht.
	 Bei Kenntnis über den Wegfall der Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2  
	 ist der Netzbetreiber verpflichtet, den Anschlussnutzer und den 
	 Grundversorger hierüber unverzüglich in Textform zu unterrichten 
 	 und den Anschlussnutzer auf die Grundversorgung nach § 36 des 
 	 Energiewirtschaftsgesetzes und die Ersatzversorgung nach § 38 des 
 	 Energiewirtschaftsgesetzes hinzuweisen.

[3] Der Anschlussnutzer ist verpflichtet, dem Netzbetreiber die Aufnah-
me der Nutzung des Netzanschlusses zur Entnahme von Elektrizität 
unverzüglich mitzuteilen. Der Netzbetreiber hat dem Anschlussnutzer 
die Mitteilung unverzüglich in Textform zu bestätigen. In der Bestäti-
gung ist auf die Allgemeinen Bedingungen einschließlich der ergänzen-
den Bedingungen des Netzbetreibers und auf die Haftung des Netzbe-
treibers nach § 18 hinzuweisen.

§ 4 
Inhalt des Vertrages und der Bestätigung des Netzbetreibers 

[1] Der Netzanschlussvertrag und die Bestätigung des Netzbetreibers in 
Textform nach § 2 Abs. 5 Satz 1 und § 3 Abs. 3 Satz 2 sollen eine zu-
sammenhängende Aufstellung aller für den Vertragsschluss nach § 2 
Abs. 2 oder die Anschlussnutzung nach § 3 notwendigen Angaben ent-
halten, insbesondere
1.	Angaben zum Anschlussnehmer oder -nutzer (Firma, Registergericht, 

Registernummer, Familienname, Vorname, Geburtstag, Adresse, 
Kundennummer),

2.	Anlagenadresse und Bezeichnung des Zählers oder des Aufstellungs-
orts des Zählers,

3.	Angaben zum Netzbetreiber (Firma, Registergericht, Registernum-
mer und Adresse) und

4.	gegenüber dem Anschlussnehmer auch die am Ende des Netzan-
schlusses vorzuhaltende Leistung. Soweit die Angaben nach Satz 1 
Nr. 1 nicht vorliegen, ist der Anschlussnehmer oder -nutzer verpflich-
tet, diese dem Netzbetreiber auf Anforderung mitzuteilen.

[2] Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jedem Neukunden bei Entstehen 
des Netzanschlussverhältnisses oder des Anschlussnutzungsverhältnis-
ses und auf Verlangen den übrigen Kunden die Allgemeinen Bedingun-
gen unentgeltlich auszuhändigen. Er hat die Allgemeinen Bedingungen 
auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.

[3] Änderungen der ergänzenden Bedingungen, zu denen auch die 
Technischen Anschlussbedingungen nach § 20 gehören, und Kostener-
stattungsregelungen des Netzbetreibers werden jeweils zum Monats-
beginn erst nach öffentlicher Bekanntgabe und im Falle der Techni-
schen Anschlussbedingungen erst nach zusätzlicher Mitteilung an die 
Regulierungsbehörde wirksam. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, die 
Änderungen am Tage der öffentlichen Bekanntgabe auf seiner Internet-
seite zu veröffentlichen.

Teil 2 Netzanschluss

§ 5 
Netzanschluss

Der Netzanschluss verbindet das Elektrizitätsversorgungsnetz der allge-
meinen Versorgung mit der elektrischen Anlage des Anschlussnehmers. 
Er beginnt an der Abzweigstelle des Niederspannungsnetzes und endet 
mit der Hausanschlusssicherung, es sei denn, dass eine abweichende 
Vereinbarung getroffen wird; in jedem Fall sind auf die Hausanschluss-
sicherung die Bestimmungen über den Netzanschluss anzuwenden.

§ 6 
Herstellung des Netzanschlusses

[1] Netzanschlüsse werden durch den Netzbetreiber hergestellt. Die 
Herstellung des Netzanschlusses soll vom Anschlussnehmer schriftlich 
in Auftrag gegeben werden; auf Verlangen des Netzbetreibers ist ein 
von diesem zur Verfügung gestellter Vordruck zu verwenden. Der Netz-
betreiber hat dem Anschlussnehmer den voraussichtlichen Zeitbedarf 
für die Herstellung des Netzanschlusses mitzuteilen.

[2] Art, Zahl und Lage der Netzanschlüsse werden nach Beteiligung des 
Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen 
vom Netzbetreiber nach den anerkannten Regeln der Technik be-
stimmt. Das Interesse des Anschlussnehmers an einer kostengünstigen 
Errichtung der Netzanschlüsse ist dabei besonders zu berücksichtigen.

[3] Auf Wunsch des Anschlussnehmers hat der Netzbetreiber die Errich-
ter weiterer Anschlussleitungen sowie der Telekommunikationslinien im 
Sinne des § 3 Nr.26 des Telekommunikationsgesetzes im Hinblick auf 
eine gemeinsame Verlegung der verschiedenen Gewerke zu beteiligen. 
Er führt die Herstellung oder Änderungen des Netzanschlusses entwe-
der selbst oder mittels Nachunternehmer durch. Wünsche des An-
schlussnehmers bei der Auswahl des durchführenden Nachunterneh-
mers sind vom Netzbetreiber angemessen zu berücksichtigen. Der 
Anschlussnehmer ist berechtigt, die für die Herstellung des Netzan-
schlusses erforderlichen Erdarbeiten auf seinem Grundstück im Rahmen 
des technisch Möglichen und nach den Vorgaben des Netzbetreibers 
durchzuführen oder durchführen zu lassen. Der Anschlussnehmer hat 
die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des Netzan-
schlusses zu schaffen; für den Hausanschlusskasten oder die Hauptver-
teiler ist ein nach den anerkannten Regeln der Technik geeigneter Platz 
zur Verfügung zu stellen; die Einhaltung der anerkannten Regeln der 
Technik wird insbesondere vermutet, wenn die Anforderungen der DIN 
18012 (Ausgabe: November 2000 (Amtlicher Hinweis: Zu beziehen 
beim Beuth Verlag GmbH, Berlin)) eingehalten sind.

§ 7 
Art des Netzanschlusses

[1] Die Spannung beträgt am Ende des Netzanschlusses bei Drehstrom 
etwa 400 oder 230 Volt und bei Wechselstrom etwa 230 Volt. Die Fre-
quenz beträgt etwa 50 Hertz. Welche Stromart und Spannung für das 
Vertragsverhältnis maßgebend sein sollen, ergibt sich daraus, an wel-
che Stromart und Spannung die Anlage des Anschlussnehmers ange-
schlossen ist oder angeschlossen werden soll. Bei der Wahl der Strom-
art sind die Belange des Anschlussnehmers im Rahmen der jeweiligen 
technischen Möglichkeiten angemessen zu berücksichtigen.

§ 8 
Betrieb des Netzanschlusses

[1] Netzanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des Netzbetreibers. 
Er hat sicherzustellen, dass sie in seinem Eigentum stehen oder ihm zur 
wirtschaftlichen Nutzung überlassen werden; soweit erforderlich, ist der 
Anschlussnehmer insoweit zur Mitwirkung verpflichtet. Netzanschlüsse 
werden ausschließlich von dem Netzbetreiber unterhalten, erneuert, ge-
ändert, abgetrennt und beseitigt. Sie müssen zugänglich und vor Be-
schädigungen geschützt sein. Der Anschlussnehmer darf keine Einwir-
kungen auf den Netzanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

[2] Jede Beschädigung des Netzanschlusses, insbesondere ein Schaden 
an der Hausanschlusssicherung oder das Fehlen von Plomben, ist dem 
Netzbetreiber unverzüglich mitzuteilen.

[3] Änderungen des Netzanschlusses werden nach Anhörung des An-
schlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen vom 
Netzbetreiber bestimmt.
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§ 9 
Kostenerstattung für die Herstellung oder Änderung des Netz-
anschlusses

[1] Der Netzbetreiber ist berechtigt, vom Anschlussnehmer die Erstat-
tung der bei wirtschaftlich effizienter Betriebsführung notwendigen 
Kosten für
1.	die Herstellung des Netzanschlusses,
2.	die Änderungen des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder 

Erweiterung der Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Grün-
den vom Anschlussnehmer veranlasst werden, zu verlangen. Die 
Kosten können auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleich-
bare Fälle entstehenden Kosten pauschal berechnet werden. Im Falle 
einer pauschalierten Kostenberechnung sind Eigenleistungen des 
Anschlussnehmers angemessen zu berücksichtigen. Die Netzan-
schlusskosten sind so darzustellen, dass der Anschlussnehmer die An-
wendung des pauschalierten Berechnungsverfahrens einfach nachvoll- 
ziehen kann; wesentliche Berechnungsbestandteile sind auszuweisen. 

[2] Der Netzbetreiber ist berechtigt, für die Herstellung oder Änderun-
gen des Netzanschlusses Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den 
Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annahme besteht, dass der 
Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. Werden von einem Anschlussnehmer mehrere 
Netzanschlüsse beauftragt, ist der Netzbetreiber berechtigt, angemes-
sene Abschlagszahlungen zu verlangen.

[3] Kommen innerhalb von zehn Jahren nach Herstellung des Netzan-
schlusses weitere Anschlüsse hinzu und wird der Netzanschluss da-
durch teilweise zum Bestandteil des Verteilernetzes, so hat der Netzbe-
treiber die Kosten neu aufzuteilen und dem Anschlussnehmer einen zu 
viel gezahlten Betrag zu erstatten.

§ 10 
Transformatorenanlage

[1] Muss zum Netzanschluss eines Grundstücks eine besondere Transfor-
matorenanlage aufgestellt werden, so kann der Netzbetreiber verlan-
gen, dass der Anschlussnehmer einen geeigneten Raum oder Platz un-
entgeltlich für die Dauer des Netzanschlussverhältnisses zur Verfügung 
stellt. Der Netzbetreiber darf die Transformatorenanlage auch für andere 
Zwecke benutzen, soweit dies für den Anschlussnehmer zumutbar ist.

[2] Wird der Netzanschlussverhältnis für das Grundstück beendet, so 
hat der Anschlussnehmer die Transformatorenanlage noch drei Jahre 
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 
werden kann.

[3] Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen an eine 
andere geeignete Stelle verlangen, wenn ihm ihr Verbleiben an der bis-
herigen Stelle nicht mehr zugemutet werden kann. Die Kosten der Ver-
legung hat der Netzbetreiber zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Anla-
ge ausschließlich dem Netzanschluss des Grundstücks dient.

§ 11 
Baukostenzuschüsse

[1] Der Netzbetreiber kann von dem Anschlussnehmer einen angemes-
senen Baukostenzuschuss zur teilweisen Deckung der bei wirtschaftlich 
effizienter Betriebsführung notwendigen Kosten für die Erstellung oder 
Verstärkung der örtlichen Verteileranlagen des Niederspannungsnetzes 
einschließlich Transformatorenstationen verlangen, soweit sich diese 
Anlagen ganz oder teilweise dem Versorgungsbereich zuordnen lassen, 
in dem der Anschluss erfolgt. Baukostenzuschüsse dürfen höchstens 50 
vom Hundert dieser Kosten abdecken.

[2] Der von dem Anschlussnehmer als Baukostenzuschuss zu überneh-
mende Kostenanteil bemisst sich nach dem Verhältnis, in dem die an 
seinem Netzanschluss vorzuhaltende Leistung zu der Summe der Leis-
tungen steht, die in den im betreffenden Versorgungsbereich erstellten 
Verteileranlagen oder auf Grund der Verstärkung insgesamt vorgehal-
ten werden können. Der Durchmischung der jeweiligen Leistungsanfor-
derungen ist Rechnung zu tragen. Der Baukostenzuschuss kann auf der 
Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare Fälle entstehenden 
Kosten pauschal berechnet werden.

[3] Ein Baukostenzuschuss darf nur für den Teil der Leistungsanforde-
rung erhoben werden, der eine Leistungsanforderung von 30 Kilowatt 
übersteigt.

[4] Der Netzbetreiber ist berechtigt, von dem Anschlussnehmer einen 
weiteren Baukostenzuschuss zu verlangen, wenn der Anschlussnehmer 
seine Leistungsanforderung erheblich über das der ursprünglichen Be-
rechnung zugrunde liegende Maß hinaus erhöht. Der Baukostenzu-
schuss ist nach den Absätzen 1 und 2 zu bemessen.

[5] Der Baukostenzuschuss und die in § 9 geregelten Netzanschlusskos-
ten sind getrennt zu errechnen und dem Anschlussnehmer aufgeglie-
dert auszuweisen.

[6] § 9 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 12 
Grundstücksbenutzung

[1] Anschlussnehmer, die Grundstückseigentümer sind, haben für Zwe-
cke der örtlichen Versorgung (Niederspannungs- und Mittelspannungs-
netz) das Anbringen und Verlegen von Leitungen zur Zu- und Fortlei-
tung von Elektrizität über ihre im Gebiet des Elektrizitätsversorgungs- 
netzes der allgemeinen Versorgung liegenden Grundstücke, ferner das 
Anbringen von Leitungsträgern und sonstigen Einrichtungen sowie er-
forderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht 
betrifft nur Grundstücke,
1.	die an das Elektrizitätsversorgungsnetz angeschlossen sind,
2.	die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einem 	
	 an das Netz angeschlossenen Grundstück genutzt werden oder
3. für die die Möglichkeit des Netzanschlusses sonst wirtschaftlich vor-	
	 teilhaft ist. Sie besteht nicht, wenn die Inanspruchnahme der Grund- 
	 stücke den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer 
	 Weise belasten würde; insbesondere ist die Inanspruchnahme des 
 	 Grundstücks zwecks Anschlusses eines anderen Grundstücks an das 
 	 Elektrizitätsversorgungsnetz grundsätzlich verwehrt, wenn der An- 
	 schluss über das eigene Grundstück des anderen Anschlussnehmers 
 	 möglich und dem Netzbetreiber zumutbar ist.

[2] Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beab-
sichtigten Inanspruchnahme des Grundstücks zu benachrichtigen.

[3] Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumut-
bar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Netzbetreiber zu tragen; 
dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen ausschließlich dem Anschluss 
des Grundstücks dienen.

[4] Wird die Anschlussnutzung eingestellt, so hat der Eigentümer die 
auf seinen Grundstücken befindlichen Einrichtungen noch drei Jahre 
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 
werden kann.

[5] Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für 
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen be-
stimmt sind.

§ 13 
Elektrische Anlage

[1] Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Instandhaltung der elektrischenAnlage hinter der Hausanschlusssiche-
rung (Anlage) ist der Anschlussnehmer gegenüber dem Netzbetreiber 
verantwortlich. Satz 1 gilt nicht für die Messeinrichtungen, die nicht im 
Eigentum des Anschlussnehmers stehen. Hat der Anschlussnehmer die 
Anlage ganz oder teilweise einem Dritten vermietet oder sonst zur Be-
nutzung überlassen, so bleibt er verantwortlich.

[2] Unzulässige Rückwirkungen der Anlage sind auszuschließen. Um 
dies zu gewährleisten, darf die Anlage nur nach den Vorschriften dieser 
Verordnung, nach anderen anzuwendenden Rechtsvorschriften und 
behördlichen Bestimmungen sowie nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und instand gehalten 
werden. In Bezug auf die allgemein anerkannten Regeln der Technik gilt 
§ 49 Abs. 2 Nr. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend. Die Ar-
beiten dürfen außer durch den Netzbetreiber nur durch ein in ein Instal-
lateurverzeichnis eines Netzbetreibers eingetragenes Installationsunter-
nehmen durchgeführt werden; im Interesse des Anschlussnehmers darf 
der Netzbetreiber eine Eintragung in das Installateurverzeichnis nur von 
dem Nachweis einer ausreichenden fachlichen Qualifikation für die 
Durchführung der jeweiligen Arbeiten abhängig machen. Mit Ausnah-
me des Abschnitts zwischen Hausanschlusssicherung und Messeinrich-
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tung einschließlich der Messeinrichtung gilt Satz 4 nicht für Instandhal-
tungsarbeiten. Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet 
werden, die entsprechend § 49 des Energiewirtschaftsgesetzes unter 
Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik hergestellt 
wurden. Die Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes 6 wird vermu-
tet, wenn die vorgeschriebene CE-Kennzeichnung vorhanden ist. So-
fern die CE-Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird dies auch 
vermutet, wenn die Materialien oder Geräte das Zeichen einer akkredi-
tierten Stelle tragen, insbesondere das VDE-Zeichen oder das GS-Zei-
chen. Materialien und Geräte, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder der Türkei oder einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Freihandelsassoziation, der Vertragspartei des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, rechtmäßig hergestellt 
oder in den Verkehr gebracht worden sind und die den technischen 
Spezifikationen der Zeichen im Sinne des Satzes 8 nicht entsprechen, 
werden einschließlich der von den vorgenannten Staaten durchgeführ-
ten Prüfungen und Überwachungen als gleichwertig behandelt, wenn 
mit ihnen das geforderte Schutzniveau gleichermaßen dauerhaft er-
reicht wird. Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Ausführung der Arbei-
ten zu überwachen.

[3] Anlagenteile, in denen nicht gemessene elektrische Energie fließt, 
können vom Netzbetreiber plombiert werden. Die dafür erforderliche 
Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des Netzbetreibers vom 
Anschlussnehmer zu veranlassen.

[4] In den Leitungen zwischen dem Ende des Hausanschlusses und dem 
Zähler darf der Spannungsfall unter Zugrundelegung der Nennstrom-
stärke der vorgeschalteten Sicherung nicht mehr als 0,5 vom Hundert 
betragen.

§ 14 
Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage

[1] Der Netzbetreiber oder dessen Beauftragter hat die Anlage über den 
Netzanschluss an das Verteilernetz anzuschließen und den Netzan-
schluss in Betrieb zu nehmen. Die Anlage hinter dem Netzanschluss bis 
zu der in den Technischen Anschlussbedingungen definierten Trennvor-
richtung für die Inbetriebsetzung der nachfolgenden Anlage, anderen-
falls bis zu den Haupt- oder Verteilungssicherungen, darf nur durch den 
Netzbetreiber oder mit seiner Zustimmung durch das Installationsunter-
nehmen (§ 13 Abs. 2 Satz 2) in Betrieb genommen werden. Die Anlage 
hinter dieser Trennvorrichtung darf nur durch das Installationsunterneh-
men in Betrieb gesetzt werden.

[2] Jede Inbetriebsetzung, die nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 und 
2 von dem Netzbetreiber vorgenommen werden soll, ist bei ihm von 
dem Unternehmen, das nach § 13 Abs. 2 die Arbeiten an der Anlage 
ausgeführt hat, in Auftrag zu geben. Auf Verlangen des Netzbetreibers 
ist ein von diesem zur Verfügung gestellter Vordruck zu verwenden.

[3] Der Netzbetreiber kann für die Inbetriebsetzung vom Anschlussneh-
mer Kostenerstattung verlangen; die Kosten können auf der Grundlage 
der durchschnittlich für vergleichbare Fälle entstehenden Kosten pau-
schal berechnet werden. Die Kosten sind so darzustellen, dass der An-
schlussnehmer die Anwendung des pauschalierten Berechnungsverfah-
rens einfach nachvollziehen kann.

§ 15 
Überprüfung der elektrischen Anlage

[1] Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Anlage vor und, um unzulässige 
Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter aus-
zuschließen, auch nach ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Er hat 
den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu 
machen und kann deren Beseitigung verlangen.

[2] Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder 
erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist der Netzbetreiber berech-
tigt, den Anschluss zu verweigern oder die Anschlussnutzung zu unter-
brechen; bei Gefahr für Leib oder Leben ist er hierzu verpflichtet.

[3] Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage 
sowie durch deren Anschluss an das Verteilernetz übernimmt der Netz-
betreiber keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 
nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine 
Gefahr für Leib oder Leben darstellen.

Teil 3 Anschlussnutzung

§ 16 
Nutzung des Anschlusses

[1] Der Netzbetreiber ist bei Bestehen eines Anschlussnutzungsverhält-
nisses verpflichtet, dem Anschlussnutzer in dem im Netzanschlussver-
hältnis vorgesehenen Umfang die Nutzung des Netzanschlusses jeder-
zeit zu ermöglichen. Dies gilt nicht, soweit und solange der Netz- 
betreiber hieran durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren 
Beseitigung ihm im Sinne des § 18 Abs.1 Satz 2 des Energiewirtschafts-
gesetzes aus wirtschaftlichen Gründen nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist.

[2] Die Anschlussnutzung hat zur Voraussetzung, dass der Gebrauch 
der Elektrizität mit einem Verschiebungsfaktor zwischen cos Phi = 0,9 
kapazitiv und 0,9 induktiv erfolgt. Anderenfalls kann der Netzbetreiber 
den Einbau ausreichender Kompensationseinrichtungen verlangen.

[3] Der Netzbetreiber hat Spannung und Frequenz möglichst gleichblei-
bend zu halten. Allgemein übliche Verbrauchsgeräte und Stromerzeu-
gungsanlagen müssen einwandfrei betrieben werden können. Stellt der 
Anschlussnutzer Anforderungen an die Stromqualität, die über die Ver-
pflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 hinausgehen, so obliegt es ihm 
selbst, innerhalb seines Bereichs Vorkehrungen zum störungsfreien Be-
trieb seiner Geräte und Anlagen zu treffen.

[4] Zwischen Anschlussnutzer und Netzbetreiber gelten die §§ 7, 8, 12 
und 13 Abs.1 und 2, § 14 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 sowie § 15 ent-
sprechend.

§ 17 
Unterbrechung der Anschlussnutzung

[1] Die Anschlussnutzung kann unterbrochen werden, soweit dies zur 
Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten oder zur Vermeidung eines 
drohenden Netzzusammenbruchs erforderlich ist. Der Netzbetreiber 
hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu behe-
ben. Eine notwendige Unterbrechung wegen eines vom Anschlussnut-
zer veranlassten Austauschs der Messeinrichtung durch einen Messstel-
lenbetreiber nach den Vorschriften des Messstellenbetriebsgesetzes hat 
der Netzbetreiber nicht zu vertreten.

[2] Der Netzbetreiber hat die Anschlussnutzer bei einer beabsichtigten 
Unterbrechung der Anschlussnutzung rechtzeitig in geeigneter Weise 
zu unterrichten. Bei kurzen Unterbrechungen ist er zur Unterrichtung 
nur gegenüber Anschlussnutzern verpflichtet, die zur Vermeidung von 
Schäden auf eine ununterbrochene Stromzufuhr angewiesen sind und 
dies dem Netzbetreiber unter Angabe von Gründen schriftlich mitge-
teilt haben. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die Unter-
richtung
1.	nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und der Netzbe- 
	 treiber dies nicht zu vertreten hat oder
2.	die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern 

würde. In den Fällen des Satzes 3 ist der Netzbetreiber verpflichtet, 
dem Anschlussnutzer auf Nachfrage nachträglich mitzuteilen, aus wel-
chem Grund die Unterbrechung vorgenommen worden ist.

§ 18 
Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung

[1] Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein Anschlussnutzer durch 
Unterbrechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnut-
zung erleidet, aus Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder unerlaub-
ter Handlung haftet und dabei Verschulden des Unternehmens oder 
eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen vorausgesetzt wird, wird
1.	hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich vermutet, dass 

Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt,
2.	hinsichtlich der Beschädigung einer Sache widerleglich vermutet, 

dass Vorsatz oder Fahrlässigkeit vorliegt. Bei Vermögensschäden 
nach Satz 1 Nr.1 ist die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit ausge-
schlossen.

[2] Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten Sachschä-
den ist die Haftung des Netzbetreibers gegenüber seinen Anschluss-
nutzern auf jeweils 5.000 Euro begrenzt. Die Haftung für nicht vorsätz-
lich verursachte Sachschäden ist je Schadensereignis insgesamt 
begrenzt auf
1.	2,5 Millionen Euro bei bis zu 25.000 an das eigene Netz angeschlos-

senen Anschlussnutzern;
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2.	10 Millionen Euro bei 25.001 bis 100.000 an das eigene Netz ange-
schlossenen Anschlussnutzern;

3.	20 Millionen Euro bei 100.001 bis 200.000 an das eigene Netz ange-
schlossenen Anschlussnutzern;

4.	30 Millionen Euro bei 200.001 bis einer Million an das eigene Netz 
angeschlossenen Anschlussnutzern;

5.	40 Millionen Euro bei mehr als einer Million an das eigene Netz an-
geschlossenen Anschlussnutzern. In diese Höchstgrenzen werden 
auch Schäden von Anschlussnutzern in vorgelagerten Spannungs-
ebenen einbezogen, wenn die Haftung ihnen gegenüber im Einzel-
fall entsprechend Satz 1 begrenzt ist.

[3] Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Anschlussnutzern 
anzuwenden, die diese gegen einen dritten Netzbetreiber im Sinne des 
§ 3 Nr.27 des Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaubter Handlung 
geltend machen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im Sinne des § 3  
Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes ist je Schadensereignis insgesamt 
begrenzt auf das Dreifache des Höchstbetrages, für den sie nach Ab-
satz 2 Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegenüber haften. Hat der drit-
te Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr.27 des Energiewirtschaftsgesetzes 
keine eigenen an das Netz angeschlossenen Anschlussnutzer im Sinne 
dieser Verordnung, so ist die Haftung insgesamt auf 200 Millionen Euro 
begrenzt. In den Höchstbetrag nach den Sätzen 2 und 3 können auch 
Schadensersatzansprüche von nicht unter diese Verordnung fallenden 
Kunden einbezogen werden, die diese gegen das dritte Unternehmen 
aus unerlaubter Handlung geltend machen, wenn deren Ansprüche im 
Einzelfall entsprechend Absatz 2 Satz 1 begrenzt sind. Der Netzbetrei-
ber ist verpflichtet, seinen Anschlussnutzern auf Verlangen über die mit 
der Schadensverursachung durch einen dritten Netzbetreiber im Sinne 
des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes zusammenhängenden 
Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder 
von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre 
Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

[4] Bei grob fahrlässig verursachten Vermögensschäden ist die Haftung 
des Netzbetreibers, an dessen Netz der Anschlussnutzer angeschlossen 
ist, oder eines dritten Netzbetreibers, gegen den der Anschlussnutzer 
Ansprüche geltend macht, gegenüber seinen Anschlussnutzern auf je-
weils 5.000 Euro sowie je Schadensereignis insgesamt auf 20 vom Hun-
dert der in Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten 
Höchstbeträge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1, 4 und 
5 gelten entsprechend.

[5] Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige Höchstgren-
ze, so wird der Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem die 
Summe aller Schadensersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Sind 
nach Absatz 2 Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4, jeweils auch in Verbin-
dung mit Absatz 4, Schäden von nicht unter diese Verordnung fallen-
den Kunden in die Höchstgrenze einbezogen worden, so sind sie auch 
bei der Kürzung nach Satz 1 entsprechend einzubeziehen. Bei Ansprü-
chen nach Absatz 3 darf die Schadensersatzquote nicht höher sein als 
die Quote der Kunden des dritten Netzbetreibers.

[6] Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 Euro, die weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig verursacht worden sind.

[7] Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverzüglich 
dem Netzbetreiber oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen 
Unternehmen mitzuteilen.

Teil 4
Gemeinsame Vorschriften

Abschnitt 1
Anlagenbetrieb und Rechte des Netzbetreibers

§ 19 
Betrieb von elektrischen Anlagen und Verbrauchsgeräten,	   
Eigenerzeugung

[1] Anlage und Verbrauchsgeräte sind vom Anschlussnehmer oder -nut-
zer so zu betreiben, dass Störungen anderer Anschlussnehmer oder 
-nutzer und störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetrei-
bers oder Dritter ausgeschlossen sind.

[2] Erweiterungen und Änderungen von Anlagen sowie die Verwen-
dung zusätzlicher Verbrauchsgeräte sind dem Netzbetreiber mitzutei-
len, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung erhöht oder mit 
Netzrückwirkungen zu rechnen ist. Nähere Einzelheiten über den Inhalt 
der Mitteilung kann der Netzbetreiber regeln.

[3] or der Errichtung einer Eigenanlage hat der Anschlussnehmer oder 
-nutzer dem Netzbetreiber Mitteilung zu machen. Der Anschlussneh-
mer oder -nutzer hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass von seiner Eigenanlage keine schädlichen Rückwirkungen in das 
Elektrizitätsversorgungsnetz möglich sind. Der Anschluss von Eigenan-
lagen ist mit dem Netzbetreiber abzustimmen. Dieser kann den An-
schluss von der Einhaltung der von ihm nach § 20 festzulegenden Maß-
nahmen zum Schutz vor Rückspannungen abhängig machen.

§ 20 
Technische Anschlussbedingungen

Der Netzbetreiber ist berechtigt, in Form von Technischen Anschlussbe-
dingungen weitere technische Anforderungen an den Netzanschluss 
und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage einschließlich 
der Eigenanlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und 
störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erforder-
nisse des Verteilernetzes, notwendig ist. Diese Anforderungen müssen 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Der An-
schluss bestimmter Verbrauchsgeräte kann in den Technischen An-
schlussbedingungen von der vorherigen Zustimmung des Netzbetrei-
bers abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur verweigert 
werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Versorgung 
gefährden würde.

§ 21 
Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat nach vorheriger Benachrichti-
gung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netzbetrei-
bers, des Messstellenbetreibers oder des Messdienstleisters den Zutritt 
zum Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies für 
die Prüfung der technischen Einrichtungen und Messeinrichtungen, 
zum Austausch der Messeinrichtung, auch anlässlich eines Wechsels 
des Messstellenbetreibers, zur Ablesung der Messeinrichtung oder zur 
Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung erforderlich 
ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen An-
schlussnehmer oder -nutzer oder durch Aushang an oder im jeweiligen 
Haus erfolgen. Im Falle der Ablesung der Messeinrichtungen muss die 
Benachrichtigung mindestens drei Wochen vor dem Betretungstermin 
erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Eine vorherige 
Benachrichtigung ist in den Fällen des § 24 Abs. 1 nicht erforderlich.

§ 22 
Mess- und Steuereinrichtungen

[1] Für Mess- und Steuereinrichtungen hat der Anschlussnehmer Zähler-
plätze nach den anerkannten Regeln der Technik unter Beachtung der 
technischen Anforderungen nach § 20 vorzusehen.

[2] Der Netzbetreiber bestimmt den Anbringungsort von Mess- und 
Steuereinrichtungen. Bei der Wahl des Aufstellungsorts ist die Möglich-
keit der Ausstattung mit einem intelligenten Messsystem nach dem 
Messstellenbetriebsgesetz zu berücksichtigen. In Gebäuden, die neu an 
das Energieversorgungsnetz angeschlossen werden, sind die Messstel-
len so anzulegen, dass Smart-Meter-Gateways nach dem Messstellen-
betriebsgesetz nachträglich einfach eingebaut werden können; ausrei-
chend in diesem Sinne ist ein Zählerschrank, der Platz für ein 
Smart-Meter-Gateway bietet. Dies ist auch in Gebäuden anzuwenden, 
die einer größeren Renovierung im Sinne der Richtlinie 2010/31/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19.Mai 2010 über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden (ABl. L 53 vom 18.6.2010, S. 13) 
unterzogen werden, soweit dies technisch machbar und wirtschaftlich 
zumutbar ist. Der Netzbetreiber hat den Anschlussnehmer anzuhören 
und dessen berechtigte Interessen bei der Wahl des Aufstellungsorts zu 
wahren. Er ist verpflichtet, den bevorzugten Aufstellungsort des An-
schlussnehmers zu wählen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. Der Anschlussnehmer hat die Kosten 
einer Verlegung der Mess- und Steuereinrichtungen nach Satz 5 zu 
tragen.

[3] Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat dafür Sorge zu tragen, dass 
die Mess- und Steuereinrichtungen zugänglich sind. Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen von Mess- und Steuereinrichtungen 
dem Netzbetreiber und dem Messstellenbetreiber unverzüglich mitzu-
teilen.

- 5 -



Abschnitt 2 Fälligkeit, Folge von Zuwiderhandlungen, 	  
Beendigung der Rechtsverhältnisse

§ 23 
Zahlung, Verzug

[1] Rechnungen werden zu dem vom Netzbetreiber angegebenen Zeit-
punkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsauf-
forderung fällig. Einwände gegen Rechnungen berechtigen gegenüber 
dem Netzbetreiber zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweige-
rung nur, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Feh-
lers besteht. § 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 un-
berührt.

[2] Bei Zahlungsverzug des Anschlussnehmers oder -nutzers kann der 
Netzbetreiber, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder den Betrag 
durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen 
Kosten für strukturell vergleichbare Fälle auch pauschal berechnen; die 
pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauscha-
le darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berech-
nungsgrundlage nachzuweisen.

[3] Gegen Ansprüche des Netzbetreibers kann vom Anschlussnehmer 
oder -nutzer nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Gegenansprüchen aufgerechnet werden.

§ 24 
Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung

[1] Der Netzbetreiber ist berechtigt, den Netzanschluss und die An-
schlussnutzung ohne vorherige Androhung zu unterbrechen, wenn der 
Anschlussnehmer oder -nutzer dieser Verordnung zuwiderhandelt und 
die Unterbrechung erforderlich ist, um

1.	eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Sa- 
	 chen von erheblichem Wert abzuwenden,
2.	die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflussung oder vor  
	 Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern oder
3.	zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschlussnehmer oder 

-nutzer oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbe-
treibers oder Dritter ausgeschlossen sind.Der Netzbetreiber ist ver-
pflichtet, dem Anschlussnehmer oder -nutzer auf Nachfrage mitzu-
teilen, aus welchem Grund die Unterbrechung vorgenommen 
worden ist.

[2] Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung 
einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Netzbetreiber be-
rechtigt, den Netzanschluss und die Anschlussnutzung vier Wochen 
nach Androhung zu unterbrechen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der 
Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung ste-
hen oder der Anschlussnehmer oder -nutzer darlegt, dass hinreichende 
Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt.

[3] Der Netzbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des Lieferanten des 
Anschlussnutzers die Anschlussnutzung zu unterbrechen, soweit der 
Lieferant dem Anschlussnutzer gegenüber hierzu vertraglich berechtigt 
ist und der Lieferant das Vorliegen der Voraussetzungen für die Unter-
brechung gegenüber dem Netzbetreiber glaubhaft versichert und den 
Netzbetreiber von sämtlichen Schadensersatzansprüchen freistellt, die 
sich aus einer unberechtigten Unterbrechung ergeben können; dabei ist 
auch glaubhaft zu versichern, dass dem Anschlussnutzer keine Einwen-
dungen oder Einreden zustehen, die die Voraussetzungen der Unter-
brechung der Anschlussnutzung entfallen lassen.

[4] In den Fällen des Absatzes 2 ist der Beginn der Unterbrechung des 
Netzanschlusses und der Anschlussnutzung dem Anschlussnutzer drei 
Werktage im Voraus anzukündigen. Dies gilt nicht, soweit der Lieferant 
zu einer entsprechenden Ankündigung verpflichtet ist.

[5] Der Netzbetreiber hat die Unterbrechung des Netzanschlusses und 
der Anschlussnutzung unverzüglich aufzuheben, sobald die Gründe für 
die Unterbrechung entfallen sind und der Anschlussnehmer oder -nut-
zer oder im Falle des Absatzes 3 der Lieferant oder der Anschlussnutzer 
die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung des Anschlusses 
und der Anschlussnutzung ersetzt hat. Die Kosten können für struktu-
rell vergleichbare Fälle pauschal berechnet werden; die pauschale Be-
rechnung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht 
übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 

nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist dem Kunden zu ge-
statten.

§ 25 
Kündigung des Netzanschlussverhältnisses

[1] Das Netzanschlussverhältnis kann mit einer Frist von einem Monat 
auf das Ende eines Kalendermonats gekündigt werden. Eine Kündigung 
durch den Netzbetreiber ist nur möglich, soweit eine Pflicht zum Netz-
anschluss nach § 18 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht 
besteht.

[2] Tritt an Stelle des bisherigen Netzbetreibers ein anderes Unternehmen 
in die sich aus dem Netzanschlussverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten ein, so bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des Anschluss-
nehmers. Der Wechsel des Netzbetreibers ist öffentlich bekannt zu ma-
chen und auf der Internetseite des Netzbetreibers zu veröffentlichen.

[3] Die Kündigung bedarf der Textform.

§ 26 
Beendigung des Anschlussnutzungsverhältnisses

[1] Das Anschlussnutzungsverhältnis besteht, bis der Anschlussnutzer 
die Anschlussnutzung einstellt. Er ist verpflichtet, dies dem Netzbetrei-
ber unverzüglich mitzuteilen.

[2] Im Falle einer Kündigung des Netzanschlussvertrages nach § 25 oder 
§ 27 endet das Anschlussnutzungsverhältnis mit der Beendigung des 
Netzanschlussvertrages.

§ 27 
Fristlose Kündigung oder Beendigung

Der Netzbetreiber ist in den Fällen des § 24 Abs. 1 berechtigt, das Netz-
anschlussverhältnis fristlos zu kündigen oder die Anschlussnutzung 
fristlos zu beenden, wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung des 
Netzanschlusses und der Anschlussnutzung wiederholt vorliegen. Bei 
wiederholten Zuwiderhandlungen nach § 24 Abs. 2 ist der Netzbetrei-
ber zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher 
angedroht wurde; § 24 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

Teil 5 Schlussbestimmungen

§ 28 
Gerichtsstand

Gerichtsstand ist der Ort des Netzanschlusses und der Anschlussnut-
zung.

§ 29 
Übergangsregelung

[1] Der Netzbetreiber ist verpflichtet, die Anschlussnehmer durch öf-
fentliche Bekanntgabe und Veröffentlichung im Internet über die Mög-
lichkeit einer Anpassung nach § 115 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirt-
schaftsgesetzes zu informieren. Die Anpassung ist in Textform zu 
verlangen. Der Netzbetreiber kann die Anpassung gegenüber allen 
Anschlussnehmern auch in der in Satz 1 genannten Weise verlangen. 
Im Falle des Satzes 3 erfolgt die Anpassung mit Wirkung vom auf die 
Bekanntmachung folgenden Tag. Von der Anpassung ausgenommen 
ist § 4 Abs.1.

[2] Die Frist nach § 10 Abs.2 und nach § 12 Abs.4 beginnt mit dem 8. 
November 2006. Läuft jedoch die in § 10 Abs. 6 und § 11 Abs. 2 der 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversor-
gung von Tarifkunden vom 21. Juni 1979 (BGBl. I S.684), zuletzt geän-
dert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 9.Dezember 2004 (BGBl. I  
S. 3214), bestimmte Frist früher als die gemäß Satz 1 bestimmte Frist 
ab, bleibt es dabei.

[3] Wird vor dem 1.Juli 2007 ein Anschluss an eine Verteileranlage her-
gestellt, die vor dem 8.November 2006 errichtet oder mit deren Errich-
tung vor dem 8.November 2006 begonnen worden ist und ist der An-
schluss ohne Verstärkung der Verteileranlage möglich, so kann der 
Netzbetreiber abweichend von § 11 Abs. 1 bis 3 einen Baukostenzu-
schuss nach Maßgabe der für die Verteileranlage bisher verwendeten 
Berechnungsmaßstäbe verlangen. Der nach Satz 1 berechnete Baukos-
tenzuschuss ist auf den Wert nach § 11 Abs. 1 Satz 2 zu kürzen.
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Ergänzende Bedingungen zur Niederspannungsanschlussverordnung (NAV)
der Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Vorbemerkung

Die Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH – nachstehend STWGD ge-
nannt – nimmt die Aufgabe eines Netzbetreibers wahr. Die STWGD 
erstellt und unterhält diese Netze zur Verteilung von Strom bis zu den 
Übergabestellen der Kundenanlage. Weiterhin werden von der STWGD 
als Netzbetreiber alle erforderlichen Netzdienstleistungen erbracht,  
die für die Netznutzung im Zusammenhang mit Stromlieferungen erfor-
derlich sind.

Die entsprechenden Teile der vorliegenden Bedingungen gelten im Zu-
sammenhang mit dem Abschluss von
-	 Netzanschlussverträgen,
-	 Anschlussnutzungsverträgen und
-	 Netznutzungsverträgen
der STWGD mit dem Kunden in seiner jeweiligen Eigenschaft als  
Anschlussnehmer, Anschlussnutzer und Netznutzer sowie im Zusam-
menhang mit dem Abschluss weiterer, die vorstehenden Verträge er-
gänzenden Verträge.

Teil 1	 Netzanschluss (§§ 5 – 9 NAV)
Teil 2 	 Baukostenzuschuss (§ 11 NAV)
Teil 3 	 Vorauszahlungen und Abschlagszahlungen 
		  (§§ 9 Abs. 2 und 11 Abs. 5 NAV
Teil 4 	 Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage (§ 14 NAV)
Teil 5 	 Technische Anschlussbedingungen (§ 20 NAV)
Teil 6 	 Zahlungsverzug, Einstellung und Wiederherstellung des 
		  Anschlusses und der Anschlussnutzung (§§ 23, 24 NAV)
Teil 7 	 Sonstige Kostenberechnungen
Teil 8 	 Steuern und Abgaben
Teil 9 	 Inkrafttreten
Teil 10 	Anlage zu den Ergänzenden Bedingungen der STWGD zur 
		  Niederspannungsanschlussverordnung (NAV) gültig ab 01.01.2007 

Teil 1 
Netzanschluss (§§ 5 – 9 NAV)

(1) Die Herstellung sowie Veränderungen des Netzanschlusses auf Ver-
anlassung des Anschlussnehmers sind unter Verwendung der von den 
Stadtwerken Schwäbisch Gmünd GmbH (nachfolgend STWGD ge-
nannt) zur Verfügung gestellten Vordrucke zu beantragen.

(2) Die STWGD können verlangen, dass jedes Grundstück, das eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, bzw. jedes Gebäude, dem 
eine eigene Netznummer zugeteilt ist, über einen eigenen Netzan-
schluss an das Stromversorgungsnetz angeschlossen wird. Die berech-
tigten Interessen des Anschlussnehmers und STWGD sind angemessen 
zu berücksichtigen.

(3) Der Anschlussnehmer erstattet den STWGD die Kosten für die  
Herstellung des Netzanschlusses.

(4) Der Anschlussnehmer erstattet den STWGD die Kosten für Verände-
rungen des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder Erwei- 
terung der Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom 
Anschlussnehmer veranlasst werden, nach tatsächlichem Aufwand.

(5) Die STWGD sind berechtigt, den Netzanschluss abzutrennen, wenn 
das Netzanschlussverhältnis beendet wird.

Teil 2 
Baukostenzuschuss (§ 11 NAV)

(1) Für den Anschluss an das Stromversorgungsnetz ist vom Anschluss-
nehmer, soweit die Leistungsanforderung 30 kW übersteigt, ein Bau-
kostenzuschuss zu zahlen. Der Baukostenzuschuss beträgt 50% der 
ansetzbaren Kosten. Der Baukostenzuschuss wird auf der Grundlage 
des auf unserer Homepage (www.stwgd.de) veröffentlichtem Links der 
Bundesnetzagentur (BK6p-Positionspapier) berechnet.

(2) Der Anschlussnehmer zahlt den STWGD einen weiteren Baukosten-
zuschuss, wenn er seine Leistungsanforderung erheblich über das der 
ursprünglichen Berechnung zugrunde liegende Maß hinaus erhöht. Der 
weitere Baukostenzuschuss wird nach Ziffer 1. berechnet.

(3) Der Anschlussnehmer zahlt der STWGD bei Anschluss eines Bauvor-
habens an das Leitungsnetz der STWGD bzw. bei Erhöhung seiner Leis-
tungsanforderung und dadurch erforderlich werdender Veränderung 
am Netzanschluss einen Zuschuss zu den Kosten der örtlichen Ver- 
teilungsanlagen (Baukostenzuschuss).

a)	Der Baukostenzuschuss errechnet sich aus den Kosten, die für die  
	 Erstellung oder Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen er- 
	 forderlich sind.

b) Die örtlichen Verteilungsanlagen sind die für die Erschließung des 
 	 Versorgungsbereiches notwendigen Niederspannungsanlagen, 
 	 Transformatorenstationen

(4) Der Baukostenzuschuss (BKZ) wird für den Netzanschluss ab dem 
Niederspannungsnetz und für Niederspannungsanschlüsse ab dem Um-
spannstation auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare 
Fälle entstehenden Kosten pauschal berechnet.

(5) Die nachfolgend dargestellten Beträge gelten – jeweils zzgl. der ge-
setzlich geltenden USt. – für Netzanschlüsse ab dem Niederspannungs-
netz. BKZ direkt ab Umspannung sind zu erfragen.

a)	BKZ für Anschlussobjekte in Abhängigkeit von der KW-Zahl
	 Bis 30 KW ist der BKZ kostenfrei.
	 Formel: BKZPreis 

* (kW-Zahl - 30 kW)

	 Bsp.: Ein Anschlussobjekt mit einem Leistungsbedarf von 50kW.
            	 65 Euro * (50kW - 30kW) = 1.300 Euro

	 Hinweiß: Den aktuellen BKZ-Preis entnehmen Sie bitte dem 		
	 Preisblatt auf unserer Homepage www.stwgd.de

b)	Zusätzlicher BKZ bei Leistungserhöhung, Berücksichtigung 	
	 von Eigenerzeugungsanlagen

Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren BKZ, wenn er seine Leis-
tungsanforderung wesentlich über das der ursprünglichen Berech-
nung zugrunde liegende Maß hinaus erhöht. Bei der Bemessung der 
maximal zulässigen Leistung am Netzanschluss ist der Ausfall ggf. 
vorhandener Eigenerzeugungsanlagen mit zu berücksichtigen. Die 
hiernach sich ergebende Leistung (Anmeldeleistung) ist für die Be-
rechnung des BKZ maßgebend. 

Der Anschlussnehmer zahlt ebenfalls einen weiteren Baukostenzu-
schuss, wenn er seine Leistungsanforderung erhöht - beim Haushalt 
in außergewöhnlichem Umfang - und dadurch eine Veränderung am 
Netzanschluss erforderlich ist.

Als Veränderung gilt:
-	 Herstellen eines neuen Netzanschlusses
-	 Verstärken des Leiterquerschnittes
-	 Austauschen des Netzanschlusskastens gegen einen leistungsstärkeren
- 	 Verstärken der zugesagten Netzanschlusssicherung

Voraussetzung für einen weiteren Baukostenzuschuss ist im Übrigen, 
dass die STWGD für erhöhte Leistungsanforderungen
- 	 noch Anlagenreserven zur Verfügung und darauf entfallenden 	
	 Kosten noch nicht zur Baukostenzuschussberechnung herangezo-
	 gen hat und/oder
- 	 ihre örtlichen Verteilungsanlagen verstärkt.

Die Höhe des weiteren Baukostenzuschusses bemisst sich nach den 
Grundsätzen der Abschnitte 5 und 6.

c)	Abschlagszahlung, Vorauszahlung
Beauftragt der Anschlussnehmer mehrere Netzanschlüsse, kann die 
STWGD angemessene Abschlagszahlungen verlangen. Die STWGD 
ist berechtigt, für die Herstellung oder Änderung des Netzanschlus-
ses und für den BKZ Vorauszahlungen zu verlangen, wenn nach den 
Umständen des Einzelfalles Grund für die Annahme besteht, dass 
der Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt.



- 2 -

Teil 9 
Inkrafttreten

Die Ergänzenden Bedingungen treten am 01.01.2007 in Kraft.

Teil 10 
Anlage zu den Ergänzenden Bedingungen 
der STWGDzur Niederspannungsanschlussverordnung (NAV) 
gültig ab 01.01.2007

a)	Baukostenzuschuss (BKZ)
	 Den aktuellen BKZ-Preis entnehmen Sie bitte dem Preisblatt auf 
	 unserer Homepage www.stwgd.de

b) Netzanschlusskosten
	 (vgl. Ziffer Teil 2: der Ergänzenden Bestimmungen)

1. Für Neuanschlüsse
Den aktuellen Netzanschlusskosten-Preis entnehmen Sie bitte dem 
Preisblatt auf unserer Homepage www.stwgd.de

2. Eigenleistung
Eigenleistungen sind im Voraus mit der STWGD abzustimmen. Lässt 
die STWGD ausnahmsweise zu, dass der Anschlussnehmer die im 
Zusammenhang mit der Erstellung des Netzanschlusses erforder- 
lichen Grab- und Mauerarbeiten selbst durchführt oder diese auf  
seine eigene Rechnung von Dritten durchführen lassen kann, müssen 
sämtliche Eigenleistungen fachgerecht nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik und den Vorgaben der STWGD durchge-
führt werden und sofern öffentlicher Verkehrsraum betroffen ist, die 
erforderlichen Genehmigungen der Verkehrsbehörde und ggf. des 
Straßenbaulastträgers vom Anschlussnehmer eingeholt werden; de-
ren Auflagen und die notwendigen Sicherungsmaßnahmen sind ein-
zuhalten. Der Anschlussnehmer haftet diesfalls dem Straßenbaulast-
träger und der STWGD gegenüber für die einwandfreie Wieder.
herstellung des vorigen Zustandes der öffentlichen Flächen, auch 
wenn er die Arbeiten vergeben hat. Von etwaigen Ansprüchen Drit-
ter, z. B. wegen Verletzung der Verkehrssicherungspflichten, hat der 
Anschlussnehmer die STWGD und den Straßenbaulastträger freizu-
stellen.

Erbringt der Anschlussnehmer bei den Gebäudeeinführungen Eigen-
leistungen, liegen die Abdichtungen zwischen dem Futterrohr nicht 
im Verantwortungsbereich der STWGD. Es sind ausschließlich gas- 
und druckwasserdichte Bauteilsysteme zu verwenden. Die Kosten für 
Mehraufwendungen, die durch eine nicht fachgerechte Ausführung 
der Eigenleistungen entstehen, werden dem Kunden zusätzlich in 
Rechnung gestellt.

3. Tiefbauarbeiten
Das fachgerechte Ausheben, Einsanden, Verlegen des Warnbandes, 
Wiederanfüllen des Leitungsgrabens, inklusive Sandbeistellung und 
Verdichten, wird für den von der STWGD ausgeführten Netzan-
schluss entsprechend Punkt »4. Rückvergütung bei Eigenleistungen 
des Anschlussnehmers« vergütet.

Es muss gewährleistet sein, dass aus Sicherheitsgründen die Leitun-
gen bzw. Rohre unmittelbar nach Verlegung eingesandet werden. 
Für die Baustellenabsicherung im Zusammenhang mit Eigenleistun-
gen ist der Anschlussnehmer verantwortlich.

4. Rückvergütung bei Eigenleistungen des Anschlussnehmers
Bei Eigenleistungen des Anschlussnehmers beträgt die Rückvergü-
tung für den Tiefbau für jeden laufenden Meter auf dem Kunden-
grundstück 28 € (aktueller Stand, vorbehaltlich Kostenerhöhung)
Bei Eigenleistungen des Anschlussnehmers beträgt die Rückvergü-
tung für den Tiefbau für jeden laufenden Meter auf dem Kunden-
grundstück 28 € (aktueller Stand, vorbehaltlich Kostenerhöhung)

5. Veränderung eines bestehenden Netzanschlusses
Für die Veränderung eines bestehenden Netzanschlusses auf Veran-
lassung des Anschlussnehmers werden die Kosten nach Aufwand 
entsprechend den Grundsätzen für die Auftragsabrechnung erhoben.

6. Bau- und vorübergehende Anschlüsse, Trassenfreihaltung
Die Herstellung und Aufhebung von Baustromanschlüssen und sons-
tigen Anschlüssen zu vorübergehendem Zweck wird nach Aufwand 
in Rechnung gestellt.

d)	Provisorische Netzanschlüsse und vorübergehend 
	 versorgte  Anlagen (vvA)

Netzanschlüsse, die zu einem dauerhaften Anschlussobjekt (Ent-
nahmestelle) führen und ohne Netzausbau versorgt werden können, 
sind für die Dauer eines Jahres BKZ-frei. Ein BKZ ist in diesen Fällen 
nach Ablauf eines Jahres und Rechnungsstellung zu zahlen.

(6) Der Baukostenzuschuss wird zugleich mit den Netzanschlusskosten 
bei Fertigstellung des Netzanschlusses fällig. Die STWGD kann Ab-
schlagszahlungen auf den Baukostenzuschuss entsprechend dem Bau-
fortschritt der örtlichen Verteilungsanlagen verlangen.

Teil 3	
Vorauszahlungen und Abschlagszahlungen 
(§§ 9 Abs. 2 und 11 Abs. 5 NAV)

(1) Wenn nach den Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annahme 
besteht, dass der Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen 
nach I. Ziffern 3. und 4. oder II. nicht oder nicht rechtzeitig nach-
kommt, können die STWGD angemessene Vorauszahlungen verlangen.

(2) Werden von einem Anschlussnehmer mehrere Netzanschlüsse be-
auftragt, erheben die STWGD auf die Netzanschlusskosten und die 
Baukostenzuschüsse angemessene Abschlagszahlungen.

Teil 4	
Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage (§ 14 NAV)

(1) Die Inbetriebsetzung ist von einem konzessionierten Installationsun-
ternehmen, das die Arbeiten an der elektrischen Anlage ausgeführt 
hat, unter Verwendung der von den STWGD zur Verfügung gestellten 
Vordrucke zu beantragen.

(2) Der Anschlussnehmer erstattet den STWGD die Inbetriebsetzungs-
kosten nach den in der Anlage veröffentlichten Pauschalsätzen.

(3) Die erste Inbetriebsetzung der Kundenanlage gemäß § 14 erfolgt in 
der Regel zusammen mit der Montage des Zählers. Dabei ist die Inbe-
triebsetzung kostenlos.
(4) Die Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage kann von der Bezah-
lung des Baukostenzuschusses und der Netzanschlusskosten abhängig 
gemacht werden.

Teil 5	
Technische Anschlussbedingungen (§ 20 NAV)

(1) Die technischen Anforderungen der STWGD an den Netzanschluss 
und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der elektrischen Anlage 
einschließlich Eigenanlagen sind in den »Allgemeinen Bedingungen für 
den Netzanschluss eines Grundstückes/Gebäudes an das Mittelspan-
nungsnetz (20kV)/Niederspannungsnetz (0,4kV) sowie für die An-
schlussnutzung und die Netznutzung« der STWGD festgelegt. Im Übri-
gen gelten die allgemein anerkannten Regeln der Technik.

Teil 6 
Zahlungsverzug, Einstellung und Wiederherstellung des
Anschlusses und der Anschlussnutzung (§§ 23, 24 NAV)

(1) Die Kosten aufgrund eines Zahlungsverzugs, einer Unterbrechung 
des Anschlusses und der Anschlussnutzung sowie der Wiederherstel-
lung des Anschlusses und der Anschlussnutzung sind vom Anschluss-
nehmer / Anschlussnutzer nach den in der Anlage veröffentlichten Pau-
schalsätzen zu ersetzen.

Teil 7 
Sonstige Kostenberechnungen

(1) Soweit im Übrigen die STWGD gemäß NAV berechtigt ist, Kosten zu 
berechnen, werden diese nach Aufwand in Rechnung gestellt.

Teil 8 
Steuern und Abgaben

(1) Die in der Anlage genannten Beträge enthalten nicht die gesetzliche 
Umsatzsteuer, sie wird mit dem jeweils geltenden Steuersatz diesen 
Beträgen hinzugerechnet. Die STWGD behält sich vor, neu hinzukom-
mende Steuern und Abgaben zusätzlich in Rechnung zu stellen.
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7. Trassenfreihaltung
Im Interesse der Versorgungssicherheit müssen die Netzanschlusslei-
tungen jederzeit zugänglich sein. Die Leitungstrassen dürfen daher 
in einem Bereich von jeweils 1m links und rechts der Leitung weder 
mit Büschen und Bäumen bepflanzt, noch überbaut oder auf andere 
Wiese beeinträchtigt werden (zu § 8 Abs. 1 NAV). Bei Zuwiderhand-
lung haftet die STWGD nicht für entstehende Schäden.

c) Kosten für Zählermontage gemäß Teil 4: der Ergänzenden 
    Bestimmungen

Für das Setzen des Elektrizitätszählers im Rahmen einer Änderung 
(Erweiterung, Trennung, Zählerart, u.s.w.) werden dem Anschluss-
nehmer in Rechnung gestellt:
a)	für einen Wechselstromzähler das 1,2 fache
b)	für einen Drehstromzähler das 1,7 fache
c)	 für einen Doppeltarif-Wechselstromzähler das 1,7 fache
d)	für einen Doppeltarif-Drehstromzähler das 2 fache
	 des jeweiligen Weiterverrechnungssatzes für den Zeitaufwand 
	 eines Monteurs (Facharbeiters).

Andere Zähler und -kombinationen werden nach Zeitaufwand zuzüg-
lich 5 Euro anteiliger Fahrt- und Kleinmaterialkosten abgerechnet. 

d) Kosten bei Zahlungsverzug, Einstellung sowie 
	 Wiederaufnahme der Versorgung 
	 (gemäß Teil 6: der Ergänzenden Bestimmungen)

1. Bei Zahlungsverzug des Kunden können, wenn die STWGD er- 
	 neut zur Zahlung auffordert oder den Betrag durch einen Beauf- 
	 tragten einziehen lässt, dem Kunden die dadurch entstehenden 
	 Kosten pauschal mit dem Weiterverrechnungssatz für den Zeitauf- 
	 wand eine Monteurs (Facharbeiters) wie folgt berechnet werden:
	 -	 je Mahnung: 0,1 Std.
	 - 	 je Einziehungsauftrag: 0,5 Std.

2. Vor Wiederaufnahme einer auf Grund von § 23 NAV eingestellten 
	 Versorgung hat der Kunde die Kosten der Einstellung und Wieder- 
	 aufnahme der Versorgung mit dem Weiterverrechnungssatz für 
 	 den Zeitaufwand eines Monteurs (Facharbeiters) wie folgt zu  
	 bezahlen:
	 - 	 für die Wiederaufnahme der Versorgung, wenn deren 
		  Einstellung in Verbindung mit einem Einziehungsauftrag 
		  vorgenommen wurde: 0,5 Std.
	 - 	 für die gesondert vorgenommene Einstellung und Wieder-
		  aufnahme der Versorgung jeweils 0,5 Std.
	 - 	 zusätzliche Kosten bei Wiederaufnahme außerhalb der 
		  Geschäftszeiten: 0,7 Std.

	 Sind für die Einstellung und/oder Wiederaufnahme der Versor- 
	 gung besondere Maßnahmen erforderlich (z.B. Zählerentfernung, 
 	 Unterbrechung der Netzanschlussleitung), so werden die Kosten  
	 hierfür nach tatsächlichem Aufwand, mindestens aber die vorge- 
	 nannten Pauschalen verrechnet.

3. Kosten, die der STWGD im Zusammenhang mit der Nichtein- 
	 lösung von Kundenschecks oder mit Rücklastschriften entstehen, 
	 werden nach Aufwand in Rechnung gestellt.

e) Monteurstunde
Eine Monteurstunde wird mit derzeit 67,55 Euro angesetzt. Der Satz 
wird jährlich angepasst. Der aktuell gültige Satz wird auf unserer  
Internetseite www.stwgd.de veröffentlicht oder kann telefonisch er-
fragt werden.

f) Kostenstand, Umsatzsteuer
Die vorgenannten Beträge entsprechen dem Kostenstand 1. Januar 
2007. Ihnen wird die gesetzliche Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) mit 
dem jeweils geltenden Steuersatz hinzugerechnet.
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Teil 1 Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Anwendungsbereich, 
Begriffsbestimmungen

[1] Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, zu denen 
Netzbetreiber nach § 18 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes jeder-
mann in Niederdruck an ihr Gasversorgungsnetz der allgemeinen Ver-
sorgung anzuschließen und den Anschluss zur Entnahme von Gas zur 
Verfügung zu stellen haben. Diese sind Bestandteil der Rechtsverhält-
nisse über den Netzanschluss an das Gasversorgungsnetz der allgemei-
nen Versorgung (Netzanschluss) und die Anschlussnutzung, soweit sie 
sich nicht ausdrücklich allein auf eines dieser Rechtsverhältnisse bezie-
hen. Die Verordnung gilt für alle nach dem 12.Juli 2005 abgeschlosse-
nen Netzanschlussverhältnisse und ist auch auf alle Anschlussnutzungs-
verhältnisse anzuwenden, die vor ihrem Inkrafttreten entstanden sind.

[2] Anschlussnehmer ist jedermann im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 des 
Energiewirtschaftsgesetzes, in dessen Auftrag ein Grundstück oder Ge-
bäude an das Niederdrucknetz angeschlossen wird, oder im Übrigen 
jeder Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstücks oder Ge-
bäudes, das an das Niederdrucknetz angeschlossen ist.

[3] Anschlussnutzer ist jeder Letztverbraucher, der im Rahmen eines An-
schlussnutzungsverhältnisses einen Anschluss an das Niederdrucknetz 
zur Entnahme von Gas nutzt.

[4] Netzbetreiber im Sinne dieser Verordnung ist der Betreiber eines 
Gasversorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung im Sinne des § 18 
Abs. 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes.

§ 2 
Netzanschlussverhältnis

[1] Das Netzanschlussverhältnis umfasst den Anschluss der Gasanlage 
über den Netzanschluss und dessen weiteren Betrieb. Es besteht zwi-
schen dem Anschlussnehmer und dem Netzbetreiber.

[2] Das Netzanschlussverhältnis entsteht durch Vertrag erstmalig mit 
dem Anschlussnehmer, der die Herstellung des Netzanschlusses in Auf-
trag gibt. Bei Herstellung eines Netzanschlusses ist der Netzanschluss-
vertrag schriftlich abzuschließen.

[3] Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer oder Erbbaube-
rechtigte sind, haben die schriftliche Zustimmung des Grundstücks- 
eigentümers zur Herstellung und Änderung des Netzanschlusses unter 
Anerkennung der für den Anschlussnehmer und ihn damit verbunde-
nen Verpflichtungen beizubringen.

[4] Bei angeschlossenen Grundstücken oder Gebäuden entsteht das 
Netzanschlussverhältnis mit dem Eigentumserwerb an der Kundenanla-
ge zwischen dem jeweiligen Eigentümer und dem Netzbetreiber, sofern 
der bisherige Eigentümer der Anschlussnehmer gewesen ist. Zu diesem 
Zeitpunkt erlischt das Netzanschlussverhältnis mit dem bisherigen An-
schlussnehmer, sofern dieser Eigentümer der Kundenanlage gewesen 
ist; hinsichtlich bis dahin begründeter Zahlungsansprüche und Verbind-
lichkeiten bleibt der bisherige Anschlussnehmer berechtigt und ver-
pflichtet. Der Eigentumsübergang und die Person des neuen Anschluss-
nehmers hat der bisherige Anschlussnehmer dem Netzbetreiber 
unverzüglich in Textform anzuzeigen. Der bisherige Anschlussnehmer 
hat dem neuen Anschlussnehmer die Angaben nach § 4 Abs. 1 Nr.4 zu 
übermitteln.



[5] Der Netzbetreiber hat dem neuen Anschlussnehmer den Vertrags-
schluss oder die Anzeige nach Absatz 4 Satz 3 unverzüglich in Textform 
zu bestätigen. Im Vertrag nach Absatz 2 oder in der Bestätigung nach 
Satz 1 ist auf die Allgemeinen Bedingungen einschließlich der ergänzen-
den Bedingungen des Netzbetreibers hinzuweisen.

§ 3 
Anschlussnutzungsverhältnis

[1] Inhalt der Anschlussnutzung ist das Recht zur Nutzung des Netzan-
schlusses zur Entnahme von Gas. Die Anschlussnutzung umfasst weder 
die Belieferung des Anschlussnutzers mit Gas noch den Zugang zu den 
Gasversorgungsnetzen im Sinne des § 20 des Energiewirtschaftsgeset-
zes. Das Anschlussnutzungsverhältnis besteht zwischen dem jeweiligen 
Anschlussnutzer und dem Netzbetreiber.
[2] Das Anschlussnutzungsverhältnis kommt dadurch zustande, dass 
über den Netzanschluss Gas aus dem Verteilernetz entnommen wird, 
wenn
1. der Anschlussnutzer spätestens im Zeitpunkt der erstmaligen Entnah- 
	 me einen Vertrag über den Bezug von Gas abgeschlossen hat oder 
 	 die Voraussetzungen einer Ersatzversorgung nach § 38 des Energie-	
	 wirtschaftsgesetzes vorliegen und
2. dem Anschlussnutzer oder dessen Lieferanten ein Recht auf Netzzu- 
	 gang nach § 20 des Energiewirtschaftsgesetzes zusteht. Bei Kenntnis 
	 über den Wegfall der Voraussetzungen nach Satz 1 Nr.2 ist der Netz- 
	 betreiber verpflichtet, den Anschlussnutzer und den Grundver- 
	 sorger hierüber unverzüglich in Textform zu unterrichten und den 
 	 Anschlussnutzer auf die Grundversorgung nach § 36 des Energie- 
	 wirtschaftsgesetzes und die Ersatzversorgung nach § 38 des Ener- 
	 giewirtschaftsgesetzes hinzuweisen.

[3] Der Anschlussnutzer ist verpflichtet, dem Netzbetreiber die Aufnah-
me der Nutzung des Netzanschlusses zur Entnahme von Gas unverzüg-
lich in Textform mitzuteilen. Der Netzbetreiber hat dem Anschlussnut-
zer die Mitteilung unverzüglich in Textform zu bestätigen. In der Be- 
stätigung ist auf die Allgemeinen Bedingungen einschließlich der er-
gänzenden Bedingungen und auf die Haftung des Netzbetreibers nach 
§ 18 hinzuweisen.

§ 4 
Inhalt des Vertrages und der Bestätigung des Netzbetreibers

[1] Der Netzanschlussvertrag und die Bestätigung des Netzbetreibers in 
Textform nach § 2 Abs. 5 Satz 1 und § 3 Abs.3 Satz 2 sollen eine zu-
sammenhängende Aufstellung aller für den Vertragsschluss nach §2 
Abs.2 oder die Anschlussnutzung nach § 3 notwendigen Angaben ent-
halten, insbesondere
1. Angaben zum Anschlussnehmer oder -nutzer (Firma, Registergericht, 

Registernummer, Familienname, Vorname, Geburtstag, Adresse, 
Kundennummer),

2. Anlagenadresse und Bezeichnung des Zählers oder des Aufstellungs-
orts des Zählers,

3. Angaben zum Netzbetreiber (Firma, Registergericht, Registernum-
mer und Adresse) und

4. gegenüber dem Anschlussnehmer auch die am Ende des Netzan-
schlusses vorzuhaltende Leistung. Soweit die Angaben nach Satz 1 
Nr. 1 nicht vorliegen, ist der Anschlussnehmer oder -nutzer verpflich-
tet, diese dem Netzbetreiber auf Anforderung mitzuteilen.

[2] Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jedem Neukunden bei Entstehen 
des Netzanschlussverhältnisses oder des Anschlussnutzungsverhältnis-
ses und auf Verlangen den übrigen Kunden die Allgemeinen Bedingun-
gen unentgeltlich auszuhändigen. Er hat die Allgemeinen Bedingungen 
auf seiner Internetseite zu veröffentlichen.

[3] Änderungen der ergänzenden Bedingungen, zu denen auch die 
Technischen Anschlussbedingungen nach § 20 gehören, und Kostener-
stattungsregelungen des Netzbetreibers werden jeweils zum Monats-
beginn erst nach öffentlicher Bekanntgabe und im Falle der Techni-
schen Anschlussbedingungen erst nach zusätzlicher Mitteilung an die 
Regulierungsbehörde wirksam. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, die 
Änderungen am Tage der öffentlichen Bekanntgabe auf seiner Internet-
seite zu veröffentlichen.

Teil 2 Netzanschluss

§ 5 
Netzanschluss
Der Netzanschluss verbindet das Gasversorgungsnetz der allgemeinen 
Versorgung mit der Gasanlage des Anschlussnehmers, gerechnet von 

der Versorgungsleitung bis zu den Innenleitungen der Gebäude und 
Grundstücke. Er besteht aus der Netzanschlussleitung, einer gegebe-
nenfalls vorhandenen Absperreinrichtung außerhalb des Gebäudes, Iso-
lierstück, Hauptabsperreinrichtung und gegebenenfalls Haus-Druckre-
gelgerät. Auf ein Druckregelgerät sind die Bestimmungen über den 
Netzanschluss auch dann anzuwenden, wenn es hinter dem Ende des 
Netzanschlusses innerhalb des Bereichs der Kundenanlage eingebaut ist.

§ 6 
Herstellung des Netzanschlusses

[1] (1) Netzanschlüsse werden durch den Netzbetreiber hergestellt. Die 
Herstellung des Netzanschlusses soll vom Anschlussnehmer schriftlich 
in Auftrag gegeben werden; auf Verlangen des Netzbetreibers ist ein 
von diesem zur Verfügung gestellter Vordruck zu verwenden. Der Netz-
betreiber hat dem Anschlussnehmer den voraussichtlichen Zeitbedarf 
für die Herstellung des Netzanschlusses mitzuteilen.

[2] Art, Zahl und Lage der Netzanschlüsse werden nach Beteiligung des 
Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen 
vom Netzbetreiber nach den anerkannten Regeln der Technik be-
stimmt. Das Interesse des Anschlussnehmers an einer kostengünstigen 
Errichtung der Netzanschlüsse ist dabei besonders zu berücksichtigen.

[3] Auf Wunsch des Anschlussnehmers hat der Netzbetreiber die Errich-
ter weiterer Anschlussleitungen sowie der Telekommunikationslinien im 
Sinne des § 3 Nr.26 des Telekommunikationsgesetzes im Hinblick auf 
eine gemeinsame Verlegung der verschiedenen Gewerke zu beteiligen. 
Er führt die Herstellung oder Änderungen des Netzanschlusses entwe-
der selbst oder mittels Nachunternehmer durch. Wünsche des An-
schlussnehmers bei der Auswahl des durchführenden Nachunterneh-
mers sind vom Netzbetreiber angemessen zu berücksichtigen. Der An-
schlussnehmer ist berechtigt, die für die Herstellung des Netzanschlus-
ses erforderlichen Erdarbeiten
auf seinem Grundstück im Rahmen des technisch Möglichen und nach 
den Vorgaben des Netzbetreibers durchzuführen oder durchführen zu 
lassen. Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für 
die sichere Errichtung des Netzanschlusses zu schaffen; für die 
Hauptabsperreinrichtung ist ein nach den anerkannten Regeln der 
Technik geeigneter Platz zur Verfügung zu stellen.

§ 7 
Art des Netzanschlusses

[1] Der Brennwert mit der sich aus den Erzeugungs- oder Bezugsverhält-
nissen ergebenden Schwankungsbreite sowie der für die Versorgung 
des Kunden maßgebende Ruhedruck des Gases ergeben sich aus den 
ergänzenden Bedingungen des Netzbetreibers zu den Allgemeinen 
Netzanschlussbedingungen.

[2] Der Netzbetreiber kann den Brennwert und Druck sowie die Gasart 
ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftlichen oder techni-
schen Gründen zwingend notwendig ist. Der Kunde ist davon unver-
züglich zu unterrichten. Bei der Umstellung der Gasart sind die Belange 
des Kunden, soweit möglich, angemessen zu berücksichtigen.

§ 8 
Betrieb des Netzanschlusses

[1] Netzanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des Netzbetreibers. 
Er hat sicherzustellen, dass sie in seinem Eigentum stehen oder ihm zur 
wirtschaftlichen Nutzung überlassen werden; soweit erforderlich, ist der 
Anschlussnehmer insoweit zur Mitwirkung verpflichtet. Netzanschlüsse 
werden ausschließlich von dem Netzbetreiber unterhalten, erneuert, ge-
ändert, abgetrennt und beseitigt. Sie müssen zugänglich und vor Be-
schädigungen geschützt sein. Der Anschlussnehmer darf keine Einwir-
kungen auf den Netzanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.

[2] Jede Beschädigung des Netzanschlusses, insbesondere undichte Ab-
sperreinrichtungen oder Druckregelgeräte sowie das Fehlen von Plom-
ben, ist dem Netzbetreiber unverzüglich mitzuteilen.

[3] Änderungen des Netzanschlusses werden nach Anhörung des An-
schlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen vom 
Netzbetreiber bestimmt.
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§ 9 
Kostenerstattung für die Herstellung oder Änderung 
des Netzanschlusses

[1] Der Netzbetreiber ist berechtigt, vom Anschlussnehmer die Erstat-
tung der bei wirtschaftlich effizienter Betriebsführung notwendigen 
Kosten für
1. die Herstellung des Netzanschlusses,
2. die Änderungen des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder 

Erweiterung der Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Grün-
den vom Anschlussnehmer veranlasst werden, zu verlangen. Die 
Kosten können auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleich-
bare Fälle entstehenden Kosten pauschal berechnet werden. Im Falle 
einer pauschalierten Kostenberechnung sind Eigenleistungen des 
Anschlussnehmers angemessen zu berücksichtigen. Die Netzan-
schlusskosten sind so darzustellen, dass der Anschlussnehmer die 
Anwendung des pauschalierten Berechnungsverfahrens einfach 
nachvollziehen kann; wesentliche Berechnungsbestandteile sind aus-
zuweisen.

[2] Der Netzbetreiber ist berechtigt, für die Herstellung oder Änderun-
gen des Netzanschlusses Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den 
Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annahme besteht, dass der 
Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. Werden von einem Anschlussnehmer mehrere 
Netzanschlüsse beauftragt, ist der Netzbetreiber berechtigt, angemes-
sene Abschlagszahlungen zu verlangen.

[3] Kommen innerhalb von zehn Jahren nach Herstellung des Netzan-
schlusses weitere Anschlüsse hinzu und wird der Netzanschluss da-
durch teilweise zum Bestandteil des Verteilernetzes, so hat der Netzbe-
treiber die Kosten neu aufzuteilen und dem Anschlussnehmer einen zu 
viel gezahlten Betrag zu erstatten.

§ 10 
Druckregelgeräte, besondere Einrichtungen

[1] Muss zum Netzanschluss eines Grundstücks ein besonderes Druck-
regelgerät oder eine besondere Einrichtung angebracht werden, so 
kann der Netzbetreiber verlangen, dass der Anschlussnehmer einen 
geeigneten Raum oder Platz unentgeltlich für die Dauer des Netzan-
schlussverhältnisses des Grundstücks zur Verfügung stellt. Der Netzbe-
treiber darf die Einrichtungen auch für andere Zwecke benutzen, so-
weit dies für den Anschlussnehmer zumutbar ist.

[2] Wird der Netzanschlussverhältnis für das Grundstück beendet, so 
hat der Anschlussnehmer die Einrichtung noch drei Jahre unentgeltlich 
zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.

[3] Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen an eine 
andere geeignete Stelle verlangen, wenn ihm ihr Verbleiben an der bis-
herigen Stelle nicht mehr zugemutet werden kann. Die Kosten der Ver-
legung hat der Netzbetreiber zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Anla-
ge ausschließlich der Anschlussnutzung des Grundstücks dient.

§ 11 
Baukostenzuschüsse

[1] Der Netzbetreiber kann von dem Anschlussnehmer einen angemes-
senen Baukostenzuschuss zur Deckung der bei wirtschaftlich effizienter 
Betriebsführung notwendigen Kosten für die Erstellung oder Verstär-
kung der örtlichen Verteileranlagen verlangen, soweit sich diese Anla-
gen ganz oder teilweise dem Versorgungsbereich zuordnen lassen, in 
dem der Anschluss erfolgt. Baukostenzuschüsse dürfen höchstens 50 
vom Hundert dieser Kosten betragen.

[2] Der von dem Anschlussnehmer als Baukostenzuschuss zu überneh-
mende Kostenanteil bemisst sich nach dem Verhältnis, in dem die an 
seinem Netzanschluss vorzuhaltende Leistung zu der Summe der Leis-
tungen steht, die in den im betreffenden Versorgungsbereich erstellten 
Verteileranlagen oder auf Grund der Verstärkung insgesamt vorgehal-
ten werden können. Der Durchmischung der jeweiligen Leistungsanfor-
derungen ist Rechnung zu tragen. Der Baukostenzuschuss kann auf der 
Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare Fälle entstehenden 
Kosten pauschal berechnet werden.

[3] Der Netzbetreiber ist berechtigt, von dem Anschlussnehmer einen 
weiteren Baukostenzuschuss zu verlangen, wenn der Anschlussnehmer 
seine Leistungsanforderung erheblich über das der ursprünglichen Be-

rechnung zugrunde liegende Maß hinaus erhöht. Der Baukostenzu-
schuss ist nach den Absätzen 1 und 2 zu bemessen.

[4] Der Baukostenzuschuss und die in § 9 geregelten Netzanschlusskos-
ten sind getrennt zu errechnen und dem Anschlussnehmer aufgeglie-
dert auszuweisen.

[5] § 9 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 12 
Grundstücksbenutzung

[1] AAnschlussnehmer, die Grundstückseigentümer sind, haben für 
Zwecke der örtlichen Versorgung das Anbringen und Verlegen von Lei-
tungen nebst Zubehör, insbesondere Verteilungsanlagen, über ihre im 
Gebiet des Gasversorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung liegen-
den Grundstücke sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke,
1. die an das Gasversorgungsnetz angeschlossen sind,
2. die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einem 	
	 an das Netz angeschlossenen Grundstück genutzt werden oder
3. für die die Möglichkeit des Netzanschlusses sonst wirtschaftlich vor- 
	 teilhaft ist. Sie besteht nicht, wenn die Inanspruchnahme der  Grund- 
	 stücke den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer 
 	 Weise belasten würde; insbesondere ist die Inanspruchnahme des 
 	 Grundstücks zwecks Anschlusses eines anderen Grundstücks an das 
 	 Gasversorgungsnetz grundsätzlich verwehrt, wenn der Anschluss 
 	 über das eigene Grundstück des anderen Anschlussnehmers möglich  
	 und dem Netzbetreiber zumutbar ist.

[2] Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beab-
sichtigten Inanspruchnahme des Grundstücks zu benachrichtigen.

[3] Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumut-
bar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Netzbetreiber zu tragen; 
dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen ausschließlich dem Anschluss 
des Grundstücks dienen.

[4] Wird die Anschlussnutzung eingestellt, so hat der Eigentümer die 
auf seinen Grundstücken befindlichen Einrichtungen noch drei Jahre 
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 
werden kann.

[5] Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für 
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen be-
stimmt sind.

§ 13 
Gasanlage

[1] Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Instandhaltung der Gasanlage hinter der Hauptabsperreinrichtung (An-
lage), mit Ausnahme des Druckregelgerätes und der Messeinrichtun-
gen, die nicht in seinem Eigentum stehen, ist der Anschlussnehmer 
verantwortlich. Satz 1 gilt nicht für die Messeinrichtungen, die nicht im 
Eigentum des Anschlussnehmers stehen. Hat der Anschlussnehmer die 
Anlage ganz oder teilweise einem Dritten vermietet oder sonst zur Be-
nutzung überlassen, so bleibt er verantwortlich.

[2] Die Anlage darf nur nach den Vorschriften dieser Verordnung, nach 
anderen anzuwendenden Rechtsvorschriften und behördlichen Bestim-
mungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, er-
weitert, geändert und instand gehalten werden. In Bezug auf die allge-
mein anerkannten Regeln der Technik gilt § 49 Abs. 2 Nr.2 des 
Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend. Die Arbeiten dürfen außer 
durch den Netzbetreiber nur durch ein in ein Installateurverzeichnis ei-
nes Netzbetreibers eingetragenes Installationsunternehmen durchge-
führt werden; im Interesse des Anschlussnehmers darf der Netzbetrei-
ber eine Eintragung in das Installateurverzeichnis nur von dem 
Nachweis einer ausreichenden fachlichen Qualifikation für die Durch-
führung der jeweiligen Arbeiten abhängig machen. Es dürfen nur Ma-
terialien und Gasgeräte verwendet werden, die unter Beachtung der 
allgemein anerkannten Regeln der Technik hergestellt wurden. Die Ein-
haltung der Voraussetzungen des Satzes 4 wird vermutet, wenn die 
vorgeschriebene CE-Kennzeichnung vorhanden ist. Sofern die CE-
Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird dies auch vermutet, 
wenn die Materialien oder Gasgeräte das Zeichen einer akkreditierten 

- 3 -



Stelle tragen. Materialien und Gasgeräte, die
1. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder der 
 	 Türkei rechtmäßig hergestellt oder in den Verkehr gebracht worden 	
	 sind oder
2. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi- 
	 schen Wirtschaftsraum rechtmäßig hergestellt worden sind und die 	
	 den technischen Spezifikationen der Zeichen im Sinne des Satzes 6 
 	 nicht entsprechen, werden einschließlich der von den vorgenannten 
 	 Staaten durchgeführten Prüfungen und Überwachungen als gleich- 
	 wertig behandelt, wenn mit ihnen das geforderte Schutzniveau glei- 
	 chermaßen dauerhaft erreicht wird. Der Netzbetreiber ist berechtigt,  
	 die Ausführung der Arbeiten zu überwachen.

[3] Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können 
vom Netzbetreiber plombiert werden. Die dafür erforderliche Ausstat-
tung der Anlage ist nach den Angaben des Netzbetreibers vom An-
schlussnehmer zu veranlassen.

§ 14 
Inbetriebsetzung der Gasanlage

[1] Der Netzbetreiber oder dessen Beauftragter hat die Anlage über den 
Netzanschluss an das Verteilernetz anzuschließen und in Betrieb zu 
nehmen, indem er nach erfolgtem Einbau der Messeinrichtung und ge-
gebenenfalls des Druckregelgerätes durch Öffnung der Absperreinrich-
tungen die Gaszufuhr freigibt. Die Anlage hinter diesen Einrichtungen 
hat das Installationsunternehmen in Betrieb zu setzen.

[2] Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Netzbetreiber von dem 
Unternehmen, das nach § 13 Abs. 2 die Arbeiten an der Anlage ausge-
führt hat, in Auftrag zu geben. Auf Verlangen des Netzbetreibers ist ein 
von diesem zur Verfügung gestellter Vordruck zu verwenden.

[3] Der Netzbetreiber kann für die Inbetriebsetzung vom Anschlussneh-
mer Kostenerstattung verlangen.Die Kosten können auf der Grundlage 
der durchschnittlich für vergleichbare Fälle entstehenden Kosten pau-
schal berechnet werden. Die Kosten sind so darzustellen, dass der An-
schlussnehmer die Anwendung des pauschalierten Berechnungsverfah-
rens einfach nachvollziehen kann.

§ 15 
Überprüfung der Gasanlage

[1] Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Anlage vor und, um unzulässige 
Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter aus-
zuschließen, nach ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Er hat den An-
schlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen 
und kann deren Beseitigung verlangen.

[2] Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder 
erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist der Netzbetreiber berech-
tigt, den Anschluss zu verweigern oder die Anschlussnutzung zu unter-
brechen; bei Gefahr für Leib oder Leben ist er hierzu verpflichtet.

[3] Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage 
sowie durch deren Anschluss an das Verteilernetz übernimmt der Netz-
betreiber keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 
nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine 
Gefahr für Leib oder Leben darstellen.

Teil 3 Anschlussnutzung

§ 16 
Nutzung des Anschlusses

[1] Der Netzbetreiber ist bei Bestehen eines Anschlussnutzungsverhält-
nisses verpflichtet, dem Anschlussnutzer in dem im Netzanschlussver-
hältnis vorgesehenen Umfang die Nutzung des Netzanschlusses jeder-
zeit zu ermöglichen. Dies gilt nicht, soweit und solange der Netz- 
betreiber hieran durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren 
Beseitigung ihm im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschafts-
gesetzes aus wirtschaftlichen Gründen nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist.

[2] Der Netzbetreiber hat Brennwert und Druck möglichst gleichbleibend 
zu halten. Allgemein übliche Gasgeräte müssen einwandfrei betrieben 
werden können. Stellt der Anschlussnutzer Anforderungen an die Gas-
qualität, die über die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 hinausge-
hen, so obliegt es ihm selbst, innerhalb seines Bereichs Vorkehrungen 
zum störungsfreien Betrieb seiner Geräte und Anlagen zu treffen.

[3] Zwischen Anschlussnutzer und Netzbetreiber gelten die §§ 7, 8, 12 
und 13 Abs. 1 und 2, § 14 Abs.1 Satz 1, Abs.2 und 3 sowie § 15 entspre-
chend.

§ 17 
Unterbrechung der Anschlussnutzung 

[1] Die Anschlussnutzung kann unterbrochen werden, soweit dies zur 
Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten oder zur Vermeidung eines 
drohenden Netzzusammenbruchs erforderlich ist. Der Netzbetreiber 
hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu behe-
ben. Eine notwendige Unterbrechung wegen eines vom Anschlussnut-
zer veranlassten Austauschs der Messeinrichtung durch einen Messstel-
lenbetreiber nach den Vorschriften des Messstellenbetriebsgesetzes hat 
der Netzbetreiber nicht zu vertreten.

[2] Der Netzbetreiber hat die Anschlussnutzer bei einer beabsichtigten 
Unterbrechung der Anschlussnutzung rechtzeitig in geeigneter Weise 
zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die Un-
terrichtung
1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und der Netzbe- 
	 treiber dies nicht zu vertreten hat oder
2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzö- 
	 gern würde. In den Fällen des Satzes 3 ist der Netzbetreiber ver- 
	 pflichtet, dem Anschlussnutzer auf Nachfrage nachträglich mitzutei- 
	 len, aus welchem Grund die Unterbrechung vorgenommen worden ist.

§ 18 
Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung

[1] Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein Anschlussnutzer durch 
Unterbrechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnut-
zung erleidet, aus Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder unerlaub-
ter Handlung haftet und dabei Verschulden des Unternehmens oder 
eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen vorausgesetzt wird, wird
1. hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich vermutet, dass  
	 Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt,
2. hinsichtlich der Beschädigung einer Sache widerleglich vermutet, 

dass Vorsatz oder Fahrlässigkeit vorliegt. Bei Vermögensschäden 
nach Satz 1 Nr.1 ist die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit ausge-
schlossen.

[2] Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten Sachschä-
den ist die Haftung des Netzbetreibers gegenüber seinen Anschluss-
nutzern auf jeweils 5.000 Euro begrenzt. Die Haftung für nicht vorsätz-
lich verursachte Sachschäden ist je Schadensereignis insgesamt 
begrenzt auf
1. 2,5 Millionen Euro bei bis zu 25.000 an das eigene Netz angeschlos- 
	 senen Anschlussnutzern;
2. 10 Millionen Euro bei 25.001 bis 100.000 an das eigene Netz ange- 
	 schlossenen Anschlussnutzern;
3. 20 Millionen Euro bei 100.001 bis 200.000 an das eigene Netz ange- 
	 schlossenen Anschlussnutzern;
4.30 Millionen Euro bei 200.001 bis einer Million an das eigene Netz 
 	 angeschlossenen Anschlussnutzern;
5. 40 Millionen Euro bei mehr als einer Million an das eigene Netz an- 
	 geschlossene Anschlussnutzern. In diese Höchstgrenzen werden  
	 auch Schäden von Anschlussnutzern in Mittel- und Hochdruck einbe	
	 zogen, wenn die Haftung ihnen gegenüber im Einzelfall entspre- 
	 chend Satz 1 begrenzt ist.

[3] Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Anschlussnutzern 
anzuwenden, die diese gegen einen dritten Netzbetreiber im Sinne des 
§ 3 Nr.27 des Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaubter Handlung 
geltend machen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im Sinne des § 3  
Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes ist je Schadensereignis insgesamt 
begrenzt auf das Dreifache des Höchstbetrages, für den sie nach Ab-
satz 2 Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegenüber haften. Hat der drit-
te Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr.27 des Energiewirtschaftsgesetzes 
keine eigenen an das Netz angeschlossenen Anschlussnutzer im Sinne 
dieser Verordnung, so ist die Haftung insgesamt auf 200 Millionen Euro 
begrenzt. In den Höchstbetrag nach den Sätzen 2 und 3 können auch 
Schadensersatzansprüche von nicht unter diese Verordnung fallenden 
Kunden einbezogen werden, die diese gegen das dritte Unternehmen 
aus unerlaubter Handlung geltend machen, wenn deren Ansprüche im 
Einzelfall entsprechend Absatz 2 Satz 1 begrenzt sind. Der Netzbetrei-
ber ist verpflichtet, seinen Anschlussnutzern auf Verlangen über die mit 
der Schadensverursachung durch einen dritten Netzbetreiber im Sinne 
des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes zusammenhängenden 
Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder 
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von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre 
Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

[4] Bei grob fahrlässig verursachten Vermögensschäden ist die Haftung 
des Netzbetreibers, an dessen Netz der Anschlussnutzer angeschlossen 
ist, oder eines dritten Netzbetreibers, gegen den der Anschlussnutzer 
Ansprüche geltend macht, gegenüber seinen Anschlussnutzern auf je-
weils 5.000 Euro sowie je Schadensereignis insgesamt auf 20 vom Hun-
dert der in Absatz  2 Satz  2 sowie Absatz 3 Satz  2 und 3 genannten 
Höchstbeträge begrenzt. Absatz  2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1, 4 und 
5 gelten entsprechend.

[5] Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige Höchstgren-
ze, so wird der Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem die 
Summe aller Schadensersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Sind 
nach Absatz  2 Satz 3 oder nach Absatz  3 Satz 4, jeweils auch in Verbin-
dung mit Absatz 4, Schäden von nicht unter diese Verordnung fallen-
den Kunden in die Höchstgrenze einbezogen worden, so sind sie auch 
bei der Kürzung nach Satz 1  entsprechend einzubeziehen. Bei Ansprü-
chen nach Absatz 3 darf die Schadensersatzquote nicht höher sein als 
die Quote der Kunden des dritten Netzbetreibers.

[6] Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 Euro, die weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig verursacht worden sind.

[7] Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverzüglich 
dem Netzbetreiber oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen 
Unternehmen mitzuteilen.

Teil 4 Gemeinsame Vorschriften

Abschnitt 1
Anlagenbetrieb und Rechte des Netzbetreibers

§ 19 
Betrieb von Gasanlagen und Verbrauchsgeräten, 
Eigenerzeugung

[1] Anlage und Gasgeräte sind vom Anschlussnehmer oder -nutzer so 
zu betreiben, dass Störungen anderer Anschlussnehmer oder -nutzer 
und störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers 
oder Dritter ausgeschlossen sind.

[2] Erweiterungen und Änderungen von Anlagen sowie die Verwen-
dung zusätzlicher Gasgeräte sind dem Netzbetreiber mitzuteilen, so-
weit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung erhöht oder mit Netz-
rückwirkungen zu rechnen ist. Nähere Einzelheiten über den Inhalt der 
Mitteilung kann der Netzbetreiber regeln.

[3] Vor der Errichtung einer Eigenanlage hat der Anschlussnehmer oder 
-nutzer dem Netzbetreiber Mitteilung zu machen. Der Anschlussneh-
mer oder -nutzer hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass von seiner Eigenanlage keine schädlichen Rückwirkungen in das 
Gasversorgungsnetz möglich sind. Der Anschluss von Eigenanlagen ist 
mit dem Netzbetreiber abzustimmen. Dieser kann den Anschluss von 
der Einhaltung der von ihm nach § 20 festzulegenden Maßnahmen zum 
Schutz vor Rückwirkungen abhängig machen.

§ 20 
Technische Anschlussbedingungen

Der Netzbetreiber ist berechtigt, in Form von Technischen Anschlussbe-
dingungen weitere technische Anforderungen an den Netzanschluss 
und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage einschließlich 
der Eigenanlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und 
störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erforder-
nisse des Verteilernetzes, notwendig ist. Diese Anforderungen müssen 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Der An-
schluss bestimmter Verbrauchsgeräte kann von der vorherigen Zustim-
mung des Netzbetreibers abhängig gemacht werden. Die Zustimmung 
darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und stö-
rungsfreie Versorgung gefährden würde.

§ 21 
Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat nach vorheriger Benachrichti-
gung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netzbetrei-
bers, des Messstellenbetreibers oder des Messdienstleisters den Zutritt 
zum Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies für 

die Prüfung der technischen Einrichtungen und Messeinrichtungen, 
zum Austausch der Messeinrichtung, auch anlässlich eines Wechsels
des Messstellenbetreibers, zur Ablesung der Messeinrichtung oder zur 
Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung erforderlich 
ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen An-
schlussnehmer oder -nutzer oder durch Aushang an oder im jeweiligen 
Haus erfolgen. Im Falle der Ablesung der Messeinrichtungen muss die 
Benachrichtigung mindestens drei Wochen vor dem Betretungstermin 
erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Eine vorherige 
Benachrichtigung ist in den Fällen des § 24 Abs. 1 nicht erforderlich.

§ 22 
Messeinrichtungen

[1] Für Messeinrichtungen hat der Anschlussnehmer Zählerplätze nach 
den anerkannten Regeln der Technik unter Verwendung der vom Netz-
betreiber vorgesehenen DIN-Typen vorzusehen.

[2] Der Netzbetreiber bestimmt den Aufstellungsort der Messeinrich-
tungen und die Zählerplätze. Bei der Wahl des Aufstellungsorts ist die 
Möglichkeit einer Fernauslesung der Messdaten zu berücksichtigen. 
Soweit dies technisch machbar und wirtschaftlich zumutbar ist, sind in 
Gebäuden, die neu an das Energieversorgungsnetz angeschlossen oder 
einer größeren Renovierung im Sinne der Richtlinie 2002/91/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (ABl. EU Nr. L 1 S.65) unterzo-
gen werden, die baulichen Voraussetzungen für den Einbau von Mess-
einrichtungen zu schaffen, die dem jeweiligen Anschlussnutzer den 
tatsächlichen Energieverbrauch und die tatsächliche Nutzungszeit wi-
derspiegeln. Er hat den Anschlussnehmer anzuhören und dessen be-
rechtigte Interessen zu wahren. Er ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Anschlussnehmers einer Verlegung der Messeinrichtungen zuzustim-
men, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung 
möglich ist. Der Anschlussnehmer hat die Kosten einer Verlegung der 
Messeinrichtungen nach Satz 4 zu tragen.

[3] Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat dafür Sorge zu tragen, dass 
die Mess- und Steuereinrichtungen zugänglich sind. Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen von Messeinrichtungen dem Netzbe-
treiber und dem Messstellenbetreiber unverzüglich mitzuteilen.

Abschnitt 2
Fälligkeit, Folgen von Zuwiderhandlungen, 
Beendigung der Rechtsverhältnisse

§ 23
Zahlung, Verzug

[1] Rechnungen werden zu dem vom Netzbetreiber angegebenen Zeit-
punkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsauf-
forderung fällig. Einwände gegen Rechnungen berechtigen gegenüber 
dem Netzbetreiber zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweige-
rung nur, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Feh-
lers besteht. § 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 un-
berührt.

[2] Bei Zahlungsverzug des Anschlussnehmers oder -nutzers kann der 
Netzbetreiber, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder den Betrag 
durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen 
Kosten für strukturell vergleichbare Fälle auch pauschal berechnen; die 
pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauscha-
le darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berech-
nungsgrundlage nachzuweisen.

[3] Gegen Ansprüche des Netzbetreibers kann vom Anschlussnehmer 
oder -nutzer nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Gegenansprüchen aufgerechnet werden.

§ 24 
Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung

[1] Der Netzbetreiber ist berechtigt, den Netzanschluss und die An-
schlussnutzung ohne vorherige Androhung zu unterbrechen, wenn der 
Anschlussnehmer oder -nutzer dieser Verordnung zuwiderhandelt und 
die Unterbrechung erforderlich ist, um
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Sa- 
	 chen von erheblichem Wert abzuwenden,
2. die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflussung oder vor An-

bringung der Messeinrichtungen zu verhindern oder
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3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschlussnehmer oder 
-nutzer oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbe-
treibers oder Dritter ausgeschlossen sind. Der Netzbetreiber ist ver-
pflichtet, dem Anschlussnehmer oder -nutzer auf Nachfrage mit- 
zuteilen, aus welchem Grund die Unterbrechung vorgenommen wor-
den ist.

[2] Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung 
einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Netzbetreiber be-
rechtigt, den Netzanschluss und die Anschlussnutzung vier Wochen 
nach Androhung zu unterbrechen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der 
Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung ste-
hen oder der Anschlussnehmer oder -nutzer darlegt, dass hinreichende 
Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt.

[3] Der Netzbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des Lieferanten des 
Anschlussnutzers die Anschlussnutzung zu unterbrechen, soweit der 
Lieferant dem Anschlussnutzer gegenüber hierzu vertraglich berechtigt 
ist und der Lieferant das Vorliegen der Voraussetzungen für die Unter-
brechung der Anschlussnutzung gegenüber dem Netzbetreiber glaub-
haft versichert und den Netzbetreiber von sämtlichen Schadensersatz-
ansprüchen freistellt, die sich aus einer unberechtigten Unterbrechung 
ergeben können; dabei ist auch glaubhaft zu versichern, dass dem An-
schlussnutzer keine Einwendungen oder Einreden zustehen, die die Vo-
raussetzungen der Unterbrechung der Anschlussnutzung entfallen lassen.

[4] In den Fällen des Absatzes 2 ist der Beginn der Unterbrechung des 
Netzanschlusses und der Anschlussnutzung dem Anschlussnutzer drei 
Werktage im Voraus anzukündigen. Dies gilt nicht, soweit der Lieferant 
zu einer entsprechenden Ankündigung verpflichtet ist.

[5] Der Netzbetreiber hat die Unterbrechung des Netzanschlusses und 
der Anschlussnutzung unverzüglich aufzuheben, sobald die Gründe für 
die Unterbrechung entfallen sind und der Anschlussnehmer oder -nutzer 
oder im Falle des Absatzes 3 der Lieferant oder der Anschlussnutzer die 
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung des Anschlusses und 
der Anschlussnutzung ersetzt hat. Die Kosten können für strukturell ver-
gleichbare Fälle pauschal berechnet werden; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. 
Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. 
Der Nachweis geringerer Kosten ist dem Kunden zu gestatten.

§ 25 
Kündigung des Netzanschlussverhältnisses

[1] Das Netzanschlussverhältnis kann mit einer Frist von einem Monat 
auf das Ende eines Kalendermonats gekündigt werden. Eine Kündigung 
durch den Netzbetreiber ist nur möglich, soweit eine Pflicht zum Netz-
anschluss nach § 18 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht 
besteht.

[2] Tritt an Stelle des bisherigen Netzbetreibers ein anderes Unterneh-
men in die sich aus dem Netzanschlussverhältnis ergebenden Rechte 
und Pflichten ein, so bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des An-
schlussnehmers. Der Wechsel des Netzbetreibers ist öffentlich bekannt 
zu machen und den Anschlussnehmern mitzuteilen.

[3] Die Kündigung bedarf der Textform.

§ 26 
Beendigung des Anschlussnutzungsverhältnisses

[1] Das Anschlussnutzungsverhältnis besteht, bis der Anschlussnutzer 
die Anschlussnutzung einstellt. Er ist verpflichtet, dies dem Netzbetrei-
ber unverzüglich mitzuteilen.

[2] Im Falle einer Kündigung des Netzanschlussvertrages nach § 25 oder 
§ 27 endet das Anschlussnutzungsverhältnis mit der Beendigung des 
Netzanschlussvertrages.

§ 27 
Fristlose Kündigung oder Beendigung

Der Netzbetreiber ist in den Fällen des § 24 Abs. 1 berechtigt, das Netz-
anschlussverhältnis fristlos zu kündigen oder die Anschlussnutzung 
fristlos zu beenden, wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung des 
Netzanschlusses und der Anschlussnutzung wiederholt vorliegen. Bei 
wiederholten Zuwiderhandlungen nach § 24 Abs. 2 ist der Netzbetrei-

ber zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher 
angedroht wurde; § 24 Abs.2 Satz 2 gilt entsprechend.

Teil 5 Schlussbestimmungen

§ 28 
Gerichtsstand

Gerichtsstand ist der Ort des Netzanschlusses und der Anschlussnut-
zung.

§ 29 
Übergangsregelung

[1] Der Netzbetreiber ist verpflichtet, die Anschlussnehmer durch öf-
fentliche Bekanntgabe und Veröffentlichung im Internet über die Mög-
lichkeit einer Anpassung nach § 115 Abs.1 Satz 2 des Energiewirt-
schaftsgesetzes zu informieren. Die Anpassung ist in Textform zu ver- 
langen. Der Netzbetreiber kann die Anpassung gegenüber allen An-
schlussnehmern auch in der in Satz 1 genannten Weise verlangen. Im 
Falle des Satzes 3 erfolgt die Anpassung mit Wirkung vom auf die Be-
kanntmachung folgenden Tag. Von der Anpassung ausgenommen ist 
§ 4 Abs.1.

[2] Die Frist nach § 10 Abs. 2 und nach § 12 Abs. 4 beginnt mit dem 8. 
November 2006. Läuft jedoch die in § 10 Abs. 6 und § 11 Abs. 2 der 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Gasversorgung von 
Tarifkunden vom 21.Juni 1979 (BGBl. I S.676), zuletzt geändert durch 
Artikel 18 des Gesetzes vom 9.Dezember 2004 (BGBl. I S.3214), be-
stimmte Frist früher als die gemäß Satz 1 bestimmte Frist ab, bleibt es 
dabei.

[3] Wird vor dem 1.Juli 2007 ein Anschluss an eine Verteileranlage her-
gestellt, die vor dem 8.November 2006 errichtet oder mit deren Errich-
tung vor dem 8.November 2006 begonnen worden ist und ist der An-
schluss ohne Verstärkung der Verteileranlage möglich, so kann der 
Netzbetreiber abweichend von § 11 Abs. 1 und 2 einen Baukostenzu-
schuss nach Maßgabe der für die Verteileranlage bisher verwendeten 
Berechnungsmaßstäbe verlangen. Der nach Satz 1 berechnete Baukos-
tenzuschuss ist auf den Wert nach § 11 Abs. 1 Satz 2 zu kürzen.
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Ergänzende Bedingungen zur Niederdruckanschlussverordnung (NDAV)
der Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Vorbemerkung

Die Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH – nachstehend STWGD ge-
nannt – nimmt die Aufgabe eines Netzbetreibers wahr. Die STWGD 
erstellt und unterhält diese Netze zur Verteilung von Gas bis zu den 
Übergabestellen der Kundenanlage. Weiterhin werden von der STWGD 
als Netzbetreiber alle erforderlichen Netzdienstleistungen erbracht, die 
für die Netznutzung im Zusammenhang mit Gaslieferungen erforderlich 
sind. 

Die entsprechenden Teile der vorliegenden Bedingungen gelten im  
Zusammenhang mit dem Abschluss von
- 	 Netzanschlussverträgen,
- 	 Anschlussnutzungsverträgen und
- 	 Netznutzungsverträgen
der STWGD mit dem Kunden in seiner jeweiligen Eigenschaft als An-
schlussnehmer, Anschlussnutzer und Netznutzer sowie im Zusammen-
hang mit dem Abschluss weiterer, die vorstehenden Verträge ergänzen-
den Verträge.

Teil 1	 Netzanschluss (§§ 5 – 9 NDAV)
Teil 2 	 Baukostenzuschuss (§ 11 NDAV)
Teil 3 	 Vorauszahlungen und Abschlagszahlungen 
		  (§§ 9 Abs. 2 und 11 Abs. 5 NDAV
Teil 4 	 Inbetriebsetzung der Gasanlage (§ 14 NDAV)
Teil 5 	 Technische Anschlussbedingungen (§ 20 NDAV)
Teil 6 	 Zahlungsverzug, Einstellung und Wiederherstellung des 
		  Anschlusses und der Anschlussnutzung (§§ 23, 24 NDAV)
Teil 7 	 Sonstige Kostenberechnungen
Teil 8 	 Steuern und Abgaben
Teil 9 	 Inkrafttreten
Teil 10 	Netzanschlusskosten Gas- und Preisblatt

Teil 1
Netzanschluss (§§ 5 – 9 NDAV)

(1) Für die Versorgung mit Gas aus dem Versorgungsnetz der STWGD 
gilt die Niederdruckanschlussverordnung vom 8. November 2006 - 
künftig NDAV - und diese örtlichen Ergänzenden Bestimmungen der 
STWGD in ihrer jeweiligen Fassung. Die Ergänzenden Bestimmungen 
haben bei alternativ möglichen Regelungen Rang vor der NDAV.

(2)	 Die Herstellung sowie Veränderungen des Netzanschlusses auf Ver-
anlassung des Anschlussnehmers sind unter Verwendung der von den 
Stadtwerken Schwäbisch Gmünd GmbH (nachfolgend STWGD ge-
nannt) zur Verfügung gestellten Vordrucke zu beantragen. Der Antrag 
muss enthalten:
a) 	die Beschreibung der geplanten Anlagen; bei bivalenten Wärme-

pumpen oder ähnlichen Anlagen, die Gas als Zusatz- oder Reserve-
energie verwenden, ist die Nennwärmeleistung des Gasgerätes  
anzugeben

b) ein amtlicher Lageplan mit Textteil im Maßstab 1:500 über das zu 
versorgende Grundstück) ein Untergeschossgrundriss im Maßstab 
1:50 oder 1:100

(3) Die STWGD schließen den Netzanschlussvertrag mit dem Eigen- 
tümer des zu versorgenden Grundstücks. Erbbauberechtigte stehen dem 
Grundstückeigentümer gleich, nicht aber andere Nutzungsberechtigte. 
a) Steht das Eigentum (oder Erbbaurecht) an dem zu versorgenden 
Grundstück mehreren Personen zu (Teileigentum, Gesamthandeigen-
tum, Wohnungseigentum oder ähnliches), so haften diese für die Erfül-
lung des Anschlussvertrages als Gesamtschuldner. Mehrere Eigentümer 
haben einen Vertreter zu benennen, der alle Erklärungen, die sich aus 
dem Anschlussvertrag ergeben, rechtswirksam entgegen nimmt und 
abgibt.
b)	Bei Eigentümergemeinschaften nach dem Wohnungseigentumsge-

setz ist dies der Verwalter.
c) 	Wird ein Vertreter nicht benannt, so sind die an einen der Eigen- 

tümer gerichteten Erklärungen der STWGDD für die übrigen Beteilig-
ten rechtswirksam.

(4)	 Die STWGD können verlangen, dass jedes Grundstück, das eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, bzw. jedes Gebäude, dem 
eine eigene Netznummer zugeteilt ist, über einen eigenen Netzan-

schluss an das Gasversorgungnetz angeschlossen wird. Die berechtig-
ten Interessen des Anschlussnehmers und der STWGD sind ange- 
messen zu berücksichtigen.

(5) Als Grundstück im Sinne dieser Ergänzenden Bestimmungen gilt 
ohne Rücksicht auf die Grundbuch- oder Katasterbezeichnung jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaft-
liche Einheit bildet.

(6) Die STWGD kann die Versorgung ablehnen oder von Sonderleist-
ungen des Anschlusswilligen abhängig machen, wenn der Anschluss 
oder die Versorgung wegen der Lage des Grundstücks, aus sonstigen 
technischen oder wirtschaftlichen Gründen, im Einzelfall für die 
STWGD unzumutbar ist. Dies gilt auch bei Reserve- und Zusatzversor-
gungen mit Gas.

(7) Wird das Vertragsverhältnis beendigt, insbesondere weil länger als  
1 Jahr keine Gas abgenommen wurde, sind die STWGD berechtigt, den 
Netzanschluss auf Ihre Kosten vom Versorgungsnetz abzutrennen. Wird 
später erneut Gas gewünscht, ist ein neuer Netzanschluss zu bean- 
tragen und nach den Bestimmungen in Ziffer Teil 2: zu bezahlen.

(8) Im Interesse der Versorgungssicherheit müssen die Versorgungs- 
und Netzanschlussleitungen jederzeit zugänglich sein. Die Leitungstras-
sen dürfen daher in einem Bereich von jeweils 1,5 m links und rechts 
der Leitung weder mit Büschen und Bäumen bepflanzt, noch überbaut 
oder auf andere Weise beeinträchtigt werden. Nachträgliche Ab- 
grabungen oder Aufschüttungen über Rohrleitungstrassen sind nicht 
zulässig. Bei Zuwiderhandlungen haftet die STWGD nicht für entste-
hende Schäden. Eventuelle Mehrkosten bei Wartungs- und Reparatur-
arbeiten gehen zu Lasten des Grundstückseigentümers.

(9) Der Anschlussnehmer erstattet den STWGD die Kosten für die  
Herstellung des Netzanschlusses nach den im Preisblatt der STWGD 
veröffentlichten Sätzen.

(10) Ferner zahlt der Anschlussnehmer die Kosten für Veränderungen 
des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung seiner 
Anlage erforderlich oder aus anderen Gründen von ihm veranlasst wird. 
Soweit durch die Veränderung des Netzanschlusses Installations- 
arbeiten an der Kundenanlage erforderlich werden, sind diese vom  
Anschlussnehmer auf eigene Kosten ausführen zu lassen.

(11) Für die Herstellung regulärer (Dauer-) Netzanschlüsse in rechtskräf-
tigen Bebauungsplangebieten bzw. innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile werden bis einschl. Nennweite DN 65 Anschluss 
pauschalen erhoben.

(12) Netzanschlüsse mit größeren Nennweiten als DN 65 werden nach 
den tatsächlichen Herstellungskosten (einschl. Gemeinkosten) abge-
rechnet. Dies gilt auch für gemeinsame Anschlussleitungen, bei denen 
die größte Nennweite über DN 65 liegt. Gashoch- und Mitteldruckan-
schlüsse berechnen sich bei einem Jahresverbrauch bis 100.000 kWh 
inkl. Reglereinheit.

(13) Veränderungen an Netzanschlüssen (Punkt (10) werden ebenfalls 
nach tatsächlichen Herstellungskosten (einschl. Gemeinkosten) berech-
net; bei Verstärkungen ist daneben ein Baukostenzuschuss aufzuzah-
len.

(14) Stellt die STWGD für mehrere Grundstücke, deren Gasversorgung 
gleichzeitig beantragt wird, eine gemeinsame Anschlussleitung mit 
höchstens DN 65 her, so werden die Anschlusskosten in angemessener 
Weise auf die Anschlussnehmer der gemeinsamen Leitung aufgeteilt.

(15) Muss aus versorgungstechnischen Gründen ein weiteres Grund-
stück von einer bestehenden Anschlussleitung aus neu angeschlossen 
werden, so hat der Anschlussnehmer neben dem Baukostenzuschuss 
die - bei Nennweite bis einschl. DN 65 pauschalierten - Kosten des An-
schlusses an die STWGD zu bezahlen.

(16) Daneben ist er verpflichtet, sich nach näherer Festlegung durch die 
STWGD auch angemessen an den Kosten der bestehenden Anschluss-
leitung (bis zu seinem Abzweig) zu beteiligen, wenn für diese innerhalb 



der letzten 5 Jahre nach Eingang des Anschlussantrages des neuen An-
schlussnehmers an die STWGD Anschlusskosten bezahlt wurden.

(17) Für vorübergehende bzw. vorläufige Anschlüsse wie Baustellen, 
Markt- oder Zeltanschlüsse sind die der STWGD für Herstellung, Verän-
derung und Entfernung entstehenden Kosten (Arbeits- und Wegezeit, 
Material, Fahrtkosten, je einschl. Gemeinkosten) nach Anfall zu erset-
zen. Dies gilt auch für Reparaturkosten, die die STWGD nicht selbst zu 
vertreten hat.

(18) Die Pflicht zur Zahlung der Netzanschlusskosten entsteht mit  
Fertigstellung des Netzanschlusses; die Rechnung ist 2 Wochen nach 
Zugang fällig.

(19) Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage (§ 14 NDAV und Ziffer Teil 4: 
dieser Ergänzenden Bestimmungen) erfolgt erst nach der vollständigen 
Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Netzanschlusskosten.

(20) Der Anschlussnehmer erstattet den STWGD die Kosten für Verän-
derungen des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweite-
rung der Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom 
Anschlussnehmer veranlasst werden, nach tatsächlichem Aufwand.

(21) Die STWGD sind berechtigt, den Netzanschluss abzutrennen, wenn 
das Netzanschlussverhältnis beendet wird. Die Berechnung erfolgt ent-
sprechend beiliegenden Preisblattes.

(22) Der durchschnittliche Brennwert mit der sich aus den Erzeugungs- 
oder Bezugsverhältnissen ergebenden Schwankungsbreite bezogen auf 
Normkubikmeter Beträgt 11,1 kWh/pro Normkubikmeter.

(23) Der für die Versorgung maßgebende Ruhedruck des Gases beträgt 
je nach Druckstufe 22, 50, 980 oder 2000 mbar.

Teil 2
Baukostenzuschuss (§ 11 NDAV)

(1) Der Anschlussnehmer zahlt der STWGD bei Anschluss an das  
Leitungsnetz der STWGD bzw. bei wesentlicher Erhöhung seiner Leis-
tungsanforderung (Verstärkung) einen Zuschuss zu den Kosten der ört-
lichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss). Die örtlichen  
Verteilungsanlagen sind z. B. die der Erschließung des Versorgungsbe- 
reiches dienenden Heranführungs- und Versorgungsleitungen,  
Speicher- und Druckregelanlagen, die zugehörigen Steuer-, Mess- und  
Meldeanlagen sowie zugehörige Einrichtungen.

(2) Der Versorgungsbereich richtet sich nach der versorgungsgerechten 
Ausbaukonzeption für die örtlichen Verteilungsanlagen im Rahmen be-
hördlicher Planungsvorgaben (z. B. Flächennutzungsplan, Bebauungs-
plan, Sanierungsplan).

(3) Der Baukostenzuschuss bemisst sich, wenn für die Herstellung des 
beantragten Netzanschlusses keine außerplanmäßigen Netzerweiter-
ungen oder -verstärkungen erforderlich sind, im gesamten Versor-
gungsgebiet einheitlich und ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Er-
stellung der Versorgungsleitung, nach der Nennweite (DN) der 
Anschlussleitung. Er beträgt bei Herstellung einer Anschlussleitung bis 
einschließlich
DN	 32/40/50 	 das 	 1,0 fache
DN				    65 	 das 	 1,5 fache
DN				    80 	 das 	 2,5 fache
DN			   100 	 das 	 4,0 fache
DN			   150 	 das 	 6,0 fache
des in Teil 10 festgesetzten Euro-Betrages.

(4) Bei Verstärkungen von Netzanschlüssen ist der Baukostenzuschuss 
in Höhe des auf den Zeitpunkt der Auswechslung zu beziehenden Un-
terschiedsbetrages zu entrichten. Als BKZ-pflichtige Verstärkung gilt 
auch die Herstellung eines neuen Anschlusses mit größerer Nennweite 
nach Abbruch oder Umbau eines versorgt gewesenen Gebäudes.

(5) Ist zur Herstellung eines Anschlusses eine Erweiterung oder Ver-
stärkung der Versorgungsleitung außerhalb der planmäßig fortschrei-
tenden Erweiterung oder Verstärkung des Hauptleitungsnetzes erfor-
derlich oder liegt die Anschlussnennweite über 150 mm, wird, soweit 
das Projekt der STWGD zumutbar ist, die Höhe des Baukostenzuschus-
ses unter Berücksichtigung der erforderlichen Investitionen zur Rohr-
netzerweiterung oder -verstärkung und der Sicherung der Wirtschaft-
lichkeit der Gaslieferung nach der zu erwartenden Gasabnahme von 
der STWGD besonders festgesetzt. Hierbei kann vereinbart werden, 

dass im Falle weiterer Anschlüsse an Versorgungsleitungen, für die ein 
Baukostenzuschuss nach Satz 1 bezahlt wurde, die neuen Abnehmer 
verpflichtet sind, einen angemessenen Teil des geleisteten Baukosten- 
zuschusses zu ersetzen. Ein Ersatz entfällt, wenn innerhalb von 5 Jahren 
nach Anforderung des Baukostenzuschusses keine weiteren Anschlüsse 
erfolgt sind. Abrechnung, Einzug und Erstattung an den ersten An-
schlussnehmer veranlasst die STWGD.

(6) Auf die Erhebung des Baukostenzuschusses kann verzichtet werden, 
wenn der Anschluss in einem Gebiet erfolgt, in dem die Erstverohrung 
10 oder mehr Jahre vor Eingang des Antrags auf Gasversorgung des 
Grundstücks erfolgte. Der Verzicht kann von der Erfüllung einzelner Be-
dingungen bzw. Auflagen abhängig gemacht werden.

(7) Die Baukostenzuschüsse können alle zwei Jahre, erstmals zum 
1.10.1986 der Kostenentwicklung angepasst werden. Maßgebend ist 
der Investitionsgüterindex (Index der Erzeugerpreise des Investitions-
güter produzierenden Gewerbes, Basis 1982 = 110,0 bei 1980 = 100); 
es werden jeweils die Indizes beider Vorjahre berücksichtigt.

(8) Stellt die STWGD für mehrere Grundstücke, deren Gasversorgung 
gleichzeitig beantragt wird, eine gemeinsame Anschlussleitung her, so 
wird der Baukostenzuschuss für jeden davon abgehenden Einzelan-
schluss nach dessen Nennweite berechnet. Ist die Summe der so  
berechneten Baukostenzuschüsse niedriger als der Wert, der sich als  
Baukostenzuschuss für die größte Nennweite des gemeinsamen An-
schlusses ergibt, so wird der höhere Betrag berechnet und nach der 
Anzahl der abgehenden Einzelanschlüsse aufgeteilt.

(9) Für zweite oder weitere Anschlüsse in ein bereits gasversorgtes 
Grundstück ist jeweils der volle Baukostenzuschuss nach der Nennweite 
des zusätzlichen Anschlusses zu zahlen.

(10) Mit der Herstellung oder Verstärkung von BKZ-pflichtigen Netzan-
schlussleitungen wird erst begonnen, wenn der Anschlusswillige den 
Baukostenzuschuss in voller Höhe bezahlt hat; die Zahlung gilt als Auf-
tragserteilung für die Arbeiten am Netzanschluss. Die auf den Baukos-
tenzuschuss entfallende Umsatzsteuer wird mit der Abrechnung der 
Netzanschlusskosten in Rechnung gestellt.

Teil 3
Vorauszahlungen und Abschlagszahlungen 
(§§ 9 Abs. 2 und 11 Abs. 5 NDAV)

(1) Wenn nach den Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annahme 
besteht, dass der Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen 
nach Ziffern I Punkt Teil 1:(1)(9)ff oder Ziffer Teil 2: nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt, können die STWGD angemessene Vorauszah-
lungen verlangen.

(2) Werden von einem Anschlussnehmer mehrere Netzanschlüsse be-
auftragt, erheben die STWGD auf die Netzanschlusskosten und die 
Baukostenzuschüsse angemessene Abschlagszahlungen.

Teil 4
Inbetriebsetzung der Gasanlage (§ 14 NDAV)

(1) Die Inbetriebsetzung ist von dem Installationsunternehmen, das die 
Arbeiten an der Gasanlage ausgeführt hat, unter Verwendung der von 
den STWGD zur Verfügung gestellten Vordrucke zu beantragen.

(2) Die STWGD setzt nach Vorlage der Fertigstellungsmeldung und voll-
ständiger Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Netzanschluss-
kosten die Kundenanlage in Betrieb, indem sie durch Einbau des Zählers 
und durch Öffnen der Hauptabsperrvorrichtung die Gaszufuhr freige-
ben. Die Anlage hinter diesen Einrichtungen setzt das Installationsun-
ter-nehmen nach vorschriftsmäßiger Prüfung in Betrieb.

(3) Für die Inbetriebsetzung der Kundenanlage berechnet die STWGD 
bei Anschlüssen ans Niederdrucknetz bis einschl. Zählergröße DN 50 
dem Kunden pauschal den Verrechnungssatz für 2 Monteurstunden.

(4) Ist eine beantragte Inbetriebsetzung der Kundenanlage wegen fest-
gestellter Mängel an der Anlage nicht möglich, zahlt der Anschluss-
nehmer hierfür sowie für alle etwaigen weiteren vergeblichen In- 
betriebsetzungsversuche jeweils den gleichen Betrag.

(5) Bei Anschlüssen über DN 65 wird nach Aufwand abgerechnet.
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Teil 5
Technische Anschlussbedingungen (§ 20 NDAV)

(1) Die technischen Anforderungen der STWGD an den Netzanschluss 
und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der Gasanlage ein-
schließlich Eigenanlagen sind in den »Allgemeinen Bedingungen für 
den Netzanschluss eines Grundstücks / Gebäudes an das Hoch-, Mittel- 
und Niederdrucknetz sowie für die Anschlussnutzung und die Netz-
nutzung« festgelegt. Im Weiteren gilt das DVGW-Regelwerk und die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik.

Teil 6 
Zahlungsverzug, Einstellung und Wiederherstellung des 
Anschlusses und der Anschlussnutzung (§§ 23, 24 NDAV)

(1) Bei Zahlungsverzug des Kunden (Verbrauchsabrechnungen und an-
dere Rechnungen wie Baukostenzuschüsse, Netzanschlusskosten usw.) 
können, wenn die STWGD erneut zur Zahlung auffordert oder den  
Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, dem Kunden die  
dadurch entstehenden Kosten pauschal mit dem Weiterverrechnungs-
satz, für den Zeitaufwand eines Monteurs (Facharbeiters) wie folgt  
berechnet werden
- 	 für die erste Mahnung: 0,1 Std.
- 	 je Einziehungsauftrag: 0,5 Std.

(2) Vor Wiederaufnahme einer auf Grund § 24 Abs. (2) NDAV unter-
brochenen Versorgung hat der Kunde die Kosten der Einstellung und 
Wiederaufnahme der Versorgung mit dem Weiterverrechnungssatz für 
den Zeitaufwand eines Monteurs (Facharbeiters) wie folgt zu bezahlen:
- 	 für die Wiederaufnahme der Versorgung, wenn deren 
	 Einstellung in Verbindung mit einem Einziehungsauftrag 
	 vorgenommen wurde: 0,5 Std.
-	 für die gesondert vorgenommene Einstellung und Wieder-
	 aufnahme der Versorgung jeweils 0,5 Std.

Für eine Wiederaufnahme außerhalb der Geschäftszeiten werden zu 
den unter Punkt 2 beschrieben Verrechnungssätzen zusätzlich 0,7 Std. 
berechnet.

(3) Sind für die Einstellung und / oder Wiederaufnahme der Versorgung 
besondere Maßnahmen erforderlich (z. B. Zählerentfernung, Unter-
brechung der Netzanschlussleitung), so werden die Kosten hierfür nach 
tatsächlichem Aufwand, mindestens aber die vorgenannten Pauschalen 
verrechnet.

(4) Kosten, die der STWGD im Zusammenhang mit der Nichteinlösung 
von Kundenschecks oder mit Rücklastschriften und dergleichen ent-
stehen, werden nach Aufwand in Rechnung gestellt; sie sind sofort 
zahlungsfällig.

Teil 7
Sonstige Kostenberechnungen

(1) Soweit im Übrigen die STWGD nach der NDAV berechtigt ist, Kosten 
zu berechnen, werden diese nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung 
gestellt; sie sind bei Zugang der Rechnung fällig.

Teil 8
Steuern und Abgaben

(1) Den von der STWGD angeforderten Beträgen wird die Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) mit dem jeweils geltenden Steuersatz hinzugerechnet.

(2) Die Berechnung von neu hinzukommenden Steuern und Abgaben 
bleibt vorbehalten.

Teil 9
Inkrafttreten

(1) Die Ergänzenden Bestimmungen treten am 01.01.2007 in Kraft. Sie 
ersetzen die bisherigen »Ergänzenden Bestimmungen« vom 01.01.2004 
für die Versorgung mit Gas aus dem Versorgungsnetz der Stadtwerke 
Schwäbisch Gmünd GmbH.

(2) Die Kosten aufgrund eines Zahlungsverzugs, einer Unterbrechung 
des Anschlusses und der Anschlussnutzung sowie der Wiederher- 
stellung des Anschlusses und der Anschlussnutzung sind vom  
Anschlussnehmer / Anschlussnutzer nach den im Preisblatt der STWGD 
veröffentlichten Pauschalsätzen zu ersetzen.

Teil 10
Netzanschlusskosten Gas-Preisblatt

Den aktuellen Netzanschlusskosten-Preis entnehmen Sie bitte dem 
Preisblatt auf unserer Homepage www.stwgd.de

1. Gebühren für Mahnungen und Einziehungsaufträge 
gem. Ziffer 6 der Ergänzenden Bestimmungen
- 	 je Mahnung: 0,1 Std.
- 	 je Einziehungsauftrag: 0,5 Std.
- 	 Kosten für die Wiederaufnahme der Versorgung, wenn 
  	 deren Einstellung in Verbindung mit einem Einziehungsauftrag 
  	 vorgenommen wurde: 0,5 Std.
- 	 Kosten für die gesondert vorgenommene Einstellung und 
  	 Wiederaufnahme der Versorgung jeweils: 0,5 Std.
- 	 Zusätzliche Kosten bei Wiederaufnahme außerhalb der 
  	 Geschäftszeiten: 0,7 Std.
- 	 Kosten außerhalb der Geschäftszeiten zusätzlich jeweils: 0,5 Std.

2. Inbetriebsetzungskosten gem. Teil 4: 
der Ergänzenden Bestimmungen
Bei Gaszählergrößen bis DN 50 pauschal der Verrechnungssatz für 2 
Monteurstunden. Bei Anschluss ans Mitteldrucknetz oder bei Zähler-
größen über DN 50 nach Aufwand.

3. Monteurstunde
Eine Monteurstunde wird mit derzeit 67,55 Euro angesetzt. Der Satz 
wird jährlich angepasst. Der aktuell gültige Satz wird auf unserer Inter-
netseite www.stwgd.de veröffentlicht oder kann telefonisch erfragt 
werden.

4. Steuerklausel
Alle Beträge sind Nettobeträge, zu denen die jeweils gültige Umsatz-
steuer (Mehrwertsteuer) dazukommt, soweit sie umsatzsteuerbar sind.
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Eingangsformel

Auf Grund des § 27 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen vom 9.Dezember 1976 (BGBl. I S. 3317) 
wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet:

§ 1 
Gegenstand der Verordnung

(1) Soweit Wasserversorgungsunternehmen für den Anschluß an die 
öffentliche Wasserversorgung und für die öffentliche Versorgung mit 
Wasser Vertragsmuster oder Vertragsbedingungen verwenden, die für 
eine Vielzahl von Verträgen vorformuliert sind (allgemeine Versor-
gungsbedingungen), gelten die §§ 2 bis 34. Diese sind, soweit Absatz 3 
und § 35 nichts anderes vorsehen, Bestandteil des Versorgungsvertrages.

(2) Die Verordnung gilt nicht für den Anschluß und die Versorgung von 
Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung 
von Löschwasser.

(3) Der Vertrag kann auch zu allgemeinen Versorgungsbedingungen 
abgeschlossen werden, die von den §§ 2 bis 34 abweichen, wenn das 
Wasserversorgungsunternehmen einen Vertragsabschluß zu den allge-
meinenBedingungen dieser Verordnung angeboten hat und der Kunde 
mit den Abweichungen ausdrücklich einverstanden ist. Auf die abwei-
chenden Bedingungen sind die §§ 305 bis 310 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs anzuwenden.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen hat seine allgemeinen Versor-
gungsbedingungen, soweit sie in dieserVerordnung nicht abschließend 
geregelt sind oder nach Absatz 3 von den §§ 2 bis 34 abweichen, ein-
schließlich der dazugehörenden Preisregelungen und Preislisten in ge-
eigneter Weise öffentlich bekanntzugeben.

§ 2 
Vertragsabschluß

(1) Der Vertrag soll schriftlich abgeschlossen werden. Ist er auf andere 
Weise zustande gekommen, so hat das Wasserversorgungsunterneh-
men den Vertragsabschluß dem Kunden unverzüglich schriftlich zu 
bestätigen. Wird die Bestätigung mit automatischen Einrichtungen aus-
gefertigt, bedarf es keiner Unterschrift. Im Vertrag oder in der Vertrags-
bestätigung ist auf die allgemeinen Versorgungsbedingungen hinzu-
weisen.

(2) Kommt der Vertrag dadurch zustande, daß Wasser aus dem Vertei-
lungsnetz des Wasserversorgungsunternehmens entnommen wird, so 
ist der Kunde verpflichtet, dies dem Unternehmen unverzüglich mitzu-
teilen. Die Versorgung erfolgt zu den für gleichartige Versorgungs- 
verhältnisse geltenden Preisen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, jedem Neu-
kunden bei Vertragsabschluß sowie den übrigen Kunden auf Verlangen 
die dem Vertrag zugrunde liegenden allgemeinen Versorgungsbe- 
dingungeneinschließlich der dazugehörenden Preisregelungen und 
Preislisten unentgeltlich auszuhändigen.

§ 3 
Bedarfsdeckung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dem Kunden im Rahmen 
des wirtschaftlich Zumutbarendie Möglichkeit einzuräumen, den Bezug 
auf den von ihm gewünschten Verbrauchszweck oder auf einen Teil-
bedarf zu beschränken. Der Kunde ist verpflichtet, seinen Wasserbedarf 
im vereinbarten Umfange aus dem Verteilungsnetz des Wasserver- 
sorgungsunternehmens zu decken.

(2) Vor der Errichtung einer Eigengewinnungsanlage hat der Kunde 
dem Wasserversorgungsunternehmen Mitteilung zu machen. Der Kun-
de hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß von seiner 
Eigenanlage keine Rückwirkungen in das öffentliche Wasserver- 
sorgungsnetz möglich sind.

§ 4
Art der Versorgung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt zu den jeweiligen allge-
meinen Versorgungsbedingungen einschließlich der dazugehörenden 
Preise Wasser zur Verfügung.

(2) Änderungen der allgemeinen Versorgungsbedingungen werden erst 
nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam. Dies gilt auch für die dazuge- 
hörenden Preise, sofern sie nicht dem Kunden im Einzelfall mitgeteilt werden. 

(3) Das Wasser muß den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den 
anerkannten Regeln der Technik für die vereinbarte Bedarfsart (Trink- 
oder Betriebswasser) entsprechen. Das Wasserversorgungsunterneh-
men ist verpflichtet, das Wasser unter dem Druck zu liefern, der für eine 
einwandfreie Deckung des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Ver-
sorgungsgebiet erforderlich ist. Das Unternehmen ist berechtigt, die 
Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetz- 
lichen und behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln 
der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaft- 
lichen oder technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei sind 
die Belange des Kunden möglichst zu berücksichtigen.

(4) Stellt der Kunde Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des 
Wassers, die über die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so 
obliegt es ihm selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.

§ 5 
Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungs-
unterbrechungen

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, Wasser im ver-
einbarten Umfang jederzeit am Ende der Anschlußleitung zur Verfü-
gung zu stellen. Dies gilt nicht 
1. 	soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffentlichen 
 	 Wasserversorgung erforderlich oder sonst vertraglich vorbehalten sind, 
2. 	soweit und solange das Unternehmen an der Versorgung durch  
	 höhere Gewalt oder sonstige Umstände,deren Beseitigung ihm wirt- 
	 schaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornah-
me betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Das Wasserversor-
gungsunternehmen hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit 
unverzüglich zu beheben.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Kunden bei einer nicht 
nur für kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung 
rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benach-
richtigung entfällt, wenn die Unterrichtung
1.	nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und das 		
	 Unternehmen dies nicht zu vertreten hat oder
2.	die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen 
	 verzögern würde.

§ 6
Haftung bei Versorgungsstörungen

(1) Für Schäden, die ein Kunde durch Unterbrechung der Wasserversor-
gung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet 
das ihn beliefernde Wasserversorgungsunternehmen aus Vertrag oder
unerlaubter Handlung im Falle
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1.	der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des 
	 Kunden, es sei denn, daß der Schaden von dem Unternehmen oder 
	 einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch 	
	 fahrlässig verursacht worden ist,
2. 	der Beschädigung einer Sache, es sei denn, daß der Schaden weder 
 	 durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit des Unternehmens 
 	 oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, daß dieser weder durch Vor- 
	 satz noch durch grobe Fahrlässigkeit des Inhabers des Unternehmens 
	 oder eines vertretungsberechtigten Organs oder Gesellschafters  
	 verursacht worden ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
	 buches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen 
	 anzuwenden.

(2) Absatz 1 ist auch auf Ansprüche von Kunden anzuwenden, die diese 
gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter 
Handlung geltend machen. Das Wasserversorgungsunternehmen ist 
verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen über die mit der Schadens-
verursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden 
Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder 
von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre 
Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 Euro.

(4) Ist der Kunde berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten wei-
terzuleiten, und erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasserversor-
gung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Scha-
den, so haftet das Wasserversorgungsunternehmen dem Dritten 
gegenüber in demselben Umfange wie dem Kunden aus dem Versor-
gungsvertrag.

(5) Leitet der Kunde das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so 
hat er im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzustellen, daß 
dieser aus unerlaubter Handlung keine weitergehenden Schadenser-
satzansprüche erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorge- 
sehen sind. Das Wasserversorgungsunternehmen hat den Kunden hier-
auf bei Abschluß des Vertrages besonders hinzuweisen.

(6) Der Kunde hat den Schaden unverzüglich dem ihn beliefernden 
Wasserversorgungsunternehmen oder, wenn dieses feststeht, dem er-
satzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Kunde das geliefer-
te Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch 
dem Dritten aufzuerlegen.

§ 7
(weggefallen)

§ 8 
Grundstücksbenutzung

(1) Kunden und Anschlußnehmer, die Grundstückseigentümer sind, ha-
ben für Zwecke der örtlichen Versorgung das Anbringen und Verlegen 
von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Was-
ser über ihre im gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grundstücke 
sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese 
Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung ange-
schlossen sind, die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusammen-
hang mit der Wasserversorgung genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie 
entfällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer 
mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Kunde oder Anschlußnehmer ist rechtzeitig über Art und Um-
fang der beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstückes zu be-
nachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumut-
bar sind. Die Kosten der Verlegung hat das Wasserversorgungsunter-
nehmen zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen ausschließ-
lich der Versorgung des Grundstücks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstückseigentü-
mer die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlan-
gen des Unternehmens noch fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei 
denn, daß ihm dies nicht zugemutet werden kann.

(5) Kunden und Anschlußnehmer, die nicht Grundstückseigentümer 
sind, haben auf Verlangen des Wasserversorgungsunternehmens die 

schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Benutzung 
deszu versorgenden Grundstücks im Sinne der Absätze 1 und 4 beizu-
bringen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für 
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen be-
stimmt sind.

§ 9 
Baukostenzuschüsse

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, von den An-
schlußnehmern einen angemessenen Baukostenzuschuß zur teilweisen 
Abdeckung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Kos-
ten für die Erstellung oder Verstärkung von der örtlichen Versorgung 
dienenden Verteilungsanlagen zu verlangen, soweit sie sich ausschließ-
lich dem Versorgungsbereich zuordnen lassen, in dem der Anschluß  
erfolgt. Baukostenzuschüsse dürfen höchstens 70 vom Hundert dieser 
Kosten abdecken.

(2) Der von den Anschlußnehmern als Baukostenzuschuß zu überneh-
mende Kostenanteil kann unter Zugrundelegung der Straßenfrontlänge 
des anzuschließenden Grundstücks und des Preises für einen Meter 
Versorgungsleitung bemessen werden. Der Preis für einen Meter Ver-
sorgungsleitung ergibt sich aus den Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten der in Absatz 1 genannten Verteilungsanlagen, geteilt durch die 
Summeder Straßenfrontlängen aller Grundstücke, die im betreffenden 
Versorgungsbereich an die Verteilungsanlagen angeschlossen werden 
können. Das Wasserversorgungsunternehmen kann der Berechnung 
eine die Verhältnisse des Versorgungsbereichs berücksichtigende Min-
deststraßenfrontlänge von bis zu 15 Metern zugrunde legen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen kann bei der Bemessung des 
Baukostenzuschusses an Stelle oder neben der Straßenfrontlänge ande-
re kostenorientierte Bemessungseinheiten, wie die Grundstücksgröße, 
die Geschoßfläche oder die Zahl der Wohnungseinheiten oder gleichar-
tiger Wirtschaftseinheiten verwenden. In diesem Fall ist bei der Berech-
nung des Baukostenzuschusses die Summe der Bemessungseinheiten 
der Grundstücke zu berücksichtigen, die im betreffenden Versorgungs-
bereich angeschlossen werden können.

(4) Ein weiterer Baukostenzuschuß darf nur verlangt werden, wenn der 
Anschlußnehmer seine Leistungsanforderung wesentlich erhöht. Er ist 
nach den Absätzen 2 und 3 zu bemessen.

(5) Wird ein Anschluß an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor 
dem 1. Januar 1981 errichtet worden oder mit deren Errichtung vor 
diesem Zeitpunkt begonnen worden ist, so kann das Wasserversor-
gungsunternehmen abweichend von den Absätzen 1 bis 3 einen Bau-
kostenzuschuß nach Maßgabe der für die Anlage bisher verwendeten 
Berechnungsmaßstäbe verlangen.

(6) Der Baukostenzuschuß und die in § 10 Abs. 5 geregelten Hausan-
schlußkosten sind getrennt zu errechnen und dem Anschlußnehmer 
aufgegliedert auszuweisen.

§ 10 
Hausanschluß

(1) Der Hausanschluß besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes 
mit der Kundenanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle des Vertei-
lungsnetzes und endet mit der Hauptabsperrvorrichtung.

(2) Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie deren Änderung wer-
den nach Anhörung des Anschlußnehmers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen vom Wasserversorgungsunternehmen be-
stimmt.

(3) Hausanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des Wasserver- 
sorgungsunternehmens und stehen vorbehaltlich abweichender Verein-
barung in dessen Eigentum. In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet bleibt das am Tag des Wirksamwerdens des Beitritts 
bestehende Eigentum eines Kunden an einem Hausanschluss, den er 
auf eigene Kosten errichtet oder erweitert hat, bestehen, solange er 
das Eigentum nicht auf das Wasserversorgungsunternehmen überträgt. 
Hausanschlüsse werden ausschließlich von dem Wasserversorgungs- 
unternehmen hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt 
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und beseitigt, müssen zugänglich und vor Beschädigungen geschützt 
sein. Soweit das Versorgungsunternehmen die Erstellung des Hausan-
schlusses oder Veränderungen des Hausanschlusses nicht selbst, son-
dern durch Nachunternehmer durchführen läßt, sind Wünsche des An-
schlußnehmers bei der Auswahl der Nachunternehmen zu berück- 
sichtigen. Der Anschlußnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für 
die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine 
Einwirkungen auf den Hausanschluß vornehmen oder vornehmen lassen.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, vom Anschluß-
nehmer die Erstattung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung not-
wendigen Kosten für
1.	die Erstellung des Hausanschlusses, 
2. die Veränderungen des Hausanschlusses, die durch eine Änderung 

oder Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus anderen Grün-
den von ihm veranlaßt werden, zu verlangen. Die Kosten können 
pauschal berechnet werden.

(5) Kommen innerhalb von fünf Jahren nach Herstellung des Hausan-
schlusses weitere Anschlüsse hinzu und wird der Hausanschluß dadurch 
teilweise zum Bestandteil des Verteilungsnetzes, so hat das Wasserver-
sorgungsunternehmen die Kosten neu aufzuteilen und dem Anschluß-
nehmer den etwa zuviel gezahlten Betrag zu erstatten.

(6) Soweit hinsichtlich des Eigentums am Hausanschluß und der daraus 
folgenden Pflichten zur Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Ände-
rung, Abtrennung und Beseitigung bestehende allgemeine Versor-
gungsbedingungen von Absatz 3 abweichen, können diese Regelungen 
auch nach Inkrafttreten dieser Verordnung beibehalten werden.

(7) Jede Beschädigung des Hausanschlusses, insbesondere das Undicht-
werden von Leitungen sowie sonstige Störungen sind dem Wasserver-
sorgungsunternehmen unverzüglich mitzuteilen.

(8) Kunden und Anschlußnehmer, die nicht Grundstückseigentümer 
sind, haben auf Verlangen des Wasserversorgungsunternehmens die 
schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Herstellung 
des Hausanschlusses unter Anerkennung der damit verbundenen Ver-
pflichtungen beizubringen.

§ 11 
Meßeinrichtungen an der Grundstücksgrenze

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen kann verlangen, daß der An-
schlußnehmer auf eigene Kosten nach seiner Wahl an der Grundstücks-
grenze einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzähler-
schrank anbringt, wenn
1.	das Grundstück unbebaut ist oder
2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlußleitungen erfolgt, 
	 die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter besonderen 

Erschwernissen verlegt werden können, oder
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers 

vorhanden ist.

(2) Der Anschlußnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungs-
gemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten.

(3) Der Anschlußnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen auf sei-
ne Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer 
einwandfreien Messung möglich ist.

(4) § 10 Abs. 8 gilt entsprechend.

§ 12
Kundenanlage

(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Unterhaltung der Anlage hinter dem Hausanschluß, mit Ausnahme der 
Meßeinrichtungen des Wasserversorgungsunternehmens ist der An-
schlußnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile  
einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er 
neben diesem verantwortlich.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Ver-
ordnung und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen 
sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, 
geändert und unterhalten werden. Die Errichtung der Anlage und we-
sentliche Veränderungen dürfen nur durch das Wasserversorgungs-
unternehmen oder ein in ein Installateurverzeichnis eines Wasserversor-

gungsunternehmens eingetragenes Installationsunternehmen erfolgen. 
Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Ausführung der 
Arbeiten zu überwachen.

(3) Anlagenteile, die sich vor den Meßeinrichtungen befinden, können 
plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Kundenanlage 
gehören, unter Plombenverschluß genommen werden, um eine ein-
wandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstat-
tung der Anlage ist nach den Angaben des Wasserversorgungsunter-
nehmens zu veranlassen.

(4) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet werden, die den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Die Einhaltung 
der Voraussetzungen des Satzes 1 wird vermutet, wenn eine CE-Kenn-
zeichnung für den ausdrücklichen Einsatz im Trinkwasserbereich vor-
handen ist. Sofern diese CE-Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, 
wird dies auch vermutet, wenn das Produkt oder Gerät ein Zeichen ei-
nes akkreditierten Branchenzertifizierers trägt, insbesondere das DIN-
DVGW-Zeichen oder DVGW-Zeichen. Produkte und Geräte, die

1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro- 
	 päischen Wirtschaftsraum rechtmäßig hergestellt worden sind oder 
2. 	in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in der 
 	 Türkei rechtmäßig hergestellt oder in den Verkehr gebracht worden 
	 sind und die nicht den technischen Spezifikationen der Zeichen nach 
 	 Satz 3 entsprechen, werden einschließlich der in den vorgenannten 
 	 Staaten durchgeführten Prüfungen und Überwachungen als gleich 
	 wertig behandelt, wenn mit ihnen das in Deutschland geforderte 
 	 Schutzniveau gleichermaßen dauerhaft erreicht wird.

(5) Die Teile des Hausanschlusses, die in Anwendung von § 10 Abs. 6 
im Eigentum des Kunden stehen und zu deren Unterhaltung er ver-
pflichtet ist, sind Bestandteile der Kundenanlage.

§ 13 
Inbetriebsetzung der Kundenanlage

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen oder dessen Beauftragte  
schließen die Kundenanlage an das Verteilungsnetz an und setzen sie in 
Betrieb.

(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Wasserversorgungsunter-
nehmen über das Installationsunternehmen zu beantragen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen kann für die Inbetriebsetzung 
vom Kunden Kostenerstattung verlangen; die Kosten können pauschal 
berechnet werden.

§ 14 
Überprüfung der Kundenanlage

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Kundenan-
lage vor und nach ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Es hat den 
Kunden auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und 
kann deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder 
erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist das Wasserversorgungs-
unternehmen berechtigt, den Anschluß oder die Versorgung zu ver- 
weigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist es hierzu verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage 
sowie durch deren Anschluß an das Verteilungsnetz übernimmt das 
Wasserversorgungsunternehmen keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn es bei einer Überprüfung Mängel fest- 
gestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. § 15  
Betrieb, Erweiterung und Änderung von Kundenanlage und Verbrauch-
seinrichtungen, Mitteilungspflichten

(1) Anlage und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, daß  
Störungen anderer Kunden, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Wasserversorgungsunternehmens oder Dritter oder Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwasser ausgeschlossen sind.

(2) Erweiterungen und Änderungen der Anlage sowie die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen sind dem Wasserversorgungs-
unternehmen mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemessungs-
größen ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht.
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§ 16 
Zutrittsrecht

Der Kunde hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des 
Wasserversorgungsunternehmens den Zutritt zu seinen Räumen und zu 
den in § 11 genannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies für die 
Prüfung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger 
Rechte und Pflichten nach dieser Verordnung, insbesondere zur Ab- 
lesung, oder zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen erfor-
derlich und vereinbart ist. 

§ 17 
Technische Anschlußbedingungen

Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, weitere technische 
Anforderungen an den Hausanschlußund andere Anlagenteile sowie  
an den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der  
sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf 
die Erfordernisse des Verteilungsnetzes notwendig ist. Diese Anforde-
rungen dürfen den anerkannten Regeln der Technik nicht widerspre-
chen. Der Anschluß bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der 
vor-herigen Zustimmung des Versorgungsunternehmens abhängig ge-
macht werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der 
Anschluß eine sichere und störungsfreie Versorgung gefährden würde.

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die weiteren technischen 
Anforderungen der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die Behörde 
kann sie beanstanden, wenn sie mit Inhalt und Zweck dieser Verord-
nung nicht zu vereinbaren sind.

§ 18 
Messung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt die vom Kunden ver-
brauchte Wassermenge durch Meßeinrichtungen fest, die den eich-
rechtlichen Vorschriften entsprechen müssen. Bei öffentlichen Ver-
brauchseinrichtungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch 
ermittelt oder geschätzt werden, wenn die Kosten der Messung außer 
Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs stehen.

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dafür Sorge zu tragen, 
daß eine einwandfreie Messung der verbrauchten Wassermenge ge-
währleistet ist. Es bestimmt Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort 
der Meßeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Überwa-
chung, Unterhaltung und Entfernung der Meßeinrichtungen Aufgabe 
des Unternehmens. Es hat den Kunden und den Anschlußnehmer anzu-
hören und deren berechtigte Interessen zu wahren. Es ist verpflichtet, 
auf Verlangen des Kunden oder des Hauseigentümers die Meßein- 
richtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist; der Kunde oder der Hauseigentümer 
ist verpflichtet, die Kosten zu tragen.

(3) Der Kunde haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung 
der Meßeinrichtungen, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat 
den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen dem 
Wasserversorgungsunternehmen unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver-
pflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost 
zu schützen.

§ 19 
Nachprüfung von Meßeinrichtungen

(1) Der Kunde kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtung 
nach § 32 Absatz 2 der Eichordnung verlangen. Stellt der Kunde den 
Antrag auf Prüfung nicht bei dem Wasserversorgungsunternehmen, so 
hat er dieses vor Antragstellung zu benachrichtigen.

(2) Die Kosten der Prüfung fallen dem Unternehmen zur Last, falls die 
Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, 
sonst dem Kunden.

§ 20 
Ablesung

(1) Die Meßeinrichtungen werden vom Beauftragten des Wasserversor-
gungsunternehmens möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf  
Verlangen des Unternehmens vom Kunden selbst abgelesen. Dieser hat 
dafür Sorge zu tragen, daß die Meßeinrichtungen leicht zugänglich 
sind.

(2) Solange der Beauftragte des Unternehmens die Räume des Kunden 
nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann, darf das Unternehmen 
den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung schätzen; die 
tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen.

§ 21 
Berechnungsfehler

(1) Ergibt eine Prüfung der Meßeinrichtungen eine Überschreitung der 
Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rech-
nungsbetrages festgestellt, so ist der zuviel oder zuwenig berechnete 
Betrag zu erstatten oder nachzuentrichten. Ist die Größe des Fehlers 
nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Meßeinrichtung nicht 
an, so ermittelt das Wasserversorgungsunternehmen den Verbrauch für 
die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnitts-
verbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers 
nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf Grund des vorjährigen Ver-
brauchs durch Schätzung; die tatsächlichen Verhältnisse sind ange- 
messen zu berücksichtigen.

(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers 
vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Aus- 
wirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum festgestellt 
werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens zwei Jahre be-
schränkt.

§ 22 
Verwendung des Wassers

(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Kunden, seiner 
Mieter und ähnlich berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. Die 
Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung 
des Wasserversorgungsunternehmens zulässig. Diese muß erteilt wer-
den, wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht überwiegende 
versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen.

(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in 
dieser Verordnung oder auf Grund sonstiger gesetzlicher oder behörd-
licher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen kann die Verwendung für bestimmte Zwecke  
beschränken, soweit dies zur Sicherstellung der allgemeinen Wasserver-
sorgung erforderlich ist.

(3) Der Anschluß von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist beim  
Wasserversorgungsunternehmen vor Beginn der Bauarbeiten zu be- 
antragen. Der Antragsteller hat dem Wasserversorgungsunternehmen 
alle für die Herstellung und Entfernung des Bauwasseranschlusses ent- 
stehenden Kosten zu erstatten. Die Sätze 1 und 2 gelten für Anschlüsse 
zu sonstigen vorübergehenden Zwecken entsprechend.

(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, 
sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen werden, 
sind hierfür Hydrantenstandrohre des Wasserversorgungsunterneh-
mens mit Wasserzählern zu benutzen.

§ 23 
Vertragsstrafe

(1) Entnimmt der Kunde Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder 
vor Anbringung der Meßeinrichtungen oder nach Einstellung der Ver-
sorgung, so ist das Wasserversorgungsunternehmen berechtigt, eine 
Vertragsstrafe zu verlangen. Dabei kann höchstens vom Fünffachen 
desje-nigen Verbrauchs ausgegangen werden, der sich  auf der Grund-
lage des Vorjahresverbrauchs anteilig für die Dauer der unbefugten Ent-
nahme ergibt. Kann der Vorjahresverbrauch des Kunden nicht ermittelt 
werden, so ist derjenige vergleichbarer Kunden zugrunde zu legen.  
Die Vertragsstrafe ist nach den für den Kunden geltenden Preisen zu 
berechnen.

(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde 
vorsätzlich oder grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preis- 
bildung erforderlichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt 
das Zweifache des Betrags, den der Kunde bei Erfüllung seiner Ver-
pflichtung nach den für ihn geltenden Preisen zusätzlich zu zahlen  
gehabt hätte.

(3) Ist die Dauer der unbefugten Entnahme oder der Beginn der Mittei-
lungspflicht nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe nach vor- 
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stehenden Grundsätzen über einen festgestellten Zeitraum hinaus für 
längstens ein Jahr erhoben werden.

§ 24 
Abrechnung, Preisänderungsklauseln

(1) Das Entgelt wird nach Wahl des Wasserversorgungsunternehmens 
monatlich oder in anderen Zeitabschnitten, die jedoch zwölf Monate 
nicht wesentlich überschreiten dürfen, abgerechnet.

(2) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Preise, so 
wird der für die neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig  
berechnet; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der 
Grundlage der für die jeweilige Abnehmergruppe maßgeblichen Er-
fahrungswerte angemessen zu berücksichtigen. Entsprechendes gilt bei 
Änderung des Umsatzsteuersatzes.

(3) Preisänderungsklauseln sind kostennah auszugestalten. Sie dürfen 
die Änderung der Preise nur von solchen Berechnungsfaktoren abhän-
gig machen, die der Beschaffung und Bereitstellung des Wassers zu-
zurechnen sind. Die Berechnungsfaktoren müssen vollständig und in 
allgemein verständlicher Form ausgewiesen werden.

§ 25 
Abschlagszahlungen

(1) Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerechnet, so kann das 
Wasserversorgungsunternehmen für die nach der letzten Abrechnung 
verbrauchte Wassermenge Abschlagszahlung verlangen. Diese ist an-
teilig für den Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend dem Ver-
brauch im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist eine  
solche Berechnung nicht möglich, so bemißt sich die Abschlagszahlung 
nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht 
der Kunde glaubhaft, daß sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist 
dies angemessen zu berücksichtigen.

(2) Ändern sich die Preise, so können die nach der Preisänderung anfal-
lenden Abschlagszahlungen mit dem Vomhundertsatz der Preisän- 
derung entsprechend angepaßt werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, daß zu hohe Abschlagszahlungen 
verlangt wurden, so ist der übersteigende Betrag unverzüglich zu  
erstatten, spätestens aber mit der nächsten Abschlagsforderung zu ver-
rechnen. Nach Beendigung des Versorgungsverhältnisses sind zuviel 
gezahlte Abschläge unverzüglich zu erstatten.

§ 26
Vordrucke für Rechnungen und Abschläge

Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen verständlich sein. 
Die für die Forderung maßgeblichen Berechnungsfaktoren sind voll-
ständig und in allgemein verständlicher Form auszuweisen.

§ 27 
Zahlung, Verzug

(1) Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom Wasserversor-
gungsunternehmen angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei 
Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig.

(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann das Wasserversorgungsunter-
nehmen, wenn es erneut zur Zahlung auffordert oder den Betrag durch 
einen Beauftragten einziehen läßt, die dadurch entstandenen Kosten 
auch pauschal berechnen.

§ 28 
Vorauszahlungen

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, für den Wasser-
verbrauch eines Abrechnungszeitraums Vorauszahlung zu verlangen, 
wenn nach den Umständen des Einzelfalles zu besorgen ist, daß der 
Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig 
nachkommt.

(2) Die Vorauszahlung bemißt sich nach dem Verbrauch des vorherge-
henden Abrechnungszeitraumes oder dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, daß sein 
Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksich-
tigen. Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum über mehrere Monate 
und erhebt das Wasserversorgungsunternehmen Abschlagszahlungen, 

so kann es die Vorauszahlung nur in ebenso vielen Teilbeträgen ver-
langen. Die Vorauszahlung ist bei der nächsten Rechnungserteilung zu 
verrechnen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann das Wasserver-
sorgungsunternehmen auch für die Erstellung oder Veränderung des 
Hausanschlusses sowie in den Fällen des § 22 Abs. 3 Satz 1 Voraus-
zahlung verlangen.

§ 29 
Sicherheitsleistung

(1) Ist der Kunde oder Anschlußnehmer zur Vorauszahlung nicht in der 
Lage, so kann das Wasserversorgungsunternehmen in angemessener 
Höhe Sicherheitsleistung verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde oder Anschlußnehmer in Verzug und kommt er nach 
erneuter Zahlungsaufforderung nicht unverzüglich seinen Zahlungs-
verpflichtungen aus dem Versorgungsverhältnis nach, so kann sich das 
Wasserversorgungsunternehmen aus der Sicherheit bezahlt machen. 
Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung hinzuweisen. Kursverluste beim 
Verkauf von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden oder Anschluß-
nehmers.

(4) Die Sicherheit ist zurückzugeben, wenn ihre Voraussetzungen weg-
gefallen sind.

§ 30
Zahlungsverweigerung

Einwände gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechti-
gen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,
1. soweit sich aus den Umständen ergibt, daß offensichtliche Fehler 	
	 vorliegen, und
2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsverweigerung inner- 
 	 halb von zwei Jahren nach Zugang der fehlerhaften Rechnung oder 	
	 Abschlagsberechnung geltend gemacht wird.

§ 31 
Aufrechnung

Gegen Ansprüche des Wasserversorgungsunternehmens kann nur mit 
unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen auf-
gerechnet werden.

§ 32 
Laufzeit des Versorgungsvertrages, Kündigung

(1) Das Vertragsverhältnis läuft solange ununterbrochen weiter, bis es 
von einer der beiden Seiten mit einer Frist von einem Monat auf das 
Ende eines Kalendermonats gekündigt wird.

(2) Bei einem Umzug ist der Kunde berechtigt, den Vertrag mit zwei-
wöchiger Frist auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen.

(3) Wird der Verbrauch von Wasser ohne ordnungsmäßige Kündigung 
eingestellt, so haftet der Kunde dem Wasserversorgungsunternehmen 
für die Bezahlung des Wasserpreises für den von der Meßeinrichtung 
angezeigten Verbrauch und für die Erfüllung sämtlicher sonstiger Ver-
pflichtungen.

(4) Ein Wechsel in der Person des Kunden ist dem Wasserversorgungs-
unternehmen unverzüglich mitzuteilen und bedarf dessen Zustimmung. 
Das Unternehmen ist nicht verpflichtet, dem Eintritt des Dritten in die 
sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten zuzu-
stimmen.

(5) Tritt anstelle des bisherigen Wasserversorgungsunternehmens ein 
anderes Unternehmen in die sich aus dem Vertragsverhältnis erge- 
benden Rechte und Pflichten ein, so bedarf es hierfür nicht der Zustim-
mung des Kunden. Der Wechsel des Wasserversorgungsunternehmens 
ist öffentlich bekanntzugeben.

(6) Die Kündigung bedarf der Schriftform.

(7) Der Kunde kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses ver-
langen, ohne damit das Vertragsverhältnis zu lösen.
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§ 33
Einstellung der Versorgung, fristlose Kündigung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Versorgung 
fristlos einzustellen, wenn der Kunde den allgemeinen Versorgungs- 
bedingungen zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 
1.	eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder An- 
lagen abzuwenden,
2.	den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor 

Anbringung der Meßeinrichtungen zu verhindern oder
3. 	zu gewährleisten, daß Störungen anderer Kunden, störende Rück-

wirkungen auf Einrichtungen des Unternehmens oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung 
einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist das Wasserver- 
sorgungsunternehmen berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach 
Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Kunde darlegt, daß 
die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, daß der Kunde 
seinen Verpflichtungen nachkommt. Das Wasserversorgungsunterneh-
men kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung 
an-drohen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Versorgung unverzüg-
lich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für ihre Einstellung ent- 
fallen sind und der Kunde die Kosten der Einstellung und Wieder- 
aufnahme der Versorgung ersetzt hat. Die Kosten können pauschal  
berechnet werden.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen ist in den Fällen des Absatzes 
1 berechtigt, das Vertragsverhältnis fristlos zu kündigen, in den Fällen 
der Nummern 1 und 3 jedoch nur, wenn die Voraussetzungen zur  
Einstellung der Versorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten 
Zuwiderhandlungen nach Absatz 2 ist das Unternehmen zur fristlosen  
Kündigung berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher angedroht  
wurde; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 34 
Gerichtsstand

(1) Der Gerichtsstand für Kaufleute, juristische Personen des öffentli-
chen Rechts und öffentlichrechtliche Sondervermögen ist am Sitz der 
für den Kunden zuständigen Betriebsstelle des Wasserversorgungs- 
unternehmens.

(2) Das gleiche gilt, 
1. 	wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat 	
	 oder
2. 	wenn der Kunde nach Vertragsschluß seinen Wohnsitz oder 
	 gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich dieser Ver-	
	 ordnung verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 	
	 im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.

§ 35
Öffentlich-rechtliche Versorgung mit Wasser

(1) Rechtsvorschriften, die das Versorgungsverhältnis öffentlich-recht-
lich regeln, sind den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechend 
zu gestalten; unberührt bleiben die Regelungen des Verwaltungs- 
verfahrens sowie gemeinderechtliche Vorschriften zur Regelung des 
Abgabenrechts.

(2) Bei Inkrafttreten dieser Verordnung geltende Rechtsvorschriften,  
die das Versorgungsverhältnis öffentlichrechtlich regeln, sind bis zum  
1. Januar 1982 anzupassen.

§ 36 
(weggefallen)

§ 37 
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1980 in Kraft.

(2) Die §§ 2 bis 34 gelten auch für Versorgungsverträge, die vor dem  
1. April 1980 zustande gekommen sind, unmittelbar. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen ist verpflichtet, die Kunden in geeigneter Weise 
hierüber zu unterrichten. Laufzeit und Kündigungsbestimmungen der 
 

vor Verkündung dieser Verordnung abgeschlossenen Versorgungs- 
verträge bleiben unberührt.

(3) § 24 Abs. 2 und 3, § 25 Abs. 1 und 2 sowie § 28 gelten nur für Ab-
rechnungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 1980 beginnen. 

Schlußformel 

Der Bundesminiter für Wirtschaft

Anhang EV Auszug aus EinigVtr Anlage I Kapitel V Sachgebiet D Ab-
schnitt III (BGBl. II 1990, 889, 1008)
- 	 Maßgaben für das beigetretene Gebiet (Art. 3 EinigVtr) - Abschnitt III  
	 Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten  
	 Gebiet 	 mit folgenden Maßgaben in Kraft: ... Verordnung über All- 
	 gemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser vom 20. Juni  
	 1980 (BGBl. I S. 750, 1067) mit folgenden Maßgaben:

a) 	Für am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts bestehende Ver- 
	 sorgungsverträge sind die Wasserversorgungsunternehmen von der 
 	 Verpflichtung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 bis zum 30. Juni 1992 befreit.

b) 	Abweichend von § 10 Abs. 4 bleibt das am Tage des Wirksam- 
	 werdens des Beitritts bestehende Eigentum eines Kunden an einem 
	 Hausanschluß, den er auf eigene Kosten errichtet oder erweitert  
	 hat,bestehen, solange er das Eigentum nicht auf das Wasserver- 
	 sorgungsunternehmen überträgt.



Ergänzende Bestimmungen der Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH zu der Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV)

aus dem Versorgungsnetz der Stadtwerke  Schwäbisch Gmünd GmbH - nachstehend »SW« genannt - (Stand November 2007)

1.	 Wasserversorgungsvertrag

1.1 	 Für die Versorgung mit Wasser aus dem Versorgungsnetz der SW-
gilt die Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versor-
gung mit Wasser vom 20. Juni 1980 (BGB II S. 750) - künftig AVB 
WasserV - und diese örtlichen Ergänzenden Bestimmungen der SW 
in ihrer jeweiligen Fassung. Die Ergänzenden Bestimmungen haben 
bei alternativ möglichen Regelungen Rang vor der AVBWasserV.

1.2	 Die Versorgung eines Grundstücks mit Wasser ist auf einem be-
sonderen Formblatt zu beantragen. Dem Antrag sind beizufügen:

		 a)	die Beschreibung der geplanten Anlage
		 b)	ein amtlicher Lageplan mit Textteil im Maßstab 1:500 über das 	

	 zu versorgende Grundstück
		 c)	 ein Untergeschossgrundriss und ein Erdgeschossgrundriss 
			  im 	Maßstab 1:100, gegebenenfalls Grundriss und Schnitt eines 	

	 erforderlichen Wasserzählerschachtes
		 d) 	Angaben über eine etwaige Eigengewinnungsanlage des 
			  Antragstellers
		 e) Anschlusswert einer etwaigen Reserve-, Zusatz- oder Lösch-
			  wassereinrichtung in Liter pro Sekunde.

1.3	 Die SW schließt den Wasserversorgungsvertrag mit dem Eigen-
tümer des zu versorgenden Grundstücks. Erbbauberechtigte  
stehen dem Grundstückeigentümer gleich, nicht aber andere  
Nutzungsberechtigte.

		 Steht das Eigentum (oder Erbbaurecht) an dem zu versorgenden 
Grundstück mehreren Personen zu (Teileigentum, Gesamthand-
eigentum, Wohnungseigentum oder ähnliches), so haften diese für 
die Erfüllung des Wasserversorgungsvertrages als Gesamtschuld-
ner. Mehrere Eigentümer haben einen Vertreter zu benennen, der 
alle Erklärungen, die sich aus dem Wasserversorgungsvertrag  
er-geben, rechtswirksam entgegennimmt und abgibt. Bei Eigen- 
tümergemeinschaften nach dem Wohnungseigentumsgesetz ist 
dies der Verwalter. Wird ein Vertreter nicht benannt, so sind die an 
einen der Eigentümer gerichteten Erklärungen der SW für die  
übrigen Beteiligten rechtswirksam.

1.4	 Werden mehrere Kunden über einen Wasserzähler versorgt, gilt 
Absatz 3 entsprechend.

1.5	 Die Versorgung von Industrieunternehmen erfolgt, sofern keine  
abweichenden, schriftlichen Vereinbarungen bestehen, zu den Be- 
dingungen der AVBWasserV und diesen Ergänzenden Bestimmungen.

2.	 Hausanschluss

2.1 	 Für jedes Grundstück ist ein besonderer Anschluss an die Versor-
gungsleitung der SW herzustellen.

2.2 	Als Grundstück im Sinne dieser Ergänzenden Bestimmungen gilt 
ohne Rücksicht auf die Grundbuch- oder Katasterbezeichnung  
jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbstständige 
wirtschaftliche Einheit bildet.

2.3 	Die SW kann die Versorgung ablehnen, wenn der Anschluss oder 
die Versorgung wegen der Lage des Grundstücks, aus sonstigen 
technischen oder wirtschaftlichen Gründen, im Einzelfall für die 
SW unzu- mutbar ist. Dies gilt auch, wenn die Abwässer des zu 
versorgenden Grundstücks zu einer Gefährdung der Wasserge-
winnung führen können.

2.4 	 Soweit das Wasser in Grundstücke geliefert werden soll, die außer-
halb des Gebietes eines rechtskräftig genehmigten Bebauungs-
plans bzw. außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
liegen, erfolgt dies - soweit das Projekt gem. Abs. 3 der SW zu-
mutbar ist - über private Leitungen. Das Wasser wird in solchen 
Fällen am stadtwerkeeigenen Wasserzähler in einem vom Abneh-
mer zu finanzierenden und zu unterhaltenden Wasserzähler-
schacht übergeben. Die Lage des Wasszählerschachtes bestimmt 
die SW; der Schacht muss ordnungsgemäß entwässert sein. 

		 Notwendige Zustimmungserklärungen zur Benutzung von Grund-
stücken unbeteiligter Eigentümer hat der Kunde selbst einzuholen.

		 Der Anschlusswillige hat die tatsächlichen Herstellungskosten für 
den erforderlichen Netzausbau bis zum Zählerschacht und den 
entsprechenden Rohrnetzkostenbeitrag zu leisten.

		 Wird innerhalb von 10 Jahren nach Fertigstellung einer solchen 
Privatleitung das Gebiet rechtskräftig in einen Bebauungsplan ein-
bezogen und erfüllt die Privatleitung die technischen Voraus- 
setzungen für eine öffentliche Versorgungsleitung, ist eine Ab-
geltung an den Privateigentümer insoweit zu leisten, als die private 
Leitung tatsächlich den Neubau einer öffentlichen Versorgung-
sleitung erspart. Der Abgeltungsbetrag orientiert sich an den Er-
stellungskosten der privaten Leitung; eine Verzinsung erfolgt nicht.

		 Der Anschluss weiterer Grundstücke an Privatleitungen, die von 
der SW beliefert werden, bedarf der Genehmigung der SW. Die 
Neuanschließer haben sich an den Baukosten der Privatleitung 
(WZ-Schacht, Leitung bis zum Abzweig und Baukostenzuschuss 
bzw. Rohrnetzkostenbeitrag) zu beteiligen. Die Berechnung dazu 
führt die SW durch.

2.5 	 Wird das Vertragsverhältnis beendigt, insbesondere weil länger als 
1 Jahr kein Wasser abgenommen wurde, sind die SW berechtigt, 
den Hausanschluss auf Ihre Kosten vom Versorgungsnetz abzu-
trennen. Wird später erneut Wasser gewünscht, ist ein neuer 
Hausanschluss zu beantragen und nach den Bestimmungen in  
Ziffer 3 zu bezahlen.

2.6 	 Im Interesse der Versorgungssicherheit müssen die Versorgungs- 
und Hausanschlussleitungen jederzeit zugänglich sein. Die Lei-
tungstrassen dürfen daher in einem Bereich von jeweils 1,5 m links 
und rechts der Leitung weder mit Büschen und Bäumen bepflanzt, 
noch überbaut oder auf andere Weise beeinträchtigt werden. 
Nachträgliche Abgrabungen oder Aufschüttungen über Rohr- 
leitungstrassen sind nicht zulässig.

3. Hausanschlusskosten

3.1 	 Der Anschlussnehmer zahlt den SW die Kosten für die Erstellung 
des Hausanschlusses.Ferner zahlt der Anschlussnehmer die Kosten 
für Veränderungen des Hausanschlusses, die durch eine Änderung 
oder Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus anderen 
Gründen von ihm veranlasst wird. Soweit durch die Veränderun-
gen des Hausanschlusses Installationsarbeiten an der Kundenanla-
ge erforderlich werden, sind diese vom Anschlussnehmer auf eige-
ne Kosten ausführen zu lassen.

3.2 	Für die Herstellung regulärer (Dauer-) Hausanschlüsse in rechts-
kräftigen Bebauungsplangebieten bzw. innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile werden bis einschl. Nennweite DN 65 
abgerechnet. 

		 Verrechnet werden jeweils die im Zeitpunkt der Fertigstellung des 
Anschlusses gültigen Anschlusspauschalen. Der Anschluss gilt als 
fertiggestellt, sobald die Druckprobe der SW die Dichtheit des An-
schlusses ergeben hat. Die Pauschalen gelten im öffentlichen  
Bereich bis zur Grundstücksgrenze. Im privaten Bereich wird eine 
Meter-Pauschale erhoben. Angefangene Meter werden voll  
gerechnet. Die Anschlusspauschalen können jährlich der Kosten-
entwicklung angepasst werden.

3.3 	Hausanschlüsse mit größeren Nennweiten als DN 65 werden nach 
den tatsächlichen Herstellungskosten (einschl. Gemeinkosten) ab-
gerechnet. Dies gilt auch für gemeinsame Anschlussleitungen, bei 
denen die größte Nennweite über DN 65 liegt. 

		 Veränderungen an Hausanschlüssen (3.1 Satz 2) werden ebenfalls 
nach tatsächlichen Herstellungskosten (einschl. Gemeinkosten) be-
rechnet; bei Verstärkungen ist daneben ein Baukostenzuschuss 
bzw. Rohrnetzkostenbeitrag aufzuzahlen.



3.4 	Stellt die SW für mehrere Grundstücke, deren Wasserversorgung 
gleichzeitig beantragt wird, eine gemeinsame Anschlussleitung mit 
höchstens DN 65 her, so werden die Anschlusskosten in angemes-
sener Weise auf die Anschlussnehmer der gemeinsamen Leitung 
aufgeteilt.

3.5 	Muss aus versorgungstechnischen Gründen ein weiteres Grund-
stück von einer bestehenden Anschlussleitung aus neu an- 
geschlossen werden, so hat der Anschlussnehmer neben dem Bau-
kostenzuschuss bzw. Rohrnetzkostenbeitrag die - bei Nennweite 
bis einschl. DN 65 pauschalierten - Kosten des Anschlusses an die 
SW zu bezahlen. 

		 Daneben ist er verpflichtet, sich nach näherer Festlegung durch die 
SW auch angemessen an den Kosten der bestehenden Anschluss-
leitung (bis zu seinem Abzweig) zu beteiligen, wenn für diese  
innerhalb der letzten 5 Jahre nach Eingang des Anschlussantrages 
des neuen Anschlussnehmers an die SW Anschluss- kosten bezahlt 
wurden.

3.6 	Wurden Hausanschlüsse durch früher selbstständige Gemeinden 
vorverlegt und weist der Anschluss- nehmer nach, dass er oder 
sein Rechtsvorgänger dafür die Kosten getragen hat, werden bei 
der Fertigstellung eines solchen Anschlusses durch die SW die Rest-
kosten nicht nach den Pauschalsätzen, sondern nach den tatsächli-
chen Herstellungskosten (einschl. Gemeinkosten) abgerechnet.

3.7 	 Für vorübergehende bzw. vorläufige Anschlüsse wie Baustellen, 
Markt- oder Zeltanschlüsse sind die der SW für Herstellung, Ver-
änderung und Entfernung entstehenden Kosten (Arbeits- und  
Wegezeit, Material, Fahrtkosten, je einschl. Gemeinkosten)  
pauschal oder nach Aufwand zu ersetzen. Dies gilt auch für Repa-
raturkosten, die die SW nicht selbst zu vertreten hat.

3.8 	Die Pflicht zur Zahlung der Hausanschlusskosten entsteht mit  
Fertigstellung des Hausanschlusses; die Rechnung ist 2 Wochen 
nach Zugang fällig. 

		 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage (§ 13 Abs. 1 AVBWasserV 
und Ziffer 7 dieser Ergänzenden Bestimmungen) erfolgt erst nach 
der vollständigen Bezahlung des Baukostenzuschusses und der 
Hausanschlusskosten.

4. Bedarfsdeckung

4.1 	 Bei Vorhandensein einer Eigengewinnungsanlage ist die SW zur 
Reserveversorgung nicht verpflichtet. Eine Reserveversorgung liegt 
vor, wenn der Abnehmer anstelle oder neben der Eigengewinnung 
auf Wasserbezug von der SW übergehen kann und ihm auf Antrag 
eine Vorhaltung ausdrücklich zugesagt wurde. Für die Vorhaltung 
von Reservewasser kann neben dem Grundpreis ein Bereitstel-
lungspreis für Reserveanschlüsse erhoben werden; bei Inanspruch-
nahme ist der jeweilige Arbeitspreis zusätzlich zu zahlen. Wird die 
Vorhaltung von Feuerlöschwasser zugesagt, gilt dieselbe Kostenre-
gelung.

4.2 	Für Hydrantenstandrohre mit Wasserzählern, die gem. § 22 Abs. 4 
AVBWasserV vermietet werden, wird neben dem Arbeitspreis eine 
Miete erhoben. Diese wird nach betriebswirtschaftlichen Grund-
sätzen von der SW festgesetzt und angepasst.

		 Der Mieter haftet - auch ohne Verschulden - für Beschädigungen 
aller Art, sowohl für Schäden am Mietgegenstand als auch für alle 
Schäden, die durch den Gebrauch des Standrohrs und Wasser-
zählers an öffentlichen Hydranten, Leitungseinrichtungen und 
Schächten - auch durch Verunreinigung des Wassers und im  
Straßenverkehr - der SW oder Dritten entstehen. Standrohre, die 
nicht Eigentum der SW sind, dürfen für Wasserentnahmen an  
Hydranten nicht verwendet werden.

5. Wasserverbrauch

Die von der Wassermesseinrichtung ordnungsmäßig angezeigte Was-
sermenge gilt stets als der die Zahlungspflicht begründende Wasserver-
brauch, gleichviel, ob sie nutzbringend verwendet oder ungenützt, 
insbesondere durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen oder 
Rohrbrüche hinter der Messeinrichtung verloren gegangen ist.

6. Kundenanlage

6.1 	 Bei Änderungen der Kundenanlage, insbesondere bei Anschluss 
zusätzlicher oder bei Auswechslung vorhandener Wasserver-
brauchseinrichtungen und Wasserbehandlungsgeräte sind - soweit 
noch nicht vor-handen - die nach den anerkannten Regeln der 
Technik erforderlichen Absicherungen zur Reinhaltung des Trink-
wassers einzubauen.

6.2 	Bei Materialien, Armaturen und Geräten, die nicht das Zeichen  
einer anerkannten Prüfstelle besitzen (DIN- DVGW, EU-Norm) ist 
die Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik gegenüber der 
SW besonders nachzuweisen.

6.3 	Kann aus netztechnischen Gründen nicht die gesamte für eine 
Feuerlöscheinrichtung benötigte Leistung (m³/h oder l/s) bereitge-
stellt werden, hat der Kunde einen Vorratsbehälter einzubauen.
Sprinkleranlagen dürfen nur über einen Zwischenbehälter mit  
freiem Auslauf an das Versorgungsnetz angeschlossen werden. 
Die Größe des Behälters richtet sich nach den Vorschriften des  
Verbands der Sachversicherer. Der gesamte Wasserbedarf für 
Brandschutz und Trinkwasser-Verbrauchsanlagen ist durch einen  
Wasserzähler zu erfassen.

7. Inbetriebsetzung der Kundenanlage

7.1 	 Die SW setzt nach Vorlage der Fertigstellungsmeldung und voll-
ständiger Bezahlung des Baukostenzuschusses/Rohrnetzkostenbei-
trags und der Hausanschlusskosten die Kundenanlage in Betrieb, 
indem sie durch Einbau des Zählers und durch Öffnen der 
Hauptabsperrvorrichtung die Wasserzufuhr freigibt. Die Anlage 
hinter diesen Einrichtungen setzt das Installationsunternehmen in 
Betrieb.

7.2 	 Die Erstinbetriebsetzung (Zählersetzung) ist im Anschlusspreis ent-
halten. Ab DN 50 Verrechnung nach Aufwand.Ist eine beantragte 
Inbetriebsetzung der Kundenanlage wegen festgestellter Mängel 
an der Anlage nicht möglich, zahlt der Anschlussnehmer hierfür 
sowie für alle etwaigen weiteren vergeblichen Inbetriebsetzungs-
versuche einen Betrag nach Aufwand. Bei Großwasserzählern wird 
nach Aufwand abgerechnet.

8. Baukostenzuschüsse (BKZ) nach § 9 Abs. 1 - 4 AVBWasserV

8.1 	 Der Anschlussnehmer zahlt der SW bei Anschluss an das Leitungs-
netz der SW bzw. bei wesentlicher Erhöhung seiner Leistungsan-
forderung (m³/h bzw. l/s) einen Zuschuss zu den Kosten der ört- 
lichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss).

		 Der Baukostenzuschuss errechnet sich aus den Kosten, die für die 
Erstellung oder Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen 
 erforderlich sind. Die örtlichen Verteilungsanlagen sind z. B. die 
der Erschließung des Versorgungsbereiches dienenden Heran- 
führungs- und Versorgungsleitungen, Behälter, Pump- und Druck-
regelanlagen, die zugehörigen Steuer-, Mess- und Meldeanlagen 
sowie zugehörige Einrichtungen. Der Versorgungsbereich richtet 
sich nach der versorgungsgerechten Ausbaukonzeption für die ört-
lichen Verteilungsanlagen im Rahmen behördlicher Planungsvor-
gaben (z. B. Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, Sanierungsplan).

8.2 	Von den Kosten nach Ziffer 8.1 Abs. 2 werden gegebenenfalls vor-
weg die den Industriekunden, Weiter- verteilern und der mit  
bestimmten Kunden besonders vereinbarten Vorhaltung von Lösch- 
wasser leistungsanteilig (m³/h bzw. l/s) zurechenbaren Kosten ab-
gesetzt. Außerdem werden diejenigen Kostenanteile abgezogen, 
die auf ausdrücklich eingeplante Anlagenreserven entfallen, die 
für spätere Erhöhungen der Leistungsanforderungen gem. § 9 
Abs. 4 AVBWasserV vorgesehen sind.

8.3 	Die übrigen Kosten werden nach den folgenden Grundsätzen auf 
die anzuschließenden einschließlich der im Versorgungsbereich 
noch zu erwartenden Kunden aufgeteilt: Als angemessener Bau-
kostenzuschuss für die Erstellung oder Verstärkung der örtlichen 
Verteilungsanlagen gilt ein Anteil von 70 % dieser Kosten.

		 Der BKZ des einzelnen Kunden bemisst sich wie folgt:

		 BKZ (in Euro) = 0,7 x K x

		 K   = die gem. 8.1 und 8.2 ermittelten Kosten der Verteilungsanlagen
		 GR = Fläche des anzuschließenden Grundstücks in m² (Grundstück- 
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		 größe) Verbindlich für die Abrechnung ist die Flächenangabe im 
amtlichen Lageplan des genehmigten Baugesuches, auch wenn 
dort eine vorläufige Angabe (Cirka-Fläche) genannt ist. Spätere 
Änderungen etwa auf Grund endgültiger Vermessung oder Arron-
dierungen des Baugrundstücks, werden weder zugunsten noch zu 
Lasten des Anschlussnehmers berücksichtigt. Eine Absetzung an 
der Grundstücksfläche findet auch dann nicht statt, wenn das 
Grundstück aus Rechtsgründen (z. B. Grenzabstände, Baulasten, 
Sichtfelder o. ä.) oder der örtlichen Verhältnisse wegen (z. B.  
Böschungen, Geologie o. ä.) teilweise nicht bebaut werden kann.

		 GF zul. = die nach baurechtlichen Bestimmungen für das anzu-
schließende Grundstück zulässige Geschossfläche. Sie ergibt sich 
durch Multiplikation der Grundstückfläche mit der im Bebau- 
ungsplan für das anzuschließende Grundstück festgesetzten Ge- 
schossflächenzahl.

		    (GR + GF zul.) = Summe der Grundstückgrößen und zulässigen 
Geschossflächen (entsprechend vor-stehenden Definitionen) aller 
Grundstücke, die nach der zugrundeliegenden Ausbaukonzeption 
für die örtlichen Verteilungsanlagen im Versorgungsbereich ange-
schlossen werden können.

		 Sind Grundstücke anzuschließen, für die eine bauliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, z. B. Gärten, wird der BKZ allein nach der 
Grundstücksgröße erhoben.

8.4 	Die Baukostenzuschüsse können alle 2 Jahre, erstmals zum 01.  
Januar 2005, der Kostenentwicklung angepasst werden. Maßge-
bend ist der Investitionsgüterindex (Index der Erzeugerpreise des 
Investitionsgüter produzierenden Gewerbes, Basis 1995 = 100); es 
werden jeweils die Indizes beider Vorjahre berücksichtigt.

		 Für Verteilungsanlagen, die vor Inkrafttreten dieser Bestimmungen 
erstellt wurden, gilt folgende Regelung:

		 Liegt zwischen der Erstellung der örtlichen Verteilungsanlagen 
(maßgebend ist der 31.12. im Jahr der Aufnahme der Erschließungs- 
arbeiten für die Wasserversorgung) und der Bezahlung des Bau-
kostenzuschusses ein Zeitraum von mehr als 3 Jahren, so werden 
die Baukostenzuschüsse ab dem 4. Jahr alle 2 Jahre, frühestens 
jedoch zum 01. Januar 1986, der Kostenentwicklung angepasst. 
Maßgebend ist der Investitionsgüterindex (Index der Erzeugerprei-
se des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes, Basis 1995 = 
100 %); es werden jeweils die Indizes beider Vorjahre berücksichtigt. 

8.5 	Für vorübergehende bzw. vorläufige Anschlüsse wie Baustellen-, 
Markt- oder Zeltanschlüsse wird in der Regel kein Baukosten- 
zuschuss erhoben. Werden solche Anschlüsse voraussichtlich  
länger als 24 Monate benötigt, kann die SW einen angemessenen 
BKZ erheben.

8.6 	Der Baukostenzuschuss für Löschwassermengen zum Objektschutz 
wird durch Sondervereinbarung geregelt (vgl. 8.2).

8.7 	Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren Baukostenzuschuss, 
wenn er seine Leistungsanforderung gegenüber der bei der Be-
rechnung des ersten Baukostenzuschusses zugrundegelegten  
Belastung in l/s wesentlich erhöht und dadurch eine Verstärkung 
seines Hausanschlusses nötig wird. Die Ausdehnung der Wasser-
versorgung auf ein weiteres Grundstück gilt regelmäßig als wesent-
liche Erhöhung der Leistungsanforderung.

		  Voraussetzung für einen weiteren BKZ ist im übrigen, dass die SW-
für erhöhte Leistungsanforderungen

	 -	 noch Anlagenreserven zur Verfügung und die darauf entfallen 
den Kosten noch nicht zur Baukostenzuschussberechnung heran	
gezogen hat und / oder

	 - 	ihre örtlichen Verteilungsanlagen verstärkt.

8.8 	Mit der Herstellung oder Verstärkung von baukostenzuschuss-
pflichtigen Hausanschlussleitungen wird erst begonnen, wenn der 
Anschlusswillige den Kostenvoranschlag unterschrieben hat. Dies 
gilt als Auftragserteilung.

9. Baukostenzuschüsse (BKZ) nach § 9 Abs. 5 AVBWasserV

9.1 	 Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage hergestellt oder ver-
stärkt, die vor dem 1. Januar 1981 errichtet worden oder mit deren 
Einrichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen worden ist, so bemisst 

sich der BKZ abweichend von Ziffer 8 nach folgenden - der früheren 
Anlage 2 zu den Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit 
Wasser aus dem Versorgungsnetz der Stadtwerke Schwäbisch 
Gmünd entsprechenden - Bestimmungen:

	 Für das Leitungsnetz der SW ist, ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt 
der Herstellung der Anlagen, bei Neuanschluss oder Verstärkung 
des Rohrquerschnitts der Anschlussleitung vom Anschlussnehmer 
ein pauschalierter Rohrnetzkostenbeitrag zu zahlen.

	 Er bemisst sich nach der Nennweite (DN) der Anschlussleitung und 
beträgt bei Herstellung einer Anschlussleitung bis

	 DN 32/40 	das 		 1,0	 fache
	 DN 50 	 das 		 1,5	 fache
	 DN 65 	 das 		 2,5	 fache
	 DN 80 	 das 		 4,0	 fache
	 DN 100 	 das 		 6,0	 fache
	 DN 150 	 das 	14,0	 fache
	 DN 200 	 das 	25,0	 fache
	 des in der Anlage für Fälle gem. § 9 Abs. 5 AVBWasserV fest- 

gesetzten Euro-Betrages.

	 Bei Verstärkungen von Hausanschlüssen ist der Rohrnetzkosten-
beitrag in Höhe des auf den Zeitpunkt der Auswechslung zu bezie-
henden Unterschiedsbetrages zu entrichten. Als BKZ-pflichtige 
Verstärkung gilt auch die Herstellung eines neuen Anschlusses mit 
größerer Nennweite nach Abbruch oder Umbau eines versorgt  
gewesenen Gebäudes.

9.2 	Die Rohrnetzkostenbeiträge werden alle 2 Jahre, erstmals zum 
1.1.1985, der Kostenentwicklung angepasst. Maßgebend ist der 
Investitionsgüterindex (Index der Erzeugerpreise des Investitions-
güter produzierenden Gewerbes, Basis 1981 = 119,2); es werden 
jeweils die Indizes beider Vorjahre berücksichtigt.

9.3 	 Stellt die SW für mehrere Grundstücke, deren Wasserversorgung 
gleichzeitig beantragt wird, eine gemeinsame Anschlussleitung 
her, so wird der Rohrnetzkostenbeitrag für jeden davon abgehen-
den Einzelanschluss nach dessen Nennweite berechnet. Ist die 
Summe der so berechneten Rohrnetzkostenbeiträge niedriger als 
der Wert, der sich als Rohrnetzkostenbeitrag für die größte Nenn-
weite des gemeinsamen Anschlusses ergibt, so wird der höhere 
Betrag berechnet und nach der Anzahl der abgehenden Einzel-
anschlüsse aufgeteilt.

9.4 	 Für zweite oder weitere Anschlüsse in ein bereits wasserversorgtes 
Grundstück ist jeweils der volle Rohrnetzkostenbeitrag nach der 
Nennweite des zusätzlichen Anschlusses zu zahlen.

9.5 	 Bei Grundstücken, die vor der Eingemeindung aufgrund der in-
zwischen außer Kraft getretenen Wasserabgabesatzung an die 
früher selbstständige Gemeinde nachweislich ein öffentlich-recht-
licher Wasserversorgungsbeitrag bezahlt worden ist, ohne dass ein 
Anschluss hergestellt wurde, entfällt für den ersten Anschluss der 
Rohrnetzkostenbeitrag nach Ziffer 9.1.

9.6 	Die Bestimmungen in 2.4 (Außenbereichsanschlüsse), 8.5 (vorü-
bergehende Anschlüsse), 8.6 (Löschwasser für Objektschutz) und 
8.8 (Fälligkeit) gelten entsprechend für Anschlüsse gem. § 9 Abs. 5 
AVBWasserV.

10. 	Zahlungsverzug gem. § 27 AVBWasserV und Unterbrechung und 
Wiederherstellung der Versorgung nach § 33 AVBWasserV 

10.1	Die SW berechnet im Falle von Zahlungsverzug gemäß § 27 AVB-
WasserV, der Unterbrechung der Versorgung sowie der Wiederher-
stellung der Versorgung gemäß § 33 AVBWasserV folgende Kosten:

	 a)	für jede erneute schriftliche Zahlungsaufforderung
		  (Mahnung) sowie Verzugszinsen: 5 Euro* netto
	 b)	für jeden Einsatz eines Beauftragten der SW während
		  der üblichen Arbeitszeit- aufgrund sonstiger Veranlassung 		

	 durch den Kunden, z. B. vergebliche Terminvereinbarung: 
		  35 Euro* netto
	 - 	 zum Einzug einer Forderung: 35 Euro netto
	 - 	 zur Unterbrechung der Versorgung: 35 Euro* netto
	 - 	 zur Wiederinbetriebsetzung einer Kundenanlage 
		  nach vorausgegangener Unterbrechung: 35 Euro* netto
	 c)	bei jedem Einsatz außerhalb der üblichen Arbeitszeit auf 		

	 Veranlassung des Kunden 50 Euro* netto zusätzlich

Σ



	 d)	Sind für die Unterbrechung und Wiederherstellung der 
		  Versorgung besondere Maßnahmen erforderlich 
		  (z. B. Zählerentfernung, Unterbrechung der Hausanschluss-
		  leitung, Druckprüfung), so werden die Kosten hierfür nach 	

	 tatsächlichem 	Aufwand, mindestens aber die vorgenannten 	
	 Pauschalen verrechnet.

	 Soweit nichts Abweichendes angegeben ist, ist auf die genannten 
Beträge die Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlich vorgeschriebe-
nen Höhe hinzuzurechnen. Die mit * gekennzeichneten Beträge 
unterliegen nicht der Umsatzsteuer. Für Aufwendungen, die durch 
die Nichteinlösung von Kundenschecks oder Rücklastschriften  
entstehen, werden die von den Geldinstituten ggf. erhobenen  
Beträge in Rechnung gestellt.

10.2 Zahlungsweise
		 Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen wahlweise 

durch Banküberweisung, Einzugsermächtigung oder bar mittels 
Zahlschein zu leisten.

11. 	 Sonstige Kostenberechnungen
		 Soweit im übrigen die SW nach AVBWasserV berechtigt ist, Kosten 

zu berechnen, werden diese nach tatsächlichem Aufwand in Rech-
nung gestellt; sie sind bei Zugang der Rechnung fällig.

12. 	Steuern und Abgaben
		 Den von der SW angeforderten Beträgen wird die Umsatzsteuer 

(Mehrwertsteuer) mit dem jeweils geltenden Steuersatz hinzu- 
gerechnet.

13. 	Entwässerungsgebühren - Auskünfte
		 Die SW ist berechtigt, die Entwässerungsgebühr nach dem Wasser-

verbrauch auf der Grundlage der jeweils gültigen Satzung der 
Stadt Schwäbisch Gmünd über die öffentliche Entwässerung für 
die Stadt zu erheben und hierzu der Stadt entsprechende Aus-
künfte über die Verbrauchsdaten (Eigenwasser und Bezug von der 
SW) zu erteilen.

14. 	Netzanschlusskosten Wasser
		 Den aktuellen Netzanschlusskosten-Preis entnehmen Sie bitte dem 

Preisblatt auf unserer Homepage www.stwgd.de
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Richtlinien für die Herstellung von Wasser- und Gasnetzanschlussleitungen
im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

(Stand Oktober 2007)

Hinweise für Bauherren, Architekten und Installateure: 

1.	 Füllen Sie bitte als Bauherr die beiliegenden Antragsformulare  
zum Gas- und Wasserbezug in Zusammenarbeit mit Ihrem Architek-
ten oder Installateur aus und senden uns dann die Vordrucke - von 
Ihnen unterschrieben - so bald als möglich zurück.

2.	 Die Höhe der Anschlusskosten werden wir Ihnen umgehend nach 
Eingang Ihrer Anmeldeanträge schriftlich mitteilen. Die Gas- und 
Wasseranschlussleitungsverlegungen sowie die erforderli-
chen Tief- und Straßenbauarbeiten werden von der Stadt-
werke Schwäbisch Gmünd GmbH durchgeführt. Es besteht die 
Möglichkeit, nach Abstimmung mit den Stadtwerken, bauseits  
Leerrohre zu verlegen. Die Gas- und Wassernetzanschlussleitung  
bildet die Verbindung zwischen dem Versorgungsnetz mit der Ver- 
brauchsanlage des Grundstücks und umfasst somit das Leitungs-
stück von der Hauptwasserleitung bis zur Hauptabsperrvorrichtung. 

3.	 In Bezug auf die Terminierung zur Herstellung des Hausanschlusses  
setzen Sie sich bitte - mindestens zwei Wochen vor Baubeginn - mit  
dem zuständigen Meisterbereich in Verbindung, Telefon 07171 6038630.

 
4. 	Die Gas- und Wasseranschlussleitung darf nicht zur Erdung 

elektrischer Anlagen verwendet werden. Vergewissern Sie 
sich bitte, dass Ihr Architekt einen Fundamenterder einbauen 
lässt.

5.	 Der Rohrgraben für den Gas- und Wasseranschluss wird im Allge-
meinen gradlinig mit einer Steigung zum Grundstück und recht-
winklig zur Grundstückgrenze hergestellt. Der Abstand der Wasser-
anschlussleitung von Grundstücksentwässerungsanlagen muss im 
Grundriss mindestens 1 m betragen. Die Leitungstrasse der Gas- 
und Wasseranschlussleitung darf in einem Bereich von jeweils 1,5 m 
links und rechts der Leitung weder mit Büschen noch mit Bäumen 
bepflanzt noch überbaut oder auf andere Weise beeinträchtigt  
werden. Nachträgliche Abgrabungen oder Aufschüttungen über 
Rohrleitungstrassen sind nicht zulässig. 

6.	 Sofern Sie bei Ihrem Neubau noch keine Garage vorgesehen haben 
und diese später einmal an das Haus anbauen wollen, bitten wir Sie, 
jetzt schon zu berücksichtigen, dass die Anschlussleitungen nicht 
überbaut werden dürfen. 

7.	 Sollten Sie jetzt oder später auf Ihrem Grundstück einen Öltank ein-
bauen, so ist dieser so in den Boden einzulegen, dass er von den 
Anschlussleitungen mindestens 1 m Abstand hat.

8.	 Mit der Einrichtung Ihrer Gas- und Wasserverbrauchsanlage (Innen-
installation) darf nur ein bei einem Versorgungsunternehmen zuge-
lassener Installateur beauftragt werden. Die Installationsarbeiten 
müssen nach DIN 1988 (Wasser) und TRGI 86 (Gas) sowie den ört-
lichen Vorschriften durchgeführt werden. 

9.	 Die Stadtwerke fordern bei Wasserverbrauchsneuanlagen, dass 
nach dem Wasserzähler ein Rohrtrenner der Einbauart 1 (EA 1), 
gem. DIN 1988, oder ein Waletzko-Systemtrenner BA, Type 009, 
eingesetzt wird. Beim Umbau von bestehenden Wasserverbrauchs-
anlagen ohne Rohrtrenner schreiben die Stadtwerke die Nach- 
rüstung des Rohrtrenners (EA 1) oder ein Waletzko-Systemtrenner 
BA, Typ 009, vor. 

10.	Der Platz für den Einbau des Gas- und Wasserzählers muss so ge-
wählt werden, dass die Zähler jederzeit zugänglich sind, leicht ab-
gelesen, ausgewechselt, frostsicher und gegebenenfalls überprüft 
werden können. Der Vertragsinstallateur hat für den Wasserzähler- 
einbau einen Anschlussbügel vorzusehen, der zwischen zwei  
Abstellvorrichtungen eingebaut wird und für den Gaszähler eine 
Messerplatte mit einer Absperrvorrichtung auf der Zählereingangs-
seite zu installieren. 

11.	Nach Fertigstellung der Inneninstallation durch den Vertragsinstalla-
teur hat dieser die Fertigstellung der Anlage auf einem besonderen 

Vordruck mitzuteilen. Unsere Monteure werden dann die vom Ver-
tragsinstallateur erstellte Anlage besichtigen und bei ordnungs-
mäßigem Befund den Gas- und Wasserzähler setzen. 

12.	Zur Vermeidung von evtl. Rohr-Innenkorrosionen, die zu einer Rost-
färbung des Wassers führen, empfehlen wir dringend, die so ge-
nannte Kaltwasser-Verteilerbatterie mit Ihren Rohrleitungen nicht 
im Heizraum zu montieren. Sollte diese Empfehlung aus objekt- 
iven Gründen nicht zu realisieren sein, dann sollten alle Kaltwasser-
Rohrleitungen samt Armaturen fachgerecht isoliert werden.
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Wie erhalte ich einen Netzanschluss?
Wir koordinieren und erstellen Anschlüsse.

Ablaufschema: 

Folgende fünf Schritte von der Anschlussanfrage bis zur Inbetriebsetzung sind 

notwendig. Für Sie besteht kein Unterschied zwischen den Bestellungen der einzel-

nen Sparten. Die Stadtwerke Schwäbisch Gmünd bieten Ihnen die Möglichkeit alle 

Anschlussarten gleichzeitig verlegen zu lassen. 

	 Schritt 1:	 Antragstellung, unsere Beratung und Angebotserstellung

	 Schritt 2:	 Ihre Beauftragung 

	 Schritt 3:	 Die Verlegung des Netzanschlusses 

	 Schritt 4:	 Die Rechnungsstellung 

	 Schritt 5:	 Die Inbetriebsetzung / Zählersetzung 

Kontakt 

Wir informieren Sie gern über alle Möglichkeiten eines Hausanschlusses und ob wir 

Ihr Wohn- oder Geschäftshaus über eine Versorgungsleitung zeitnah versorgen 

können. Fragen zum aktuellen Sachstand Ihres laufenden Netzanschlussauftrages 

beantworten wir Ihnen ebenfalls gern unter folgender Rufnummer: 

Telefon: 07171 / 603-8520 und 8620 

Montag bis Donnerstag: 7.30 bis 16.00 Uhr  

Freitag: 7.30 bis 12.00 Uhr 

E-Mail: hausanschluss@stwgd.de

Im Bedarfsfall beraten wir Sie auch gerne an / auf der Baustelle.

Wichtiger Hinweis: 

Bei der Herstellung eines Netzanschlusses (Strom, Erdgas, Fernwärme, Trinkwasser) 

für Häuser ohne Keller oder bei einem zurückgesetzten Anschlussraum, ist es 

erforderlich, bereits vor den Fundamentarbeiten eine Abstimmung über die Verlege-

möglichkeit vorzunehmen. Sollten wir zusätzliche Angaben von Ihnen benötigen 

werden wir bei Ihnen telefonisch rückfragen. Außerdem bitten wir Sie, Ihren Telefon-

anschluss rechtzeitig bei der Telekom anzumelden.

Bitte informieren Sie sich rechtzeitig, welche Baugebiete 

mit welchen Versorgungsleitungen erschlossen sind.

Ihr persönlicher Bauordner
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Wie erhalte ich einen Netzanschluss?
Wir koordinieren und erstellen Anschlüsse.

Schritt 1: 

Antragstellung, unsere Beratung und Angebotserstellung

Für die Erstellung eines Angebotes benötigen wir von Ihnen folgende Unterlagen: 

	 Eine Kopie des amtlichen Lageplans

	 Eine Kopie des Kellergrundrisses mit der gewünschten Einführungsstelle

	 Eine Kopie des Erdgeschossplans

	 Ein ausgefülltes und unterschriebenes Kontaktformular für die Angebots- 

	 erstellung und eventuelle Beratung

Auf der Grundlage Ihrer Unterlagen erarbeiten wir Ihnen innerhalb weniger Tage  

ein Angebot gemäß den zurzeit gültigen Rechtsvorschriften. Das Angebot setzt sich 

üblicherweise aus den Netzanschlusskosten sowie einem Baukostenzuschuss  

zusammen. Kontaktformular für Angebotserstellung und eventuelle Beratung (Strom, 

Gas, Fernwärme, Trinkwasser) erhalten Sie im Internet auf unserer Homepage:  

www.stwgd.de.

Schritt 2: 

Ihre Beauftragung 

Nachdem Sie von uns ein unverbindliches Angebot für die Verlegung des Netzan-

schlusses erhalten haben, benötigen wir für die Beauftragung des Netzanschlusses 

Ihre Unterschrift auf einem Exemplar des Angebotes oder auf einem separat  

auszufüllenden Netzanschlussantrag (welcher Ihnen auf dem Postweg zugeht).  

Sie haben die Möglichkeit Ihren Auftrag per Post, Fax oder E-Mail an uns zu senden. 

Nach Erhalt Ihres Auftrages setzen Sie sich telefonisch mit uns in Verbindung, um 

zwei notwendige Termine abzustimmen: 

	 Termin 1: Klärung und Aufnahme der technischen Randbedingungen  

	 bei Ihnen vor Ort 

	 Termin 2: Festlegen eines möglichen Verlegetermins 

Sie haben den Wunsch, die Tiefbauarbeiten innerhalb Ihres Baugrundstückes für  

den Netzanschluss in eigener Regie durchzuführen. Bitte bedenken Sie, dass sämt-

liche Arbeiten von Ihnen fachgerecht und unter Beachtung der geltenden Rechts-

vorschriften und behördlichen Verfügungen sowie nach den allgemein aner- 

kannten Regeln der Technik, insbesondere nach den DIN VDE Normen, und den 

sonstigen besonderen Vorschriften durchgeführt werden müssen.

Ihr persönlicher Bauordner
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Wie erhalte ich einen Netzanschluss?
Wir koordinieren und erstellen Anschlüsse.

Schritt 3: 

Die Verlegung des Netzanschlusses 

Die Verlegung des Netzanschlusses (für Strom, Erdgas, Fernwärme, Trinkwasser)  

(bei Neubauten) erfolgt dann, wenn die Kellerdecke fertiggestellt ist und der Keller- 

oder Netzanschlussraum verschließbar ist. Generell ist die Verlegung von Ver-  

und Entsorgungsleitungen in einem Gemeinschaftsgraben vorgesehen. Kanal-  

und Entwässerungsleitungen sind bereits vorab zu verlegen. Baugruben am Haus 

müssen verfüllt und fachgerecht verdichtet sein. 

Im Bereich der Netzanschluss-Trasse dürfen sich keine Hindernisse (z. B. Gerüste  

oder Baustoffe) befinden. Setzen Sie sich daher 14 Tage vor dem mit Ihnen  

abgestimmten Verlegetermin mit unserem Bauleiter in Verbindung. Gemeinsam  

mit Ihnen legt er vor Ort die Einführungsstelle für den jeweiligen Netzanschluss  

fest und markiert diese Stelle(n) für das ausführende Tiefbau-Unternehmen.  

Ebenso wird der weitere Ablauf mit Ihnen abgesprochen. 

Ihre Anwesenheit oder die einer von Ihnen beauftragten Person ist nur zwei Mal 

kurzzeitig erforderlich: 

	 Zum einen für die Erstellung des Mauerdurchbruchs 

	 Zum anderen für die Herstellung des Anschlusses (Leitungsentlüftung) 

Diese Termine können Sie direkt mit der vor Ort tätigen Fachfirma abstimmen.  

Es ist nicht erforderlich, den ganzen Tag anwesend zu sein.

Wichtiger Hinweis: Bitte beachten Sie, dass eine nachträgliche Überbauung  

bzw. Überpflanzung der Netzanschlussleitung mit Bäumen nicht zulässig ist. 

Ihr persönlicher Bauordner
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Wie erhalte ich einen Netzanschluss?
Wir koordinieren und erstellen Anschlüsse.

Schritt 4: 

Die Rechnungsstellung 

Nach der Herstellung des Netzanschlusses erhalten Sie von den Stadtwerken  

Schwäbisch Gmünd die Rechnung. Grundlage hierfür sind die Kosten und  

Vertragsbedingungen laut Angebot bzw. Auftragsbestätigung. 

Sollten Sie Fragen bezüglich der Rechung haben, stellen Sie diese bitte an den  

auf der Rechnung angegebenen Kontakt.

Schritt 5: 

Die Inbetriebsetzung / Zählersetzung 

Nachdem ein Fachinstallationsunternehmen die Installation in Ihrem Haus fertig 

gestellt hat, gibt dieses die Inbetriebsetzung / Zählersetzung mit den entsprechenden 

Formularen in Auftrag und veranlasst die Montage der Mess-Einrichtungen. 

Zur Inbetriebsetzung Ihrer Anlage (Strom, Erdgas, Fernwärme, Trinkwasser) und der 

Montage eines Zählers (für Strom, Erdgas, Fernwärme, Trinkwasser) benötigen wir 

von Ihnen eine unterschriebene »Fertigmeldung«. Dieser Vordruck muss von dem 

Installateur und zusätzlich von Ihnen unterschrieben werden. Sie haben die Möglich-

keit Ihre Anträge per Post oder Fax an uns zu senden. Mit den unterschriebenen 

Anträgen bestätigt das Installationsunternehmen Ihnen und uns, dass die Installation 

abgeschlossen ist und den gültigen technischen Normen und Richtlinien entspricht. 

Bitte beachten Sie: 

Nach vorheriger Terminabsprache zwischen dem Installationsunternehmen  

und uns kann die Montage des Zählers erfolgen. Bei einer Zählerstellung muss  

ein Mitarbeiter des Fachinstallationsunternehmens vor Ort sein. 

Ihr persönlicher Bauordner
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Was kostet ein Netzanschluss?
Platz für Angebote 

Ihr persönlicher Bauordner
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Ihre Notizen

Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH
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Auftragserteilung
Platz für Aufträge

Ihr persönlicher Bauordner
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Ihre Notizen
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Wie sieht Ihr Hausanschlussraum aus?

Ihr persönlicher Bauordner
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Ihre Notizen
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Mehrsparten-Hauseinführung (MSH)
für Gebäude mit Keller

Ihr persönlicher Bauordner

5.1

Installationsbeispiel

*Rohrtrenner:
Siehe auch Richtlinien für Herstellung von Wasserleitungen- und Gasnetz-
anschlußleitungen im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Schwäbisch Gmünd (Punkt 9) 
Bitte beachten Sie auch, dass dadurch Mehraufwendungen entstehen!

**Druckminderer:
Nur bei erhöhtem Eingangsdruck von > 5 bar

Gebäudeinnenseite

Potential-
ausgleich



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Rohrtrenner
Einbauart 1 nach DIN 1988, Typ GA nach DIN EN 1717

Ihr persönlicher Bauordner

5.2

Einbauart 1/Typ GA

Trennung bei Druckabfall

Der Rohrtrenner ist ständig in Druckflussstellung und trennt erst bei einem 

Absinken des Eingangsdruckesunter den Ansprechdruck des Rohrtrenners. 

Rohrtrenner EA 1/Typ GA sollen vor dem Auftreten eines Unterdruckes in 

Rohrleitungen durch »Trennen« der Leitung eine sichtbare Trennung der Leitung 

von mindestens 20 mm herstellen und dadurch das Rückfließen von Nicht-

trinkwasser in das Trinkwasser verhindern. 

Der Rohrtrenner geht in Trennstellung, wenn der Eingangsdruck auf 

einen Wert absinkt, der 0,5 bar über dem höchstmöglichen Ausgangsdruck 

beziehungsweise Gegendruck liegt (Sicherheit 0,5 bar). 

Beispiel: Befindet sich der höchstmögliche Nichttrinkwasserspiegel einer 

Anlage oder die höchstmögliche Entnahmestelle 7 m über dem Rohrtrenner, 

so  muss der Rohrtrenner bereits bei Absinken des Eingangsdruckes auf 

1,2 bar (Ansprechdruck) trennen.

Durchflussstellung Trennstellung

Die Zeichnungen wurden von 
www.ingolstadt-armaturen.de zur Verfügung gestellt



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Systemtrenner
Bauart BA nach DIN 1988, Typ BA nach DIN EN 1717

Ihr persönlicher Bauordner

5.2

Funktionsweise

Die Funktionsweise der Bauart BA / Typ BA mit Rückflussverhinderer in der Vor- 

und Hinterdruckzone basiert auf dem Prinzip der hydraulischen Trennung. 

Die unterschiedlichen Zonen werden durch zwei Rückflussverhinderer voneinander 

getrennt. In der Mittelzone befindet sich zusätzlich ein Entlastungsventil, das über 

einen Membranantrieb eine Druckdifferenz von 0,14 bar zwischen Vor- und

Mittelzone durch Öffnen und Schließen, je nach Druckverhältnis, aufrecht erhält.

Wenn keine Wasserentnahme erfolgt, sind beide Rück-
flussverhinderer sowie das Entlastungsventil geschlossen. 
Eine Druckdifferenz zwischen Vor- und Mittelkammer 
von 0,14 bar wird durch die Feder des ersten Rückfluss-
verhinderers sichergestellt.

Bei eingangsseitigen Druckschwankungen öffnet 
kurzfristig durch den Membranantrieb das Entlastungs-
ventil. Es tritt jeweils nur soviel Wasser aus, bis eine 
Druckdifferenz von  0,14 bar zwischen Vor- und Mittel-
kammer erreicht ist.

Bei Wasserentnahme sind beide Rückflussverhinderer,
je nach Entnahmemenge, geöffnet. Das Entlastungs-
ventil ist geschlossen. Eine Druckdifferenz zwischen Vor- 
und Mittelkammer von  0,14 bar wird durch die Feder 
des ersten Rückflussverhinderers sichergestellt.

Bei Absinken des Vordruckes unter 0,14 bar 
ist die Mittelkammer gegen die Atmosphäre geöffnet.

Betriebsstellungen

Stellung ohne Wasserentnahme

Stellung bei einseitigen Druckschwankungen

Stellung bei Wasserentnahme

Stellung bei Druckabfall auf der Eingangsseite

Die Zeichnungen wurden von 
www.ingolstadt-armaturen.de zur Verfügung gestellt



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Mehrsparten-Hauseinführung
für Gebäude ohne Keller

Ihr persönlicher Bauordner

5.3

Den Einführungspunkt der MSH 2000 und die Aufteilung der  
Anschlusseinrichtungen der Hausanschlusswand festlegen  
(gemäß DIN 18012 Hausanschlusseinrichtungen in Gebäuden).

Ansicht Erdgeschoss

Grundriss



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Mehrsparten-Hauseinführung
für Gebäude ohne Keller

Achtung Hausanschlusstrasse: 
In diesem Bereich keine Kontrollschächte, Regenwasserzisternen und Entwässerungsleitungen

Schnitt

Mehrsparten-Hauseinführung

Ihr persönlicher Bauordner
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Hausanschlussraum, Lage und Art

Ihr persönlicher Bauordner

5.5

Als Hausanschlussraum wird der Raum bezeichnet, in dem die Hausanschlussleitungen 

installiert werden. 

	 Ein- und Zweifamilienhäuser:

Als Hausanschlussraum kann jeder Raum verwendet werden, der trocken, belüftet,  

frostfrei und nicht über 30° C warm ist. Wohnräume sind aus optischen Gründen weniger 

geeignet. Der Raum sollte zur Straßenfront hin liegen, damit die Anschlusslänge  

möglichst kurz ist. Dies spart Kosten.

	 Mehrfamilienhäuser:

Bei Mehrfamilienhäusern dürfen die Hausanschlussleitungen nicht im Treppenhaus 

installiert werden und der Hausanschlussraum muss abschließbar sein. Um eine sichere 

Versorgung sowie die Ablesung, Kontrolle und Wartung der Messeinrichtung zu  

gewährleisten, muss der Hausanschluss- und Zählerraum für unsere Mitarbeiter zugäng- 

lich sein. Der Raum ist mit dem Text »Hausanschluss- und Zählerraum« dauerhaft  

kenntlich zu machen. Ansonsten gelten die Hinweise für Ein- und Zweifamilienhäuser. 

	 Mehrspartenanschluss:

Beim Mehrspartenanschluss münden alle Leitungen in einem Formstück mit einem 

Durchmesser von 20 cm. Die Anschlüsse werden auf zwei Wände verteilt, die im Winkel 

von 90° aneinander liegen. Bitte beachten Sie hierzu unsere Planungshilfen. 

Die leere Hülse wird in die Schalung mit eingebracht und einbetoniert. In gemauerten 

Wänden wird nachträglich ein Kernloch gebohrt oder die Hülse eingemauert. Die Erd-

deckung sollte mindestens einen Meter betragen. 

In Gebäuden ohne Keller wird das Formstück in die Bodenplatte einbetoniert und  

die Leerrohre gleich mitverlegt. Diese Arbeiten müssen unbedingt vor dem Betonieren  

der Bodenplatte ausgeführt werden.  

Wichtig: Sprechen Sie bei dieser Lösung vorher mit unseren Mitarbeitern.



6

Wie erhalte ich Strom und Wasser 
für die Baustelle?

Ihr persönlicher Bauordner

6.0

Ihre Notizen

Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Ihr Bauwasseranschluss

Ihr persönlicher Bauordner

6.1

Für die Bereitstellung eines Bauwasseranschlusses setzen Sie sich bitte mit Ihren Stadt-

werken Schwäbisch Gmünd in Verbindung, dort erfahren sie auch die Kosten. 

Der Bauwasseranschluss wird ohne Zähler hergestellt, dafür werden Kostenpauschalen 

erhoben.

Hiermit weisen wir ausdrücklich darauf hin dass der Kunde den Hahn vor Fremd-

einwirkung/Beschädigung/Frost und Verlust schützen muss, ansonsten werden weitere 

Pauschalen in Rechnung gestellt.

Die Demontage des Bauanschluss erfolgt bei einer gleichzeitigen Anlage des 

Wasserzählers.



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Ihr Baustromanschluss

Ihr persönlicher Bauordner

6.2

Was ist ein Baustromanschluss?

Ein Baustromanschluss versorgt die Baustelle während der Bauphase mit Strom.  

Die Versorgung erfolgt mittels eines sogenannten »Baustromverteilers«, der  

nach Fertigstellung des eigentlichen Stromanschlusses wieder abmontiert wird.

Wo erhalten Sie den Baustromanschluss?

Ein Anruf bei Ihren Stadtwerken Schwäbisch Gmünd genügt:  

Telefon (07171) 603-8520 

Wo erhalten Sie den Baustromverteiler?

Um einen Baustromanschluss zu erstellen benötigen Sie einen sogenannten  

»Baustromverteiler«. Diesen erhalten Sie bei Ihrem Bauunternehmer oder  

bei Ihrem Elektroinstallateur. Bei Fragen beraten Sie gerne Ihre Stadtwerke  

Schwäbisch Gmünd.

Die Anmeldung erfolgt über den Elektroinstallateur.  

Hinweis für den Mehrsparten-Hausanschluss:

Bitte denken Sie zu diesem Zeitpunkt auch an den Einbau des Futterrohrs,  

das Sie bei Ihren Stadtwerken Schwäbisch Gmünd beziehen können.



Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Versorgungsübersicht der  
Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Ihr persönlicher Bauordner

6.3

Schwäbisch Gmünd

Mutlangen

Lindach

Herlikofen

Hussen-
hofen

Oberbettringen

Bargau

Unterbettringen

Straßdorf

Waldstetten

Schön-
bronn

Reit-
prechts

Metlangen

Rechberg

Weiler i. d. B.

Herdtlins-
weiler

Degenfeld

Zimmern

Wetzgau
Rehnenhof

Waldau

 Klein-
deinbach

Wusten-
riet

Hangen-
deinbach

Großdeinbach

Radel-
stetten

Gemeinden mit Wasser-, Gas-, Strom- 
versorgung und Straßenbeleuchtung

Gemeinden mit Wasser-, Strom- 
versorgung und Straßenbeleuchtung

Gemeinden 
mit Gasversorgung

Hirsch-
mühle
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Checklisten

Ihr persönlicher Bauordner

7.0
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Stadtwerke Schwäbisch Gmünd GmbH

Checkliste
für den Bauherrn

Vor Baubeginn: 

		  Bei Baubeginn den Baustrom bei Ihren Stadtwerken Schwäbisch Gmünd beantragt. 

 

		  Auftrag erteilt am:   

 

		  Einen Baustromverteiler erhalten Sie bei Ihrem Elektroinstallateur  

		  oder Ihrem Bauunternehmen. 

 

		  Bauwasser bei Ihren Stadtwerken Schwäbisch Gmünd beantragt. 

 

		  Auftrag erteilt am:   

 

		  Die Zahl der Wohnungen im Endausbau festgelegt. 

 

		  Den Anschlusswert der Erdgasheizung festgelegt. 

 

		  Den Raum für Hausanschluss festgelegt und im Grundrissplan eingetragen. 

 

		  Den Verlauf der Hausanschlussleitungen auf dem Grundstück geplant. 

 

		  Einen Lageplan samt UG- und EG-Plan zusammen mit den Aufträgen  

		  für die Hausanschlüsse bei den Stadtwerken Schwäbisch Gmünd eingereicht. 

 

		  Auftrag erteilt am:   

 

Bei Baubeginn:  

		  Das Futterrohr für den Mehrspartenhausanschluss ist in der Kellerwand  

		  oder Bodenplatte eingebaut.

Ihr persönlicher Bauordner

7.1
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Checkliste
für den Bauherrn

Bevor der Hausanschluss hergestellt wird:

 

		  Im Hausanschlussraum sind alle Wände verputzt. 

 

		  Den Verlauf des Versorgungsgrabens frühzeitig mit den  

		  Stadtwerken Schwäbisch Gmünd abgestimmt.  

 

		  Die Grabentrasse zwischen Grundstücksgrenze und Hauseinführung  

		  freigeräumt, damit die Arbeiten nicht verzögert werden. 

 

		  Bei vereinbarten Eigenleistungen den Versorgungsgraben / 

		  Mauerdurchbruch termingerecht fertiggestellt. 

Wenn der Hausanschluss hergestellt ist: 

Nach Fertigstellung des Hausanschlusses erhalten Sie von den Stadtwerken  

Schwäbisch Gmünd die Rechnung. Ihre Fachinstallateure veranlassen die  

Zählermontage. 

Haben Sie noch Fragen? 

Unsere Mitarbeiter beraten Sie gerne. 

Telefon (07171) 603 - 8520 und 8620

Ihr persönlicher Bauordner
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Checkliste Telekommunikation
für den Bauherrn

Für Anträge und Aufträge

Die Idee: 

Bereitstellung eines Erschließungskonzeptes, das auf eine gemeinsame Verlagung  

aller zur Versorgung notwendigen Medien orientiert ist. Zur Hilfestellung der  

Koordination des Bauablaufs können Sie die nachfolgende Checkliste benutzen.

Ihr persönlicher Bauordner

7.3

		  Festlegung der Zahl der Wohneinheiten im Endausbau.

		  Festlegung des Hausanschlussraumes möglichst nahe  

		  bei den Versorgungsleitungen. 

		  Kontaktaufnahme mit den Stadtwerken Schwäbisch Gmünd  

		  zur Festlegung der Anschlüsse vor allem bei Gebäuden ohne  

		  Unterkellerung oder wenn die Einführung problematisch  

		  erscheint.

		  Anmeldung zum Anschluss von Bauwasser.

		  Einführungspunkt des Mehrsparten-Hausanschlusses  

		  mit Hausanschlusstrasse festlegen.

		  Antrag auf Erstellung eines Mehrsparten-Hausanschlusses  

		  bei den Stadtwerken Schwäbisch Gmünd.

		  Anmeldung zum Anschluss an das Glasfasernetz  

		  der GmündCOM.

		  Veranlassung der Montage der Messeinrichtungen  

		  für Strom, Gas und Wasser durch den Vertragsinstallateur.



8

Sonstige Unterlagen

Ihr persönlicher Bauordner
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